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Rede anlässlich  des erweiterten Arbeitstreffens der 
Expertengruppe Städtebaulicher Denkmalschutz am 
26. Januar 2010

Über die Stadt kann jeder reden, auf seine Weise 
freilich. Jeder kommt in ihr mehr oder minder vor, 
erlebt sie als sein Zuhause oder als die Bühne sei-
ner Öffentlichkeit. Die Stadt und ich – das ist ein 
komplexes Verhältnis. Wie es dunkle Gassen gibt, 
belebte Promenaden und abweisende Fassaden, 
Parks zum Verweilen, sonnendurchflutete Plätze 
mit Brunnen und Bänken, Straßen, die man mei-
det, weil der Verkehr ununterbrochen rollt, so gibt 
es auch Facetten meiner Persönlichkeit, die von der 
Stadt mal das eine, mal das andere verlangen. Daß 
wir uns so intensiv um das Wesen der Städte küm-
mern, sagt viel über uns: nie eingebettet in die Na-
tur, ohne einen Lebensraum, an den wir angepasst, 
in den wir zwingend eingebunden sind, schaffen 
wir uns beständig eine Nische, die sich nach un-
serem veränderlichen Bilde formt und formt. Die 
Stadt und der Mensch – eine ewige Suche nach der 
perfekten Form. Wie oft finden wir zueinander, wie 
oft auch nicht? Die Geschichte unserer Städte kün-
det von einer Verzweiflung, zeigt aber letztlich die 
ungeheuere Kraft, mit der wir uns vergegenständ-
lichen und systematisch einfangen in Perfektion, 
Täuschung und Verherrlichung, in Selbstüberhe-
bung und Verachtung. Diese Energie entspringt 
nicht zuletzt der Utopie, es möge eine unendliche 
Erzählung geben, die Generationen verbindet und 
ein Kontinuum des Lebens erzeugt. Die Stadt als 
Vexierbild des Veränderlichen, Ephemeren, uns 
Entgleitenden. Vielleicht ist dies die wichtigste 
Funktion der Stadt: Halt zu geben, wo alles an uns 
vorbeirauscht, uns zu beruhigen und Zeit zu schen-
ken, wenn wir lesen: erstmals urkundlich erwähnt 
im Jahre 1118. Die Stadt, das bin doch ich.

Ich möchte im folgenden einige Gedanken formu-
lieren, die auf meine persönlichen Erfahrungen als 
„Zonenkind“ zurückgreifen, wie Jana Hensel jene 
bezeichnete, die nicht mehr gänzlich in der DDR 
und noch nicht vollständig im Westen geprägt 
wurden1.  Sie wurden in der Zone dazwischen er-
wachsen und schauen auf eine immer schneller 
schwindende Erinnerung an ein Land, in dem sie 
trotz kritischer Einwände auch Heimat erkennen. 
Dieses Land prägte meinen Blick auf die Städte, auf 
das Verhältnis zwischen Stadt und Identität, das 
mehr ist als eine Versicherung von Herkunft.

I. Zwickauer Episteme

Ad fontes. Was mich interessiert und insbesonde-
re durch die Erfahrung der politischen Wende ge-
prägt hat, ist die extreme Abhängigkeit des städ-
tischen Raums von gesellschaftlichen oder besser: 
ideologischen Kontexten. Als die Mauer fiel, war ich 
17 Jahre alt. Bis dahin hielt ich es für erwiesen, daß 
Städte über einige wenige unverrückbare Konstan-
ten verfügen (etwa große Kirchen, Rathäuser und 
mächtige Profanbauten, soweit sie den Krieg eini-
germaßen überstanden hatten), ansonsten aber 
einem langwierigen Umgestaltungsprozess unter-
liegen. Die versehrten Stadttopographien der DDR 
– auch die meiner Heimatstadt – legten dies sicht-
bar nahe. Das rasche Wachstum von Neubaugebie-
ten auf der grünen Wiese oder die Folgen, die sich 
aus dem Aufbaugesetz sowie den „16 Grundsätzen 
des Städtebaus“ (1950) in der DDR ergeben hatten 
und die Stadt zur Bühne einer neuen „Volksdemo-
kratie“ degradierten, blieben für mich lediglich auf 
Langfristigkeit angelegte Bewegungen in einem 
umfassenden Grau, das nicht zu bewältigen war. 

Die Stadt und ich. Über Städtebau und Identität

Tobias J. Knoblich
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Als sich der dumpfe und zähe Kokon der DDR-Wirk-
lichkeit 1990 öffnete, schien es mir, als setze erst 
jetzt so etwas wie umfassende Gestaltung ein. Ich 
erlebte meine Heimatstadt Zwickau, dieses gleich 
hinter dem Rathaus noch kriegsruinöse, vom Berg-
bau unterhöhlte, von der Kokerei überräucher-
te, durch unzählige Essen verschandelte, im Mul-
dental langsam vom Staub zugerieselte Drecknest, 
plötzlich aufblühen, als Stadt im umfassenden 
Sinne überhaupt erst wieder entstehen. Wo Stra-
ßen einst als Sackgassen endeten, Häuserwände 
fehlten oder in Ziegel- und Putzfragmente zerlegte, 
teils mannshoch begrünte Siedlungsreste die Sicht 
versperrten, entstanden nach und nach Zusam-
menhänge, Blickachsen und Interpretationen von 
Alt und Neu, die teilweise aber auch rasch wehtun 
konnten. Vorher war Stadt für mich das, was ich als 
Modell der Vergangenheit aus dem Städtischen 
Museum kannte, in dem es, wenn ich mich erinne-
re, immer dunkel war, als müsse man Erinnerung 
behutsam im Halbschatten halten, damit sie nicht 
von der Gegenwart ausgeblichen und verdorben 
würde. Auch alte Stiche hatten mir den Eindruck 
vermittelt, ganz früher sei die Stadt unversehrt ge-
wesen, hätte es so etwas wie eine perfekte Disposi-
tion gegeben, an deren verschwommenen Resten 
wir uns nunmehr abarbeiteten. Die Wirklichkeit 
der DDR erinnere ich aber ebenfalls meist als et-
was Obskures, eine düstere Winterlandschaft. Ich 
sehe die großen Werkstore des VEB Sachsenring 
Zwickau, denen Multicars mit mehreren Hängern, 
beladen mit zerbrechlich wirkenden Einzelbautei-
len unseres Volkswagens Trabant, entströmten, um 
sich in den Verkehr der Stadt einzugliedern und die 
Fracht im Schneckentempo über das Kopfsteinpfla-
ster in eines der anderen Werke zu transportieren. 
Wer diese Mühseligkeit je gesehen hat, kann die 
langen Wartezeiten auf einen kompletten „Trabant 
601 de luxe“ problemlos verstehen. Nicht nur die 
Stadt bestand aus einer Vielzahl von Fragmenten, 
auch die Volkswirtschaft produzierte in lauter Ver-
satzstücken; aus allen Poren der Stadt dampfte die 
Produktion von Gütern, die Busse rollten im Minu-
tentakt und bewegten das werktätige Volk, zumeist 
aus den Plattenbausiedlungen an beiden Seiten des 
Muldentals oder zurück dorthin. Mein Schulbus 
kollidierte einmal bei glatter Straße mit einem der 
Autoteiletransporte, dessen Unversehrtheit fest-

zustellen allen Beteiligten wichtiger war als mein 
beim Aufprall umgeknickter, schmerzender Dau-
me. Heute ist es, als sei ein Spuk vorbei: die wuch-
tige Haupthalle der Trabantwerke steht leer, hoch 
oben sieht man den offenbar nicht dauerhaft zu 
überdeckenden Schriftzug „Horch“, der sich als Si-
gnum der Automobilbautradition gleichsam von 
selbst aus den unteren, hochwertigen Schichten 
des Putzes freigelegt hat, ohne dass ein Restaura-
tor mit sensiblem Gerät tätig geworden wäre. Au-
tos produziert man heute vor den Toren der Stadt, 
in atemberaubender Geschwindigkeit. Das Impro-
visorium DDR – das ist sehr lange her, ein Schat-
tenreich, das mich dennoch sehr prägte. Mit dem 
Verschwinden der kleinteiligen Produktion in der 
Stadt wird für mich ein historischer Stadtkern vor-
industrieller Prägung überhaupt erst wieder denk-
bar. Vorher erinnere ich Stadt nur als das, was rück-
sichtslos „Werte“ schuf; Konsumgüterproduktion 
– wie es damals hieß – um jeden Preis. Alles gerät in 
dieser Perspektive in eine dienende Funktion; Ge-
schichtsvergessenheit oder Perspektivierung von 
Geschichte auf jene, die produzieren.

Je intensiver die Menschen den Wandel seit 1990 
erlebten und je rascher vieles, was ihr Arbeitsle-
ben geprägt hatte, verschwand (denken wir etwa 
an spektakuläre Sprengungen von Essen), desto 
stärker wurde die Nachfrage nach Literatur, die 
die Vergängnis widerspiegelt und Momentauf-
nahmen festhält. „Zwickau wie es einst war“, die 
Geschichte der Stadtteile, selbst kleinster Orte im 
Umfeld – solche Publikationen wurden zu regio-
nalen Bestsellern, die in mehreren Auflagen er-
schienen. Die Zeit lief plötzlich schneller, es gab 
wieder Lust auf Zukunft, und diese zog eine neue 
Lust auf sichtbare Vergangenheit nach sich. Über-
haupt wurde alles sichtbarer: das Licht fand umfas-
send in die Stadt, der Dom etwa wurde nachts erst-
malig beleuchtet, ein Ereignis. Es glimmte jedoch 
auch immer stärker die Hoffnung, einiges kön-
ne wieder so werden, wie es in alten Aufnahmen 
vor Augen trat. Die Idee eines historischen Stadt-
kerns wurde rasch lebendig, der von der Ideologie 
gepeitschte radikale Umgestaltungswille ererbter 
Strukturen erschien plötzlich als obszöne Geste, 
die jedem wehzutun schien. Denke ich allein an 
die Geschichte des Wettiner Schlosses Osterstein 
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am Zwickauer Ring, scheint mir dessen zumindest 
teilweise Rekonstruktion noch immer ein Wunder. 
Wir lebten über Jahrzehnte mit einer monströsen 
Ruine im Herzen der „sozialistischen Stadt“, auch 
in der hintergründigen Ambivalenz von obsoleter 
Herrschaftsarchitektur und wertvollem Denkmal 
einmaliger Baukultur, vor allem hinsichtlich der 
Dachkonstruktion des noch immer nur notdürftig 
gesicherten Kornhauses, die der Laie schon längst 
für verdorben gehalten hatte. Heute erst, wenn sie 
vom Schloss aus die Stadt betreten, erleben man-
che Menschen die Radikalität, mit der Alt-Zwickau 
Ende der 1960er Jahre abgetragen und die Verbin-
dung zwischen Innenstadt und Zwickauer Mulde 
durch typisiertes Bauen mit teils absurden Traufhö-
hen beschädigt worden war. Sinnliche Erfahrung ist 
noch immer das populärste Mittel der Erkenntnis. 
Die politische Wende als Schule des Sehens, wenn 
man so will. Und doch schien uns damals, auch mir 
als Kind, ein bezugsfertiger Plattenbau als Offen-
barung. Wie schnell weicht das, was man an Über-
kommenem nicht mehr sieht, der Evidenz des Neu-
en, wenn es Zukunft und Wärme verspricht!

Was Richard Sennett in seinem Buch „Fleisch und 
Stein. Der Körper und die Stadt in der westlichen Zi-
vilisation“ 1994 beschreibt, ist eine Geschichte der 
Stadt, gespiegelt durch die körperlichen Prägungen 
der Menschen.2 Für ihn ist die Stadt ein Deutungs-
raum nicht nur in Hinblick auf Macht, Herrschaft 
und soziale Praktiken, sondern der Parallelität von 
individuellem und kollektivem Verhalten. In der 
Stadt wird gestaltet, was an Körperlichkeit gelebt 
und interpretiert wird. Im DDR-Plattenbau spie-
gelt sich die „allseits gebildete sozialistische Per-
sönlichkeit“ wider, die untergebracht sein will und 
das Individuelle der Funktionalität des Systems un-
terordnet. Sie kann beliebig mittels Wohnraum 
gestapelt und angeordnet werden, wenn nur kei-
ne dunklen Innenhöfe entstehen und die Parzellie-
rung so gleich ist, wie die Menschen im Idealfall es 
auch sein sollten. Stadt wird zum Reservoir solchen 
Denkens. Der 13. Grundsatz des Städtebaus hatte 
gelautet: „Die vielgeschossige Bauweise ist wirt-
schaftlicher als die ein- oder zweigeschossige. […]“3 
Wohnungsbau statt Städtebau ist später daraus ge-
worden. Vom Primat der Ökonomie – oder der Sozi-
alpolitik, je nach Wertung.

II. Downtown Dubai oder die Zwecke einer Stadt

Was Sennett jedoch eigentlich zu seinem Buch an-
geregt hatte, war die – aus seiner Sicht – „Verar-
mung der Sinne, die das moderne Bauen wie ein 
Fluch zu verfolgen scheint; die Dumpfheit, Mono-
tonie und taktile Sterilität, die schwer auf unserer 
städtischen Umgebung lastet.“4 Das ist die ande-
re Erfahrung gewesen, als ich endlich den Westen 
bereisen konnte, etwa beim Anblick der Gebäude 
der Landesbank Baden-Württemberg in Stuttg-
art, der immergleichen Einkaufstempel der west-
lichen (und nunmehr auch ostdeutschen) Städte, 
der autogerechten Stadtzentren und Suburbanisie-
rungsfolgen. Die Ähnlichkeiten etwa zwischen Hal-
le und Hannover irritierten mich. Was war da pas-
siert, dass offenbar in beiden Staaten der Blick auf 
die Städte und vor allem ihr Zentrum versagt hat-
te, wenn im Westen vielleicht auch nicht systema-
tisch oder flächendeckend? Vollends verunsichert 
war ich, als ich merkte, daß meine „Schule des Se-
hens“ häufig nicht geteilt wurde: über die Städte 
des Ostens wurde die Nase gerümpft; der Begriff 
der Platte, den ich vor der Wende gar nicht kann-
te, stand als Menetekel urbanen Niedergangs über 
allem. Aber Beton gab es auch andernorts, durch-
aus nicht filigraner in den Boden gebracht.

Bei allen Parallelen, die man zwischen Ost und 
West ziehen kann, hat der Osten bekanntermaßen 
von der gebremsten Aktivität eines Staates profi-
tiert, der vieles einfach nicht finanzieren konnte. 
Der Mangel konservierte und führte letztlich dazu, 
daß nach dem Systemwechsel viel Geld in eine sach-
gerechte Restaurierung ganzer Innenstadtensem-
bles investiert werden konnte. Als schönes Beispiel 
der Rettung in letzter Sekunde erinnere ich gern 
an das Andreasviertel in Erfurt, das uns vor Augen 
führt, wie wichtig der Blick aufs Ganze ist.
Gebäude und Stadtrauminterpretationen, deren 
Sterilität mich abstieß, die mehr bedeuteten als nur 
Unterbringung und Versorgung der Werktätigen, 
lernte ich erst dort kennen, wo das Kapital spricht 
und bestimmte Interessen architektonisch entfal-
tet werden. Mitscherlichs „Unwirtlichkeit der Städ-
te“ und andere Texte las ich erst später. Hier war die 
DDR jedenfalls in ihrer Baugeschichte eine Mono-
kultur, von einigen Spezialfällen wie dem Palast 
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der Republik einmal abgesehen. Plötzlich stand 
ich vor Gebäuden, Durchgängen und Wegen, die 
mir zu signalisieren schienen, nicht für mich da zu 
sein, die mir umgekehrt Respekt abnötigten, mich 
klein machten, zur Adoration zwangen, wie ich es 
früher allenfalls von Kirchen gekannt hatte. Oder 
Gebäude, die nur auf Kommerz ausgerichtet wa-
ren und für kurze Zeit die „schöne neue Welt“ für 
DDR-Bürger simulierten. Die Zwecke städtischer 
Architektur können sehr verschieden sein. Ein Maß 
zu finden, schien mir damals unmöglich, ich war 
nachhaltig verwirrt. Die exzessive Warenzirkulati-
on tat der Stadt offenbar genauso wenig gut wie die 
Produktion aus allen Poren.

Heute ist Dubai als Beispiel einer einmaligen Form 
der Stadtentwicklung in aller Munde, spätestens 
mit der kürzlichen Eröffnung des höchsten Bau-
werkes der Welt. In einem halben Jahrhundert vom 
Fischerdorf zur Metropole einer künstlichen Insel-
gruppe; von städtebaulichem Denkmalschutz, der 
Dialektik von Bewahren und Erneuern oder derglei-
chen dürfte dort wohl keine Rede sein. Eine Stadt, 
aus Größenwahn und Versatzstücken teils impor-
tierter Superlative geboren – bis hin zum Kultur-
angebot –, kann eigentlich nur eine homunculöse 
Identität aufweisen, so muß man vermuten. Bei uns 
gibt es – wenn auch in Dimension und Funktiona-
lität anders gelagert – ebenfalls Beispiele für Plan-
städte ohne lange oder zumindest konsistente Ge-
schichte: die Stadt des KdF-Wagens (Wolfsburg)5, 
die Stadt der Hermann-Göring-Werke (Salzgitter)6 
oder Stalinstadt (Eisenhüttenstadt)7; sie laborieren 
mehr oder weniger intensiv und abhängig von der 
sie definierenden Industrie und Architektur an ih-
rer Identität. Sie sind kein Sediment des Siedelns 
von Menschen, sondern zunächst eindimensionale 
Zweckgebilde.

Identität, auch regionale Identität, kann gewiss 
neu geprägt werden. Nicht immer ist ein langer hi-
storischer Vorlauf notwendig, um Gemeinschaft zu 
konstituieren; doch wo er existiert und eine starke 
Spur hinterlassen hat, ist es wie mit der Loipe beim 
Ski: wer ausbricht, riskiert die sichere Gangart und 
scheitert im schlimmsten Falle. Ist die neue (zweck-
rationale) Idee der Traum von Wachstum ohne 
Grenzen, wie es bei Dubai zu sein scheint, wird sich 

diese geborgte Utopie bald als Gestern im Heute 
erweisen. Dieses Stadium haben wir hoffentlich 
überwunden. Städte lassen sich nicht ungestraft 
umkrempeln oder ohne Not aus dem Boden stamp-
fen, sie müssen vor einseitigen Interessen geschützt 
und besonnen weiterentwickelt werden. Es gibt so 
etwas wie ein „urbanes Unbewusstes“, das gegen 
ein rücksichtsloses Ich von Stadtpolitik rebelliert 
und sich im Geist einer Stadt manifestiert. „Wende-
zeiten“, so mein Eindruck, zeigen das eindringlich. 
Ich hatte immer das Gefühl, zur Hälfte drängt et-
was in der Stadt nach Wiederentdeckung, zur Hälf-
te wird diese an die Stadt herangetragen.

Städte haben eine wichtige Gedächtnisfunktion, 
die auszulöschen oder zu entstellen Frevel ist. Wo 
eine Stadt – auf der Grundlage welcher Ideologie 
auch immer – erzwungen oder bezwungen wird, 
werden die Menschen sich lange reiben müssen, 
ehe sie sich behaust und eingebettet fühlen kön-
nen, sofern sie keine modernen Nomaden sind. 
Damit rede ich keiner Restauration das Wort. Ge-
rade in Dresden leide ich – bei aller Begeisterung 
für die alten Strukturen – am Neumarkt und seiner 
Kulissenhaftigkeit. Aber ich habe am eigenen Leib, 
in meiner eigenen Bildungsgeschichte erfahren, 
wie abhängig gerade der aufwachsende Mensch 
von der Sensibilität derer ist, die Stadtpolitik be-
treiben, wie mühsam nur Fehler korrigiert werden 
können. Man kann gar nicht umsichtig genug über 
historische Stadtkerne und Siedlungsanlagen dis-
kutieren, denn eine einzige falsche Entscheidung 
kann wichtige Identifikationsräume zerstören und 
die Einmaligkeit differenter Formen von Stadtent-
wicklung auslöschen. Zwar noch lange bäumt sich 
dann der beschädigte Stadtkörper auf, doch wer 
interessiert sich dann noch hinreichend für die ge-
schlossene Gestalt der europäischen Stadt im Plura-
lismus der Interessen? Ich denke, daß gerade junge 
Menschen in den Dialog mit sichtbarer regionaler 
Entwicklung eintreten können sollten, um Heimat 
finden, überhaupt erst nach vorn denken zu kön-
nen. Ohne ein Wissen um das Ererbte, die Beson-
derheiten vor Ort, kann kein Bewusstsein für die 
Qualität des Gemeinwesens heranwachsen. In ge-
wisser Weise müssen junge Menschen auch lernen, 
gegen den Zeitgeist unmodern zu sein, um ein Ver-
ständnis für gesunde Modernität zu entwickeln.
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III. Heimat – Ein Aneignungsprozess

Ich bin begeistert von der Initiative „Kulturerbe 
macht Schule“ der Deutschen Stiftung Denkmal-
schutz, die mit ihren Arbeitsblättern für den Un-
terricht eine tiefgründige und zielgruppenspezi-
fische Auseinandersetzung mit Denkmalen und 
Denkmalschutz ermöglicht, leider bisher nur Kür 
im Lehrplan. Hier lernt man gleichsam sehen, Ho-
rizonte bilden und nicht – wie es mir erging – nur 
nacherzählen, was etwa die Einheit von Wirt-
schafts- und Sozialpolitik für das sozialistische Bau-
en bedeutete. Wer es nicht anders lernt – und kein 
Wendeerlebnis hat –, denkt nur in Magistralen, 
Versorgungszentren oder Stockwerken. Mit den 
Arbeitsblättern der Stiftung Denkmalschutz ler-
nen die Schüler auch die Interessenkonflikte ken-
nen, die der Umgang mit Gebäuden oder ganzen 
Ensembles erzeugt, deren Restaurierung nicht 
ohne weiteres finanzierbar scheint oder für deren 
Nutzung divergente Konzepte und Erwartungen 
aufeinanderprallen. Die Zukunft auch des städte-
baulichen Denkmalschutzes liegt in der Bildung, 
in mündigen, kulturgeschichtlich, aber auch ästhe-
tisch geschulten Bürgern, die sich mit ihrem Um-
feld identifizieren, das Besondere wertschätzen 
können und nicht dem Uniformierten das Wort 
reden. Waren es bei mir damals die Grautöne, die 
ich im Wohngebiet schon für Farbe hielt, alte Häu-
ser, die ich im Kontrast dazu als störend empfand, 
weil sie vom Schwamm zerfressen, vor sich hin 
bröckelnd die Straße verschandelten, so sind es bei 
manchen jungen Menschen heute nur sterile Glas- 
und Betonwände, die ansprechen, weil sie in einer 
globalisierten Welt die Sprache moderner Metro-
polen sprechen, futuristisch wirken wie die glatte 
Außenwand der Raumschiffe und Zukunftswelten 
der Science-fiction-Filme. Und sich darüber hinaus 
vielleicht gut  besprühen lassen.

Ein Umgebindehaus mit seinen eher erdrückenden 
Stuben oder die schmalen Gassen von Goslar mit 
dem eigenen, weltweit vernetzten Leben in eine ad-
äquate Verbindung zu bringen und diese zu kom-
munizieren, dürfte weitaus schwerer sein. Immer 
auch ist die Vergangenheit ein Gewicht, das zu Bo-
den zwingt, das lähmen und erdrücken kann. Dann 
sind Formen von Beheimatung gefragt, gestaltete 

Prozesse des Hineinwachsens und sich Anverwan-
delns. Wenn es einem historischen Stadtkern an 
einer Stadt gebricht, die lebendig ist, über eine Öf-
fentlichkeit verfügt oder mehr ist als nur die Sum-
me perfekt sanierter Häuser, kommt auch Denk-
malschutz an Grenzen. Nehmen wir das Elsass. Wie 
gut, dass es heute französisch ist. Das war gleich 
mein erster Gedanke dort, etwas klischeehaft viel-
leicht, das räume ich ein. Die in Deutschland herr-
schende Differenz zwischen Zivilisation und Kul-
tur, die Norbert Elias so treffend beschreibt, dort 
habe ich sie in ihrer relativen Absenz sofort ver-
standen. Wie viel authentischer wirken die Städ-
te, wo es eine Lebensweise gibt, die mit ihnen gut 
korrespondiert. Fahren Sie nach Eschwege, und Sie 
erleben das Gegenteil: hübsche Fachwerkhäuser, 
ausschließlich italienische Gastronomie und leere 
Straßen – geborgte Aura, die nicht zur Entfaltung 
gelangt. Ich habe mich nirgends mehr gelangweilt; 
sogar Berlin-Marzahn ist interessanter, weil es dort 
eine authentische Öffentlichkeit gibt und gute rus-
sische Läden. Marzahn ist überhaupt besser als sein 
Ruf. Waren Sie schon einmal an der Wuhle spazie-
ren, in Richtung Hellersdorf? Wenn es dämmert, 
sehen Sie die großen monolithischen Wohnblöcke 
im Abenddunst, wie ein Gebirge, dessen Erhaben-
heit sie erschauern macht. 

Unmittelbar vor Ihnen eine Steppenlandschaft mit 
Rehen und Hasen, das Idyll von Trampelpfaden, die 
sofort ein Gefühl von Urlaub und Unabhängigkeit 
evozieren. Es ist eine Frage der Identifikation, der 
Apokryphe von Heimat, für die das Überlieferte, so 
wertvoll es sei, nur eine Bedingung darstellt. Auch 
ein historischer Stadtkern muß stets aufs Neue als 
Heimat angeeignet werden; er trägt die Potenz zu 
Großartigem in sich, ist gewiss ein siedlungsge-
schichtlicher Wert an sich, aber die Menschen, die 
in ihm heimisch werden sollen, leben ihre immer 
neuen Geschichten, müssen ihn annehmen, eine 
Beziehung zu ihm finden, die mehr ist als ein ober-
flächlicher Reiz oder lediglich Wertebewusstsein. 
Auch eine beschädigte Stadt kann Heimat sein; die 
Menschen müssen erfahren und entdecken, wel-
che Potenzen in ihrer Stadt stecken, um sie gegen 
Vereinnahmungen aktiv verteidigen zu können 
und Identität zu entfalten.
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Das ist und bleibt die große Herausforderung für 
mich als Kulturpolitiker: Nicht nur stärken und er-
neuern, was vorher als Wert nicht ins recht Licht 
gerückt worden war, sondern interpretieren zu-
sammen mit denen, die behaust sein wollen und 
Zukunft entwickeln, wo die Spuren scheinbar zu-
rück verweisen. Ohne Zukunft keine Vergangen-
heit, heißt es so schön. Welches Motto würde der 
Arbeit eines Denkmalschützers besser gerecht?

1 Vgl. Jana Hensel: Zonenkinder, Reinbek 2002
2 Vgl. Richard Sennett: Fleisch und Stein. Der Körper und die 

Stadt in der westlichen Zivilisation (1994), Frankfurt am 

Main: Suhrkamp Verlag 1997
3 Die 16 Grundsätze des Städtebaus vom 27. Juli 1950, zu-

erst abgedruckt in: Ministerialblatt der DDR Nr. 25 vom 

16.09.1950, hier zitiert nach dem Quellenanhang in: 

  Andreas Ludwig: Eisenhüttenstadt. Wandel einer indus-

triellen Gründungsstadt in fünfzig Jahren, Brandenbur-

gische Historische Hefte Nr. 14, Potsdam 2000: Branden-

burgische Landeszentrale für politische Bildung, S. 111
4 Sennett, a.a.O., S. 21
5 Gegründet am 1. Juli 1938 bei Fallersleben im Kontext einer 

wirtschaftspolitischen Propaganda („Automobilisierung 

der Bevölkerung“) des Naziregimes. Hitler pries sie in sei-

ner Rede bei der Grundsteinlegung als „Lehrstätte“ der 

Stadtbaukunst für vorbildliche deutsche Arbeiterstädte.
6 Gegründet am 1. April 1942 aus sieben Ortschaften des 

ehemaligen preußischen Kreises Goslar und 21 des braun-

schweigischen Kreises Wolfenbüttel durch den Reichs-

statthalter von Anhalt und Braunschweig. Sie erhielt zu-

nächst den Namen Watenstedt-Salzgitter. Bereits am 15. 

Juli 1937 hatten die Nationalsozialisten die Reichswerke 

AG für Erzbergbau und Eisenhütten „Hermann Göring“ 

(Hermann-Göring-Werke) gegründet. 1940 wurde das Ar-

beitserziehungslager Hallendorf (Lager 21) errichtet.
7 Eisenhüttenstadt gilt als die erste „sozialistische“ Stadt der 

DDR und ist als reine Planstadt am 7. Mai 1953 als Stalin-

stadt gegründet worden (Gründung des Eisenhüttenkom-

binats Ost 1951).

Tobias J. Knoblich

Geschäftsführer Landesverband Soziokultur Sachsen, 

Mitglied und Sprecher des Sächsischen Kultursenats, 

Vizepräsident der Kulturpolitischen Gesellschaft e. V. sowie 

Vorsitzender der Sächsischen Jugendstiftung, Dresden
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Zum Programm   

Fontanestadt Neuruppin, Brandenburg  |   complan Kommunalberatung
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295 Städte aus dem gesamten Bundesgebiet wur-
den mittlerweile in das Bund-Länder-Programm 
Städtebaulicher Denkmalschutz aufgenommen – 
178 Programmstädte in den neuen Ländern und 117 
Städte in den alten Ländern setzen aktuell mit Hil-
fe von Fördermitteln Maßnahmen in historischen 
Stadtquartieren um. In den alten Ländern etabliert 
sich das Programm zunehmend als Leitprogramm 
für die Wiedergewinnung bauhistorischer Qua-
litäten im Zuge der Erneuerung und Weiterent-
wicklung historisch bedeutsamer Stadtquartiere 
und nicht zuletzt für eine enge, konstruktive und 
zukunftsweisende Zusammenarbeit von Stadtpla-
nern, Architekten und Denkmalpflegern. Das Pro-
gramm Städtebaulicher Denkmalschutz ist damit 
maßstabsetzend für eine an den historischen Kul-
turgütern ausgerichtete Stadtentwicklung.

Evaluierung des Programms Städtebaulicher Denk-
malschutz 

Im Gegensatz zu den 117 neu aufgenommenen 
Städten blicken die Programmstädte in den neuen 
Ländern auf fast 20 Jahre Erfahrung im Städtebau-
lichen Denkmalschutz zurück. Die Erkenntnisse, 
die sich aus den frühen Jahren des Förderpro-
gramms gewinnen lassen, werden derzeit mit Hil-
fe der Evaluierung Städtebaulicher Denkmalschutz 
Ost ermittelt. 

An der Kommunalbefragung im Rahmen der Evalu-
ierung haben sich nahezu alle Programmstädte be-
teiligt. Zwar liegen die endgültigen Ergebnisse der 
Datenanalyse noch nicht vor, doch bestätigen erste 
Auswertungen das, was das Erscheinungsbild der 
historischen Stadtkerne längst vermuten lässt: mit 
insgesamt 1,85 Mrd. Euro, die der Bund bis 2008 zur 
Verfügung gestellt hat, wurde Außerordentliches 
erreicht. Da die Bundesmittel in der gleichen Höhe 

noch einmal durch Landesmittel und zur Hälfte 
wiederum durch kommunale Eigenmittel ergänzt 
werden, konnten die historische Bausubstanz in 
zahlreichen Städten der neuen Ländern erhalten 
und saniert werden. 

Die Impuls- und Synergieeffekte, welche durch die 
Förderung ausgelöst wurden, waren entscheidend 
für die Zielerreichung. Private Eigentümer haben 
umfangreich in ihr Eigentum investiert und somit 
erheblich zur Qualität der Stadtbilder beigetragen. 
Da meist regionale Handwerksbetriebe mit der Sa-
nierung beauftragt wurden, hat das Programm 
Städtebaulicher Denkmalschutz zudem wesentlich 
zur Stärkung der lokalen Wirtschaft beigetragen. 
Stabilere Einwohnerzahlen, Einzelhandelsansied-
lungen und zunehmender Tourismus sind zusätz-
lich nachweisbare Erfolge. 

Der positive Eindruck, den die historischen Stadt-
kerne zwischenzeitlich in den Bereichen zwischen 
Rathaus, Markt und Kirche vermitteln, darf nicht 
über die Tatsache hinwegtäuschen, dass noch 
Vieles zu tun ist. Weiterhin sind wertvolle Einzel-
objekte und zum Teil zusammenhängende Ge-
bäudeensembles in ihrer Substanz bedroht. Leer-
stand in allen Lagen der Stadtkerne beeinträchtigt 
die Lebendigkeit und trotz positiver Tendenz ha-
ben sich die historischen Stadtkerne als attrak-
tive innerstädtische Wohnstandorte bislang nicht 
ausreichend etabliert. Die Sanierung wird meist 
erschwert durch Finanzierungsprobleme der Ei-
gentümer, schwierige Besitzverhältnisse oder feh-
lendes Investitionsinteresse. So entsteht in den hi-
storischen Stadtkernen häufig der Eindruck einer 
Schwarz-Weiß-Situation: Leerstand und baulicher 
Verfall stehen im starken Kontrast zu liebevoll sa-
nierten Schmuckstücken. 

Stand des Programms Städtebaulicher Denkmalschutz 

Hathumar Drost
Daniela Michalski
Bundestransferstelle Städtebaulicher Denkmalschutz
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Programmstart Städtebaulicher Denkmalschutz in 
den alten Ländern

Im Gegensatz zum Erscheinungsbild der ostdeut-
schen Altstädte hat sich über die historischen Stadt-
quartiere der alten Länder häufig ein Grauschleier 
gelegt. 20 Jahre Sanierungsstau haben vielerorts 
Ihre Spuren hinterlassen und machen eine neue 
Sanierungsperiode notwendig. Seit 2009 können 
in den Städten Mittel aus dem Programm Städte-
baulicher Denkmalschutz eingesetzt werden. Die 
vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stad-
tentwicklung berufene Expertengruppe Städte-
baulicher Denkmalschutz hat ihre regelmäßigen 
Arbeitstreffen bewusst in Programmstädten ver-
anstaltet, die neu in das Programm aufgenommen 
wurden, und dabei festgestellt: die Fragestellungen 
und Themenfelder, mit denen sich die historischen 

Städte in den alten Ländern auseinandersetzen, 
sind nahezu identisch mit den Aufgaben, die nun 
auch auf die neuen Länder zukommen. Die Anpas-
sung der Städte an den demografischen Wandel, 
die Auseinandersetzung mit dem Klimaschutz in 
historischen Stadtquartieren oder auch Nutzungs-
konflikte, die sich durch den Verkehr oder im Ein-
zelhandel in den Altstadtquartieren ergeben, stel-
len die Städte im gesamten Bundesgebiet vor die 
gleichen Herausforderungen. Die Expertengrup-
pe hat zu diesen Themen in den Jahren 2009 und 
2010 die Stadt Hattingen (Nordrhein-Westfalen), 
die Hansestadt Lübeck (Schleswig-Holstein), die 
Freie und Hansestadt Hamburg sowie Diemelstadt 
(Hessen) bereist, im Jahr 2008 bereits die Stadt Re-
gensburg (Bayern). 

Abb. 1   |   Cranach-Höfe in der Lutherstadt Wittenberg, Sachsen-Anhalt 
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Leerstand in strukturschwachen Regionen

Im Rahmen des Stadtumbaus wurde für die Stadt 
Diemelstadt bis 2020 ein Bevölkerungsrückgang 
von 7-8 % prognostiziert, 1/3 der Bevölkerung wird 
zu diesem Zeitpunkt voraussichtlich über 60 Jahre 
alt sein. Die Einwohnerverluste wirken zunächst 
nicht dramatisch. Doch mit 224 Denkmälern in der 
Stadt sind bereits heute einige schützenswerte Ge-
bäude im Kern des Fachwerkstädtchens von Leer-
stand und Verfall betroffen. Die Alterung der Bevöl-
kerung wird die Situation besonders im Stadtkern 
weiter verschärfen. Was kann unternommen wer-
den, wenn denkmalgeschütztes Fachwerk nicht 
den Ansprüchen an seniorengerechtes Wohnen 
gerecht wird und baulicher Verfall zunehmend 
das Ortsbild beeinträchtigt? Sowohl das Land Hes-
sen als auch die Akteure in Diemelstadt stellen sich 
mit Kreativität und Verantwortungsbewusstsein 
den aktuellen Herausforderungen. Vermarktungs-
konzepte, um ehemalige Bewohner oder auch 
Ortsfremde mit Interesse an einem Zweitwohnsitz 

(zurück) zu gewinnen, zählen zu den Strategien, 
welche die Region stabilisieren sollen. Die Stadt 
wiederum setzt auf die Gestaltung des öffentlichen 
Raums und vergrößert Grundstücke, um die Attrak-
tivität als Wohnstandort zu steigern. Begleitet wird 
der Prozess von einer zunehmenden Identifikation 
der Bürger mit ihrer Stadt, die sich in der Arbeit von 
Geschichts- und Heimatvereinen niederschlägt. 
Bleibt zu hoffen, dass mit Unterstützung der Bür-
ger der Verlust der schützenswerten Bausubstanz 
verhindert werden kann.

Entwicklungsdruck in strukturstarken Gebieten

Im Gegensatz zu den Entwicklungen in eher länd-
lichen Räumen steht die Hansestadt Lübeck auf-
grund der starken Nachfrage durch Einheimische 
und Touristen unter starkem Entwicklungsdruck. 
Seit 1987 UNESCO-Welterbe, gilt es, die aktuellen 
Nutzungsanforderungen mit den besonderen Ge-
staltungsbedingungen auf der Altstadtinsel zu ver-
einbaren. 9.300 Wohneinheiten für 13.600 Einwoh-
ner und 130.000 qm Verkaufsfläche finden sich in 
den Bürger- und Kaufmannshäusern sowie in er-
gänzenden Neubauten. In Reaktion auf die zuneh-
mende Nachfrage entwickelt die Stadt derzeit ein 
weiteres innerstädtisches Quartier für Wohn- und 
Dienstleistungsangebote. Wo bislang eine Zeilen-
bebauung aus den 50er Jahren durch eine Berufs-
schule genutzt wurde, wird in Zukunft eine ge-
schlossene Blockrandbebauung die ehemalige 
Stadtstruktur wieder aufgreifen. Der Abriss des 
Schulkomplexes hat umfangreiche Grabungen er-
möglicht, die zu überraschenden Ergebnissen ge-

Abb. 2  |   Altstadt von Regensburg, Bayern Abb. 3   |   Fachwerk in Diemelstadt, Hessen 



� 17

�
� Informationsdienste Städtebaulicher Denkmalschutz  35

führt haben: mittelalterliche Fundamente wur-
den freigelegt, die bis ins Jahr 1152 zurück reichen. 
In den Grabungen liegt nun ein großes Potenzial 
für die weitere Stadt- und Quartiersentwicklung. 
Wenn es gelingt, die historischen Fragmente in 
die künftige Bebauung zu integrieren, die Funde 
also „in situ“, am Grabungsort selbst zu erhalten, 
können spannende architektonische Wechselwir-
kungen und eine besondere Standortprofilierung 
gelingen.

Ausblick

Die gesamte Spannbreite zwischen struktur-
schwachen und strukturstarken Regionen, zwi-
schen ländlich geprägten Gebieten und Großstadt, 
zwischen abnehmenden und zunehmenden Bevöl-
kerungszahlen bestimmt die künftige thematische 
Ausrichtung des Bund-Länder-Programms. Im Jahr 
2009 standen zur Bewältigung der Aufgaben im 
Städtebaulichen Denkmalschutz 115 Mio. Euro an 
Bundesmitteln zur Verfügung. 85 Mio. kommen in 
den neuen und 30 Mio. in den alten Ländern zum 
Einsatz. Im Jahr 2010 sind es rund 100 Mio. Euro 
(70 Mio. Euro neue Länder, 30 Mio. Euro alte Län-
der). Auch mit perspektivisch abnehmenden För-
dermitteln wird das Programm Städtebaulicher 
Denkmalschutz dazu beitragen, weiterhin gute 
und qualitätvolle Antworten auf die aktuellen He-
rausforderungen in historischen Stadtquartieren 
zu finden und den Erhalt wie die Sanierung histo-
risch wertvoller Bausubstanz in den Städten zu er-
möglichen.

Bildnachweis
Alle Abbildungen complan Kommunalberatung 

Hathumar Drost 

Seit 1991 geschäftsführender Gesellschafter von complan 

Kommunalberatung mit Sitz in Potsdam. Diplom-Pädagoge / 

TU Berlin sowie Studium und praktische Tätigkeiten in den 

Bereichen Sozialarbeit sowie Stadt- und Regionalplanung. 

Seit 2008 Leiter der Bundestransferstelle Städtebaulicher 

Denkmalschutz. Seit 2003 Geschäftsführer der Arbeitsge-

meinschaft „Städte mit historischen Stadtkernen“ des Landes 

Brandenburg und seit 2007 Mitglied im Kuratorium Kultur-

land Brandenburg. Zusätzliche Mitgliedschaft in DASL, BDB, 

SRL und Deutscher Werkbund.

Daniela Michalski

Seit 2005 Mitarbeiterin bei complan Kommunalberatung. 

Seit 2008 Bundestransferstelle Städtebaulicher Denkmal-

schutz. Nach dem Studium der Architektur und Stadtpla-

nung an der Universität Hannover Städtebaureferendariat 

bei der Bezirks-Regierung Hannover, seit 1999 Bauassesso-

rin. Im Anschluss Mitarbeit in verschiedenen Planungsbüros 

in Hannover und Berlin. 

Abb. 4   |   Grabungen auf der Altstadtinsel der Hansestadt Lübeck, 
Schleswig-Holstein 

Abb. 5   |   Altstadt von Ueckermünde, Mecklenburg-Vorpommern
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Die Europäische Stadt ist lebendige Geschichte 
und erlebbare Stadtgestalt, demokratische Ein-
heit und Raum sozialer Integration. Aber demo-
grafische Entwicklungsprozesse, der Wandel von 
Wirtschaftsstrukturen und Klima stellen die Städte, 
Gemeinden und Regionen vor große Herausforde-
rungen. Sie haben darauf in den letzten Jahren im 
Rahmen ihrer Stadtentwicklung mit zahlreichen 
Projekten, Initiativen, Verfahren usw. reagiert. Das 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung hat mit der Leipzig-Charta zur nach-
haltigen europäischen Stadt richtungsweisende 
Aussagen für die Stadtentwicklung getroffen. Ih-
nen liegt ein Verständnis zugrunde von einer so-
zial gerechten Stadtgesellschaft, einer gesunden 
Umwelt und einer im ökologischen Sinne nach-
haltigen Stadtentwicklung sowie von einem öko-
nomisch erfolgreichen Standort. Dies kann nur in 
einer baulich attraktiven und lebendigen Stadt ge-
lingen, die sich ihrer Traditionen bewusst ist und 
mit allen zivilgesellschaftlichen Akteuren die Zu-
kunft gestaltet. 

Um dieses Anliegen zu unterstützen und die bereits 
erreichten guten Ergebnisse in eine breite Öffent-
lichkeit zu vermitteln, hat das BMVBS im Februar 
2009 einen Wettbewerb um den Nationalen Preis 
für integrierte Stadtentwicklung und Baukultur 
unter dem Titel „Stadt bauen. Stadt leben.“ ausge-
lobt. Dieser richtete sich an alle Städte und Gemein-
den, Projektträger sowie zivilgesellschaftliche Initi-
ativen, die aufgefordert waren, sich mit realisierten 
Beiträgen der letzten zehn Jahre zu bewerben. Die 
Ziele des Wettbewerbs bestanden darin, den „State 
of Art“ in Deutschland zu erfassen, herausragende 
Projekte und vorbildliche Initiativen zu würdigen 
und in die Öffentlichkeit zu vermitteln. Mit der 
Vergabe des Preises würdigte das BMVBS realisier-
te Beiträge zur nachhaltigen Entwicklung in Stadt 
und Region, die zur Nachahmung, zu neuen Über-

legungen und weiterem Handeln anregen. 

Die Auszeichnungen wurden in fünf Kategorien 
vergeben. Sie stehen für Themen und Herausfor-
derungen, mit denen die Städte umgehen müs-
sen: Baukultur, regionale Entwicklung und Ver-
netzung, soziale Fragen, ziviles Engagement und 
eine ökologisch nachhaltige Stadtentwicklung für 
eine klimagerechte Stadt. Der besondere Anspruch 
des Wettbewerbs lag auf der integrierten Stadtent-
wicklung. Gemeinden, Städte und Regionen gelten 
dabei insgesamt als Gestaltungs- und Möglichkeits-
räume, die Chancen und Perspektiven unserer Ge-
sellschaft anbieten. Die Projekte und Verfahren 
des Wettbewerbs waren im besten Falle Impulse 
für eine erfolgreiche und integrierende Stadtent-
wicklung, die Nachhaltigkeit, Baukultur und das 
Zusammenleben der Menschen in unseren Städ-
ten zusammenbringt. 

Der Wettbewerb richtete sich an alle, die sich für 
ihre Stadt engagieren. Es sollte sichtbar werden, 
was an hervorragenden Stadtentwicklungspro-
jekten in Deutschland bereits existiert. Das sollte  
u. a. durch eine breite Beteiligung erreicht werden, 
bei der das BMVBS als Auslober von Projektpartnern 
(Kammern, Vereine, Verbände und Stiftungen) un-
terstützt wurde, die als Multiplikatoren aktiv auf 
Städte und Gemeinden, Projektträger sowie zivil-
gesellschaftliche Initiativen zugingen und diese 
zur Mitwirkung aufforderten. Das Verfahren wur-
de als Projekt der Initiative Architektur und Bau-
kultur und der Nationalen Stadtentwicklungspoli-
tik durchgeführt; es wurde durch die Bundesländer 
und die kommunalen Spitzenverbände unterstützt. 
Es wurde am 23.02.2009 ausgelobt, die Abgabe der 
Wettbewerbsbeiträge erfolgte am 23.04.2009. Zahl 
und Qualität der Einreichungen sprachen für sich. 
Mit insgesamt rund 430 eingereichten Projekten 
aus 221 Städten und Gemeinden aus allen Bundes-

Stadt bauen. Stadt leben.
Nationaler Preis für integrierte Stadtentwicklung und Baukultur

Dr. Marta Doehler-Behzadi
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
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ländern hatte der Wettbewerb eine hervorragende 
Resonanz. Noch nie wurden bundesweit Breite und 
gleichzeitig Spitze aus Stadtentwicklung und Bau-
kultur in einem Wettbewerb so umfassend abge-
bildet. 

Allein in der Kategorie „Städte besser gestalten – 
Baukultur“ wurden 176 Beiträge eingereicht. Hier 
wurden solche Projekte gewürdigt, die sich mit 
dem Neubau, dem Umbau, der Umnutzung oder 
der Sanierung im städtebaulichen Kontext der 
Städte und Gemeinden auseinandersetzen. Das 
Spektrum reichte von einzelnen Gebäuden und 
baulichen Anlagen über städtebauliche Ensem-
bles und öffentliche Räume, Parks und Grünanla-
gen bis hin zu komplexen Entwicklungskonzepten 
für Standort- und Quartiersentwicklungen. 

Nicht etwa nur bei den ausgezeichneten Arbeiten, 
nein, in der Gesamtschau aller Einreichungen wur-
de deutlich, in welch starkem Maße die Stadtgestalt 
einem Wandel unterworfen ist. Aktuelle Heraus-
forderungen an die Stadtentwicklung wie demo-
grafische Veränderungen, Ausdifferenzierung der 
Gesellschaft und der Lebensentwürfe, wirtschaft-
liche Umstrukturierungen und veränderte Um-
weltbedingungen erfordern konkrete Reaktionen 
in Form von Umbau, Umnutzung, baulichen Er-
gänzungen oder Neuinterpretationen der bishe-
rigen Bau- und Raumstrukturen. Sie bilden sich als 
neue oder neu gestaltete Stadtbausteine in Stadt-
bild und Stadtstruktur deutlich ab. Dabei sind die 
Bewahrung des baukulturellen Erbes sowie der Er-
halt und die Weiterentwicklung des Bestands eben-
so wichtige Elemente der Stadtentwicklung wie die 
Suche nach einem zeitgenössischen Ausdruck für 
heutige und zukünftige Ansprüche. 

Die Innenentwicklung der Städte ist und bleibt eine 
zentrale Aufgabe. Aus der Nutzung gefallene bau-
liche Areale von Gewerbe und Industrie, Bahn, Ha-
fenfunktionen und Militär – oft in zentralen Lagen 
– können historische Stadtquartiere und Zentrenla-
gen erweitern und ergänzen. Vielerorts entstehen 
städtische Bereiche großer Vielfalt und öffentliche 
Räume von bislang in diesen Orten nicht vorzufin-
denden städtebaulichen Qualitäten. Die Bremer 
Havenwelten zum Beispiel haben mit einer groß-

en gestalterischen Sicherheit und einer robusten, 
an die Vergangenheit des Gebietes anschließenden 
Formensprache eine neue Identität für das Gebiet 
geschaffen, die Elemente der alten Hafennutzung 
aufgreift. 

Ganze Stadtquartiere können in den Prozessen der 
Stadtentwicklung eine neue Gestalt, neue Nut-
zer und ein neues Image finden, zum Beispiel das 
Gebiet an der Weißen Elster und dem Karl-Heine-
Kanal in Leipzig. Es ist der Schauplatz einer bei-
spielhaften Transformation vom schmutzigen In-
dustriestandort zum lebenswerten Stadtteil mit 
einer attraktiven Mischung aus Wohnen, Arbeiten 
und Freizeit am Wasser. In einem von der Stadt in-
itiierten Prozess des nachhaltigen Stadtumbaus ist 
es gelungen, unter Beteiligung einer Vielzahl von 
Bauherren und Planern eine durchgehend hohe ge-
stalterische Qualität zu schaffen und dabei die für 
das vom gründerzeitlichen Erbe geprägten Quar-
tier typischen, identitätsstiftenden Elemente, etwa 
Baudenkmäler, Gewässer und Gleisanlagen, zu er-
halten. Dieses lebendige Quartier ist besonders für 
junge, kreative Menschen ein Anziehungspunkt. 

Auch die Denkmalpflege und der städtebauliche 
Denkmalschutz wurden in der Kategorie Baukultur 
gewürdigt. Die öffentlichen Räume in der Mitte von 
Schmalkalden zeigen eine hohe Gestaltqualität; sie 
vereinen Gestaltmerkmale unterschiedlicher Epo-
chen und bringen sie in einen neuen, heutigen Ge-
samtzusammenhang. Die historischen und mo-
dernen Plätze werden als Orte des kulturellen und 
öffentlichen Lebens inszeniert. Ein übergeordnetes 
Kunstkonzept thematisiert vorgefundene histo-
rische Spuren. 

Die ‚Kleine Stadt ganz groß: Iphofen’ verkörpert das 
Ergebnis jahrzehntelanger Bemühungen in der Sa-
nierung der Altstadt auf der Grundlage einer städ-
tebaulichen Rahmenplanung. Eine Gestaltungs-
satzung sorgt für die qualitätvolle Ausführung der 
Baumaßnahmen. Mit großem Engagement der 
Stadt und zahlreicher Bewohner und Eigentümer 
wurde in kleinen Entwicklungsschritten in maß-
voller und architektonisch anspruchsvoller Weise 
das städtebauliche Ensemble der Altstadt revita-
lisiert. Mehr als 250 große und kleine öffentliche 
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und private Vorhaben haben inzwischen aus der 
Altstadt Iphofen einen Ort mit hoher Lebensquali-
tät und Baukultur gemacht. 

Zahlreiche Projekte belegen im generellen Heran-
gehen wie auch im kleinsten Detail, wie erfolg-
reich neue Nutzungsanforderungen in den hi-
storischen Kontext eines Gebäudes oder Gebietes 
eingebracht werden können, zum Beispiel das Klo-
ster Zarrentin am Schalsee oder das Evangelische 
Gemeindezentrum Großziethen. Gelungen, ja be-
glückend sind die Begegnungen von alter Stadt 
und neuer Architektur und Freiraumplanung, so 
im Angerviertel von München mit dem Jüdischen 
Gemeindezentrum und Museum, der Synagoge, 
dem Stadtmuseum und der Schrannenhalle sowie 
den verbindenden öffentlichen Freiräumen auf der 
Nördlichen Hafeninsel Stralsund mit dem Ozeane-
um oder am innerstädtischen Campus der Martin-
Luther-Universität Halle, der die Altstadt mit den 
neu errichteten Universitätsbauten durch ein Ge-
webe von öffentlichen Plätzen verknüpft. In der 
Neuen Mitte Ulm wurde durch zwei prominente 
Neubauten eine Lücke im städtischen Gefüge ge-
schlossen und die Reparatur des gestörten Systems 
öffentlicher Räume erreicht. 

Die Bewertung der mehr als 430 eingereichten Pro-
jekte wurde durch fünf Preisgerichte vorgenom-
men. Die eingereichten Projekte wurden in Hinblick 
auf ihren integrierenden Ansatz, ihren Beitrag für 
die Entwicklung in Quartier, Stadt und Region sowie 
nach ihren baukulturellen Qualitäten beurteilt. Da-
bei wurden die Kriterien wie Gestaltqualität, Viel-
falt der Akteure, Innovation und Vorbildcharakter, 
Wirkung und Nachhaltigkeit herangezogen. Am 
Ende der zweitägigen intensiven Diskussionen in 
den Preisgerichten am 19. und 20.05.2009 in Ber-
lin, die für alle Kategorien am gleichen Ort und 
in gegenseitigem Austausch stattfanden, wurden 
43 Preise und 12 Sonderpreise verliehen. Alle für 
die Prämierung vorgeschlagenen Wettbewerbs-
beiträge wurden am 24.06.2009, dem Vorabend 
des 3. Bundeskongresses Nationale Stadtentwick-
lungspolitik in Essen, ausgezeichnet. Die Juryvor-
sitzenden präsentierten die Preisträgerprojekte vor 
etwa 500 Besuchern der Veranstaltung; der dama-
lige Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtent-

wicklung, Wolfgang Tiefensee, zeichnete die Auto-
ren und Autorinnen der Beiträge mit einer Urkunde 
aus. Darüber hinaus wurden die Wettbewerbsbei-
träge in einer Dokumentation zusammengefasst, 
die wenige Wochen nach Abschluss des Verfah-
rens erschien. Da die erste Auflage schnell vergrif-
fen war, wird derzeit eine Nachauflage produziert; 
Bestellungen sollten an die Geschäftsstelle der Ini-
tiative Architektur und Baukultur beim Bundesin-
stitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung gerich-
tet werden (architektur.baukultur@bbr.bund.de, 
www.architektur-baukultur.de). 

Architektur, Baukultur und Stadtentwicklung sind 
Dauerthemen. Die Gestaltung und Entwicklung un-
serer Städte, Gemeinden und Regionen betreffen 
alle Menschen. Sie brauchen daher ein hohes Maß 
an öffentlicher Aufmerksamkeit. Die Preise im Na-
tionalen Preis für integrierte Stadtentwicklung und 
Baukultur sind daher sowohl Anerkennung für he-
rausragende Leistungen als auch ein Schaufenster 
der hohen Maßstäbe deutscher Stadtentwicklung. 
Die eingereichten Arbeiten bilden die Grundlage 
für eine vom Bundesbauministerium beauftragte 
große Stadtausstellung im Jahr 2010, die im Okto-
ber und November in Berlin stattfinden wird. 

Dr. Marta Doehler-Behzadi
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Städtebaulicher Denkmalschutz im Bundesministerium für 
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an der Hochschule für Architektur und Bauwesen (HAB) Wei-

mar 1975 - 1980, anschließend bis 1984 Forschungsstudium. 

1984 - 1990 Tätigkeit im Büro des Chefarchitekten der Stadt-

Leipzig. 1986 Promotion. Ab 1991 Tätigkeit als freiberufliche 

Stadtplanerin. 1991 - 2007 Büro für urbane Projekte Leipzig.
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Das Ziel des seit dem Jahr 1991 existierenden Pro-
gramms Städtebaulicher Denkmalschutz war und 
ist die Revitalisierung bedeutender historischer 
Stadtkerne. Mit der Umsetzung des Programms ver-
binden sich aber auch zwei ganz besonders wich-
tige Anliegen der modernen Stadtentwicklung: 
Es sollen einerseits baukulturelle Werte erhalten 
und andererseits gleichzeitig ein Lebensumfeld für 
Menschen gestaltet werden, dass den zeitgemäßen 
Ansprüchen von Bewohnern und Nutzern der Stadt 
gerecht wird.

Mit dem im Jahr 2007 in der Leipzig-Charta entwi-
ckelten Leitbild einer integrierten Stadtentwick-
lungspolitik wurden neue Maßstäbe in diversen 
stadtentwicklungsrelevanten Handlungsfeldern 
gesetzt. Zur Umsetzung des Ansatzes der inte-
grierten Stadtentwicklung wurden auf europä-
ischer  und nationaler Ebene Strategiepapiere 
entwickelt, die bei der Umsetzung der Zielvorstel-
lungen eine Richtschnur bilden sollen.
Entscheidend ist dabei vor allem die Selbstver-
pflichtung, die Strategie der integrierten Stadtent-

wicklung zu verfolgen. Eine Stadtentwicklung, die 
eine an den Zielen der Nachhaltigkeit orientierte 
und fachübergreifend konzipierte Planung ge-
währleistet.
Die Bedeutung eines solchen konzeptionellen und 
integrierten Ansatzes der Planung ergibt sich ins-
besondere aus der Tatsache, dass die Innenstädte 
Deutschlandes und damit zahlreiche historische 
Kerne derzeit einen tief greifenden Funktionswan-
del erleben. Dieser hat unterschiedliche Ursachen. 
Die demografische Entwicklung, Verwaltungs- und 
Gebietsstrukturreformen, neue Standortpolitiken 
des Einzelhandels, zunehmende Umweltprobleme, 
sich wandelnde Ansprüche an Wohn- und Lebens-
qualitäten und nicht zuletzt die oftmals leider dra-
matische Situation der kommunalen Finanzen.

Der Funktionswandel führt dazu, dass viele inner-
städtische Kerne ihre klassischen Aufgaben zum 
Teil verlieren und sich neuen Nutzungsansprüchen 
stellen müssen. Die Phase des Umbruchs prägt das 
Erscheinungsbild vieler Städte – auch in Sachsen-
Anhalt – oftmals nachteilig. Ob es sich dabei um 
umfangreichen Leerstand, um innerstädtische 
Brachflächen oder um verfallende, unsanierte Ge-
bäude handelt – der Zustand stellt vielerorts einen 
städtebaulichen Missstand dar, der Investitionen 
blockiert oder auch weitere Missstände erzeugt.

Der vielerorts als „Transformationsprozess“ be-
zeichnete Wandel bietet aber auch die Chance, 
den historischen Bestand konzentriert für neue 
Nutzungen zu entwickeln und in denkmalverträg-
licher Weise wieder in Wert zu setzen. Längst ist da-
bei auch die Bedeutung von attraktiven und vitalen 
Innenstädten mit Alleinstellungsmerkmalen deut-
lich geworden, die sich als starker Standort- bzw. 
Wirtschaftsfaktor für die Entwicklung der Gesamt-
stadt erweisen.

Der Beitrag des Programms Städtebaulicher Denkmalschutz zur 		
Integrierten Stadtentwicklung in Sachsen-Anhalt

Maik Grawenhoff
Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt

Abb. 1  |   Holzmarkt, Lutherstadt Wittenberg   
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Die Fokussierung der Stadtentwicklung auf die 
Kernbereiche der Städte trifft in Wachstums- und 
Schrumpfungsregionen gleichermaßen zu. Der 
Rückgang der Bevölkerung in den nicht auf Wachs-
tum orientierten Regionen, in Sachsen-Anhalt sind 
dies vor allem die Klein- und Mittelstädte, hat be-
reits seit längerem die Planung städtischer Rück- 
bzw. Umbauprozesse erforderlich gemacht. Das 
Ziel ist dabei stets die Anpassung der gebauten Um-
welt an den quantitativen und qualitativen Bedarf 
von immer weniger Bewohnern. Mit dem Rückbau 
der Städte von außen nach innen sowie der Kon-
zentration auf den (historischen) Kernbereich, die 
Innenstadt, soll eine Stärkung der Gesamtstadt er-
zielt werden.

Die Schrumpfung der Städte ist für den Städtebau 
und die Wohnungswirtschaft in Deutschland ein 
grundsätzlich neues und in der Dimension noch 
nicht endgültig abschätzbares Problem, von dem 
Sachsen-Anhalt sehr schwer betroffen ist. In dieser 
Situation ist es naheliegend, alle materiellen aber 
auch geistigen Ressourcen des Landes zu bündeln.

Mit der Internationalen Bauausstellung in Sach-
sen-Anhalt, „IBA Stadtumbau 2010“, wird in viel-
fältiger Weise versucht, Lösungen für den Funkti-
onswandel der Städte zu entwickeln. In 19 Städten 
des Landes wurden vielfältige IBA-Projekte entwi-
ckelt. In 14 von ihnen befinden sich im innerstäd-
tischen Kern Erhaltungsgebiete, in die Mittel aus 
dem Bund-Länder-Programm des Städtebaulichen 
Denkmalschutzes fließen.

Die Internationale Bauausstellung befasst sich im 
Schwerpunkt mit der Thematik, dass Städte sich 
heute nicht mehr am Leitbild einer stetig wach-
senden Stadt orientieren können. Sie müssen sich 
mittelfristig auf weiter sinkende Einwohnerzahlen 
und eine veränderte Generationenstruktur einstel-
len. Die „IBA Stadtumbau 2010“ in Sachsen-Anhalt 
ist als „Versuchslabor“ für die Entwicklung von 
Konzepten zu verstehen, mit denen Städte auch 
bei anhaltender Schrumpfung nutzungsstruktu-
rell funktionsfähig und vor allem auch städtebau-
lich attraktiv bleiben. Es entstehen also, unterstützt 
durch die Stadtentwicklungskonzepte, exempla-

Abb. 2  |   Blick in die Collegienstraße, Lutherstadt Wittenberg   
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rische Lösungen für den notwendigen Umbau der 
Städte und dies insbesondere vor dem Hintergrund 
verschiedenartiger Schrumpfungsprozesse.

Nach den Ergebnissen der durch das Statistische 
Landesamt Sachsen-Anhalt unter Federführung des 
Ministeriums für Landesentwicklung und Verkehr 
erarbeiteten 3. Regionalisierten Bevölkerungspro-
gnose 2002 bis 2020 lebten auf dem Gebiet Sach-
sen-Anhalts 1989 noch rund 3 Mio. Menschen. Im 
Jahr 2003 waren es noch 2,5 Mio. und bei einer Fort-
dauer der heutigen Trends würden 2020 nur noch 
rund 2 Mio. Menschen in Sachsen-Anhalt leben.

Sachsen-Anhalt ist damit das Bundesland mit den 
stärksten Auswirkungen des demografischen Wan-
dels. Das betrifft hinsichtlich der Veränderungen 
seit 1990 sowohl die Entwicklung der Einwohner-
zahl insgesamt als auch die Veränderung der Bevöl-
kerungsstruktur nach Alter und Geschlecht. Nach 
Aussagen der aktuellen Bevölkerungsprognose 
der Landesregierung Sachsen-Anhalts betrifft dies 
auch die zu erwartenden Entwicklungen in zukünf-
tigen Jahren.

Damit wird das Land Sachsen-Anhalt in nur einer 
Generation ein Drittel seiner Einwohner verloren 
haben. Gleichzeitig altert die Bevölkerung ganz er-
heblich. Durch die demografische Entwicklung, vor 
allem seit 1989, ergibt sich für die Bevölkerung des 
Landes eine zunehmend ungünstige Altersstruktur 
(sehr hoch besetzte Jahrgänge älterer Menschen, 
sprunghaft gestiegene Lebenserwartung, extrem 
niedrige Geburtenzahlen), welche voraussichtlich 
auf Jahrzehnte einen Bevölkerungsrückgang nach 
sich ziehen wird.

Umso bedeutsamer werden sich für die Städte des 
Landes konzeptionelle Überlegungen zur nachhal-
tigen und integrierten städtebaulichen Entwick-
lung darstellen. Mit den Stadtentwicklungskonzep-
tionen werden die Grundlagen für ein integratives 
Herangehen geschaffen, denn der rasante Bevöl-
kerungsverlust und die Überalterung bewirken zu-
nehmend auch die Verödung der Innenstädte, die 
Notwendigkeit des Rückbaus der technischen In-
frastruktur und die Rückentwicklung der sozialen 
Infrastruktur. Dies erfordert ein integriertes Heran-
gehen, neue Antworten zur Stadtentwicklung und 
vor allem den Konsens der beteiligten Akteure.

Das Ministerium für Landesentwicklung und Ver-
kehr des Landes Sachsen-Anhalt hat sehr früh Stad-
tentwicklungskonzeptionen erstellen lassen und 
die Städte im Zusammenhang mit der Erarbeitung 
und Fortschreibung ihrer Konzeptionen stets da-
rauf hingewiesen, dass hierbei Einzelfragen nur 
vor dem Hintergrund der Gesamtschau auf die Pro-
bleme richtig betrachtet werden können. Das heißt, 
es muss immer der Bezug zur gesamten Stadt oder 
sogar zur Region und auch der Zusammenhang zu 
allen Faktoren der Stadtentwicklung wie beispiels-
weise der Wirtschaft, dem Handel, der Stadttech-
nik und dem Verkehr hergestellt werden, bevor 
stadtquartiersbezogene Aussagen richtig getrof-
fen werden können.

In diesem Kontext ist auch der integrierende Bei-
trag des Programms Städtebaulicher Denkmal-
schutz zu sehen. Die zu klärenden Fragen hinsicht-
lich bedeutender Projekte im Altstadtbereich sind 
vor dem Hintergrund gesamtstädtischer Zielstel-
lungen zu sehen und in Anbetracht der degressiv 
verlaufenden Fördermittel sowie der oftmals be-
grenzten finanziellen Möglichkeiten der Kommu-
nen in ihrer Priorität entsprechend abzuwägen. Als 
Strategie der erhaltenden Stadterneuerung und als 
Programm der Städtebauförderung von Bund und 
Ländern trägt der Städtebauliche Denkmalschutz 
jedoch wesentlich dazu bei, die Aufgaben einer 
zukunftsfähigen Entwicklung von Städten mit be-
deutsamer historischer Innenstadt zu erfüllen.

In dieser komplexen Situation spielt die Bewahrung 
und behutsame Stadterneuerung eine bedeut-

Abb. 3  |   Sanierte Tangermünder Stadtmauern im Bereich der 
Putinnen-Türme   
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same Rolle für die Lebensqualität der Menschen. 
Integrierte Strategien und ein damit verbundenes 
frühzeitiges Zusammenspiel aller beteiligten Ak-
teure müssen in einer Weise erfolgen, die Syner-
gieeffekte für eine dauerhafte Nutzungsstärke der 
Innenstädte schaffen. Der immer bedeutender wer-
dende Wirtschaftsfaktor, den die historisch wert-
vollen Innenstädte darstellen, ist mittlerweile hin-
länglich bekannt. 

Der Städtetourismus hat sich heute zu einem wich-
tigen wirtschaftlichen Potenzial insbesondere der 
historisch geprägten Städte entwickelt. Und von 
diesem Potenzial zehrt nicht allein nur das Hotel- 
und Gastronomiegewerbe, viele andere Gewerbe 
erleben durch den steigenden Städtetourismus 
ebenso einen Aufschwung. Spezifisch für Sachsen-
Anhalt ist in diesem Zusammenhang die deutsch-
landweit höchste Dichte an UNESCO-Welterbestät-
ten im Land. Ein Großteil dieser Welterbestätten 
befindet sich zudem in den Erhaltungsgebieten 
und damit in den Kernlagen der sachsen-anhalti-
nischen Programmkommunen im Städtebaulichen 
Denkmalschutz (Quedlinburg, Lutherstädte Wit-
tenberg und Eisleben, Oranienbaum und Wörlitz).

Städtebau- und Wirtschaftsförderung folgen den 
Erkenntnissen des touristischen Potenzials häufig 
in der Weise, indem sie die Maßnahmen zuneh-
mend auf so genannte Wachstumskerne beschrän-
ken. Die Aufgaben der Stadtentwicklung in Zeiten 
vielschichtiger Transformationsprozesse werden 
jedoch größer, die Ansprüche an den fortwäh-
renden Revitalisierungsprozess der historischen 
Kerne werden weiter steigen. In Sachsen-Anhalt 
wird daher die Bedeutung an grundsätzlichen 
konzeptionellen und gesamtstädtischen (integra-
tiven) Vorstellungen einer Kommune zur zukünf-
tigen Stadtentwicklung noch stärker im Fokus 
stehen. Auch, weil sich die Fördergebiete verschie-
dener Förderprogramme im Stadtgebiet räumlich 
überlagern und die spezifischen Ziele eines För-
derprogramms mit denen eines bzw. der anderen 
fortwährend abgestimmt und in Einklang gebracht 
werden müssen.

Die allumfassenden, weit vorausschauenden, in-
terdisziplinären Überlegungen sind seit Anbe-
ginn eine Schwerpunktaufgabe des Stadtumbau-
programms. Während es früher galt, Flächen als 
Bauland für Gewerbe und Wohnungen auszuwei-

Abb. 4   |   Touristen im Burgpark von Tangermünde   
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sen und Nutzungsverträglichkeiten von Nachbar-
schaften in bestehenden Strukturen im Interesse 
des Gemeinwohls der Stadt zu garantieren, muss 
eine moderne Stadtplanung heute zunehmend 
geeignete Rückbaupotenziale aufspüren. Mit dem 
Rückbau von Gebäuden, technischer Infrastruktur, 
Versorgungs- und Verkehrssystemen bekommt die 
Stadtplanung eine neue Dimension, denn Ziel eines 
solchen Umbaus muss es sein, das menschliche Zu-
sammenleben in der Stadt trotz verringerter Nach-
frage in allen Bereichen (Wohnen, technische und 
soziale Infrastruktur etc.) weiterhin ökonomisch zu 
realisieren und ein effizientes Funktionieren der 
vorhandenen städtischen Systeme zu sichern.

Die Expertengruppe Städtebaulicher Denkmal-
schutz hat im Rahmen verschiedener Bereisungen, 
insbesondere in Freiberg/Sachsen im Septem-
ber 2008, festgestellt, dass in der weiteren Umset-
zung des Stadtumbau-Programms eine besondere 
Chance für die Stärkung der verschiedensten Inte-
ressenlagen, unter anderem auch für die Ziele des 
Städtebaulichen Denkmalschutzes, besteht, wel-
che genutzt werden muss. Die erzielten Erfolge 
des Stadtumbau-Programms sind auch in Sachsen-
Anhalt unübersehbar. Der bisherige Schwerpunkt 
Abriss in den Neubaugebieten hat neben den mitt-
lerweile bereits deutlich erkennbaren Stabilisie-
rungseffekten auf dem Wohnungsmarkt auch dazu 
beigetragen, die Attraktivität vieler Stadtteile, auch 
die Attraktivität der Altstadt, durch Rückzug zu er-
höhen. Inzwischen liegt der Schwerpunkt des Mit-
teleinsatzes im Stadtumbauprogramm in Sachsen-
Anhalt in der Aufwertung, womit revitalisierende 
Maßnahmen auch aus diesem Programm zum Teil 
direkt der Altstadt zugute kommen.

Der Umbauprozess gefährdet erst dann die Existenz 
des innerstädtischen kultur- und baugeschicht-
lichen Erbes konkret, wenn eine Stadt unter dem 
Primat kurzfristiger ökonomischer Marktvorteile 
falsche Prioritäten setzt und sich vorschnell von er-
haltenswürdigen Beständen trennt. Wohnungsun-
ternehmen etwa planen Bestandsreduzierungen 
häufig dort, wo noch keine großen Investitions-
summen in die Bestandssanierung geflossen sind. 
Nachdem zunächst unsanierte Plattenbauten zur 
Disposition standen, trifft das insbesondere in den 

ostdeutschen Kommunen vor allem die noch un-
sanierten Denkmale und historischen Bauten der 
Innenstädte. Diese leiden ohnehin vielerorts noch 
unter den Spätfolgen des aus DDR-Zeiten überkom-
menen Leerstandes sowie der oft jahrelangen Klä-
rungsprozesse von Eigentumsfragen. So erklären 
sich heute der extrem schlechte Zustand mancher 
kulturhistorisch besonders wertvoller innerstäd-
tischer Baudenkmale und ihre leider nur gering 
vorhandene Perspektive, mittelfristig in Nutzung 
zu gelangen.

Die Revitalisierung von Innenstädten und insbe-
sondere historischer Zentren bedarf daher in erster 
Linie wieder eines gesamtstädtischen Planungsan-
satzes mit integrativen Entwicklungsstrategien. 
Die Entleerung der Innenstädte und damit die Ge-
fahr ihres weiträumigen „Ausblutens“ haben ihre 
Ursachen vielfach in Prozessen, die sich außerhalb, 
in anderen Stadtgebieten oder im suburbanen 
Raum, vollziehen und von dort auf die Innenstadt 
zurückwirken.

Angesichts dieser Situation und der Notwendig-
keit einer städtischen Planung, die konzeptionell 
von außen nach innen vorgeht, werden sich die 
Kommunen anders als bisher positionieren und 
arrangieren müssen. In vielen Städten hat zwi-
schenzeitlich die Wirtschaftsförderung Priorität 
bei Planungsentscheidungen gewonnen. In die-
sem Zusammenhang ist es wichtig, dass der städ-
tebauliche Denkmalschutz nicht zunehmend aus 
Entscheidungsprozessen mit Relevanz für eine 
nachhaltige Stadtentwicklung ausgegrenzt wird, 
insbesondere deshalb nicht, weil das Programm in 
den vergangenen nahezu 20 Jahren seiner Existenz 
seine integrierende Wirkung nachgewiesen hat.

Stadtentwicklungskonzepte bzw. integrierte Hand-
lungskonzepte sind hilfreiche und wirkungsvolle 
Instrumente zur Umsetzung nachhaltiger Stadt-
entwicklungsvorstellungen. In ihnen werden die 
vielfältigen Handlungsstränge gebündelt und ver-
netzt, unterschiedliche Einzelmaßnahmen werden 
mittlerweile auch verstärkt mit einem Zeit- und Fi-
nanzbezug versehen. Ob Fachplanungen, konkrete 
Vorhaben oder Vorstellungen von Interessensver-
bänden, die städtischen Entwicklungskonzepte 
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werden – zumeist von einem externen Gutachter – 
zusammengetragen, fachlich analysiert, bewertet 
und fortgeschrieben. Ein daraus abgeleitetes, um-
fassend formuliertes Leitbild für unterschiedliche 
Ressorts bildet die Basis zukunftsfähigen Handelns. 
Der Städtebauliche Denkmalschutz als Förderpro-
gramm wird in diesem Zusammenhang weiterhin 
seinen unterstützenden Beitrag leisten. Nicht mit 
dem Fokus auf das Einzeldenkmal, sondern immer 
mit dem Blick auf die zusammenhängende städ-
tische Struktur, als „Stück Stadt“, als „Stück Lebens-
raum“.

Bildnachweis
Abbildungen 1-2:  Stadt Lutherstadt Wittenberg; 

Abbildungen 3-4: Stadt Tangermünde

Maik Grawenhoff

Seit 2005 Referent im Ministerium für Landesentwicklung 

und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Referat Grundsatz 

Wohnungswesen und Städtebau, Städtebauförderung und 

Haushalt. Architekturstudium an der TU Braunschweig, 

Hochbaureferendariat im Land Sachsen-Anhalt (Bauasses-

sor), seit 1995 in der staatlichen Hochbauverwaltung der 

Länder Sachsen und Sachsen-Anhalt tätig. 
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Städtebaulicher Denkmalschutz sichert Standort-
qualitäten

Bereits seit 1971 zählen die Ziele und Aufgaben eines 
städtebaulichen Denkmalschutzes zu den wesent-
lichen Querschnittsaufgaben der Städtebauförde-
rung und das mittlerweile in allen Programmen. 
Der neue Programmansatz „Denkmalschutz West“ 
der Städtebauförderung soll nunmehr auch eine 
eigene programmbezogene Schwerpunktsetzung 
auf den historisch und baukulturell bedeutenden 
Siedlungsbestand darstellen. 
In Bayern liegt der Schwerpunkt derzeit vor allem 
bei historisch bedeutenden Stadt- und Ortsker-
nen. 56 bayerische Städte und Gemeinden aus al-
len Regierungsbezirken mit besonders denkmalge-

schützten Ensemblebereichen wie zum Beispiel die 
Weltkulturerbestätte der Altstadt von Regensburg, 
aber auch historische Ortskerne im ländlichen 
Raum, wie der spätmittelalterliche Ortskern von 
Sulzfeld a. Main, wurden in das neue Programm 
aufgenommen. 

Gestaltungsempfehlungen zum städtebaulichen Denkmalschutz –	         
Instrumente zur Qualitätssicherung im Städtebaulichen Denkmalschutz

Armin Keller
Hannelore Höllerer
Oberste Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des Innern

Abb. 1  |   Übersicht Programmkommunen

Abb. 2  |   Ortsansicht der Gemeinde Sulzfeld a. Main 
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Mit diesem 2009 erstmals aufgelegten Programm 
werden auch historische Quartiere, die bereits in 
früheren Jahren eine erste Phase der Sanierung ab-
geschlossen haben, bei spezifischen Problemstel-
lungen neue Unterstützung erfahren. Am Anfang 
der Sanierung und damit auch der Förderung ste-
hen planerische Konzepte zum Städtebaulichen 
Denkmalschutz, sei es im Rahmen neuer Planungen 
oder durch Fortschreibung von Untersuchungen 
zu aktuellen baulichen Entwicklungen oder Erhe-
bungen, wie etwa der Denkmalwerte. Eingebun-
den dabei sind auch weitere Aspekte, wie z.B. die 
Energieeffizienz der Quartiere. 

Das Programm Städtebaulicher Denkmalschutz 
bringt die Erfahrungen und Methoden der bau-
lichen Denkmalpflege mit den Erfahrungen der 
gebietsbezogenen Förderinstrumente der Städte-
bauförderung zusammen. 
Die bayerischen Gemeinden können hierbei auf 
die Erfahrungen mit denkmalpflegerischen Erhe-
bungsbögen des Landesamtes für Denkmalpflege 
zurückgreifen.

Ziel ist, die Gemeinden verstärkt bei der Standort-
stabilisierung der historischen Zentren zu unter-
stützen und deren Multifunktionalität zu wahren. 
Im Vordergrund steht dabei natürlich die Erhal-
tung der historischen Stadt- und Ortsbilder. 

Bauliche Anpassungsmaßnahmen und die bau-
liche Weiterentwicklung historischer Quartiere 
erfordern wirksame Steuerungsinstrumente, um 
das Erscheinungsbild dieser Gebiete, wie in Art. 4 
der VV Städtebauförderung von Bund und Ländern 
beschrieben, auf breiter Grundlage zu sichern und 
zu wahren. 

Bewährte Steuerungsinstrumente zur Wahrung und 
Entwicklung des historischen Stadtbildes

Als bewährte rechtliche Steuerungsinstrumente 
der baulichen Entwicklung stehen den Gemeinden 
im Programm Städtebaulicher Denkmalschutz die 
Erhaltungssatzung nach § 172 Abs. 1 Nr.1 BauGB und 
die Sanierungssatzung gemäß § 142 BauGB des Be-
sonderen Städtebaurechts zur Verfügung. Deren 
wahlweise Anwendung ist Fördervoraussetzung 
bei der Durchführung der Gesamtmaßnahmen. 

Darüber hinaus können Gemeinden zur Wah-
rung ihres historischen Erscheinungsbildes gemäß 
§ 81 Bay. Bauordnung von kommunalen Ortsrecht 
Gebrauch machen und örtliche Gestaltungssat-
zungen erlassen. 

In der Regel erfolgt dabei ein Zusammenwirken der 
Schutzbestimmungen des Denkmalschutzes, z. B. 
innerhalb eines Ensemblebereiches, mit örtlichen 
Bauvorschriften, Sanierungssatzungen, Gestal-
tungssatzungen bzw. Gestaltungsempfehlungen. 

Erhaltungssatzungen

Erhaltungssatzungen besitzen, im Gegensatz zu 
Sanierungssatzungen und Gestaltungssatzungen, 
rein schützenden Charakter. Der Erlass einer Er-
haltungssatzung nach § 172 Abs.1 Nr. 1 BauGB dient 
der Erhaltung der städtebaulichen Eigenart eines 
Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt. 
Im Zusammenwirken mit einer Sanierungssat-

Abb. 3  |   Stadt Marktbreit – Historisches Zentrum, Hauptstraße

Abb. 4  |   Stadt Marktbreit – Historisches Zentrum, Malerwinkelhaus  
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zung oder einer Gestaltungssatzung kann eine Er-
haltungssatzung z. B. dazu dienen, baukulturell be-
deutende Strukturen der jüngeren Nachkriegszeit, 
die nicht die Wertigkeit eines Ensembles im Sinne 
des Denkmalschutzgesetzes besitzen, aber im Er-
halt gefährdet sind, zu schützen und fortzuentwi-
ckeln. In ihrem Geltungsbereich gelten verschärf-
te Genehmigungsanforderungen für den Rückbau, 
die Änderung oder Nutzungsänderung und die Er-
richtung baulicher Anlagen. Voraussetzung für den 
Erlass einer Erhaltungssatzung sind umfassende Er-
hebungen, die den ortsbildprägenden und schüt-
zenswerten Charakter begründen. 

Sanierungssatzungen

Den Gesamtmaßnahmen des Städtbaulichen Denk-
malschutzes in Bayern liegen in der Regel Sanie-
rungssatzungen und deren steuernde Eingriffsmög-
lichkeiten zu Grunde. Die dadurch eingeleiteten 
städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen haben 
das Ziel, die betroffenen Gebiete zu erhalten, zu er-
neuern und fortzuentwickeln und den Erforder-
nissen des Denkmalschutzes Rechnung zu tragen.
Für die Gemeinden besteht damit die Möglichkeit, 
bei baulichen Maßnahmen, die den Zielen der Sa-
nierung entgegen stehen, im Rahmen des von 
Ihnen gewählten Sanierungsverfahrens und der 
gewählten besonderen Sanierungsbestimmungen 
einzugreifen.
Die Ziele und Maßnahmen der städtebaulichen Sa-
nierungsmaßnahmen, z. B. zur Wahrung des hi-
storischen Erscheinungsbildes, werden auf der 
Grundlage Vorbereitender Untersuchungen ggf. 
in Kombination mit integrierten städtebaulichen 
Entwicklungskonzepten festgeschrieben.

Die bewährten Verfahren des besonderen Städ-
tebaurechts, wie etwa der Gebietsbezug oder die 
Mehrjährigkeit der Maßnahmen, tragen dazu bei, 
den Denkmalschutz im städtebaulichen Gesamt-
zusammenhang zu fördern und umzusetzen. Ein 
weiterer Vorteil innerhalb von Sanierungsgebie-
ten sind die steuerlichen Abschreibungsmöglich-
keiten des § 7 h Einkommenssteuergesetz für pri-
vate Baumaßnahmen. Diese erzeugen zusätzliche 
Anstoßeffekte für investive Maßnahmen. 

Gestaltungssatzungen 

Besondere Anforderungen an die äußere Gestal-
tung baulicher Anlagen sowie zur Erhaltung und 
Gestaltung von Ortsbildern können die Gemeinden 
mittels Gestaltungssatzungen regeln. Die Stadt Kö-
nigsberg/Bayern (Landkreis Hassberge) erarbeitete 
bereits 1971 eine der ersten Gestaltungssatzungen. 
Mit der Aufnahme von Grundsätzen zur erhal-
tenden Erneuerung wurde diese auch Grundlage 
für die ganzheitliche Sanierung der Altstadt von 
Königsberg. 

Ein weiteres gutes Beispiel ist die Gestaltungssat-
zung der Stadt Iphofen (Landkreis Kitzingen), die 
sichtbar das Erscheinungsbild der historischen 
Stadt geprägt hat. Die Satzung, die 1982 erstmals 
erlassen wurde, dient noch heute dem Schutz des 
Stadtbildes von Iphofen. Neben gestalterischen 
Festsetzungen zu Gebäuden und privaten Freiflä-
chen wurden insbesondere städtebaulich wich-
tige Gestaltungsmerkmale zu Gassen, Plätzen und 
Wallanlagen aufgenommen und Freihaltezonen 
für den Blick auf die Altstadt festgelegt. Für Bau-
herren, Architekten und Handwerker war sie bisher 
eine wichtige Handreichung zur Sicherung der Ge-
staltsqualität, aber auch Anregung für eine den Ort 
angemessene Architekturqualität. 

Gestaltungssatzungen erweisen sich insbesondere 
in historischen Zentren mit einem gut erhaltenen 
Ortsbild und einheitlichen Gestaltselementen als 
wirksames Gestaltungsinstrument. Andere Ge-
meinden beschränken je nach Erfordernis ihre Sat-
zungen auf bestimmte Gestaltsbereiche, wie z. B. 
Werbeanlagen um das Erscheinungsbild zu schüt-
zen. Ein aktuelles Thema in denkmalgeschützten 
Ensemblebereichen oder in Nähebereichen von 
Baudenkmälern ist die Errichtung von Photovoltaik- 
und Solaranlagen. 

Allerdings sind Gestaltungssatzungen in der Ver-
gangenheit vielerorts als überregulierend und zu 
einengend in der Gestaltungsfreiheit empfunden 
worden. Hinzu kommen Konflikte über deren Aus-
legung und Anwendung.
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Abb. 5a  |   Sanierungsplan mit Umgriff Gestaltungssatzung der Stadt Iphofen

Abb. 5b   |   Sanierungsplan mit Umgriff Gestaltungssatzung der Stadt Iphofen
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Gestaltungsempfehlungen

Viele Gemeinden verwenden daher vorrangig Ge-
staltungsempfehlungen mit informellem Charak-
ter als Leitfaden für Bauherren und Architekten. 
Sollen diese wirksame Instrumente zum Erhalt des 
historischen Erscheinungsbildes sein, ist eine be-
gleitende breite Öffentlichkeitsarbeit und Kom-
munikation mit Eigentümern und Bürgern erfor-
derlich.

Gestaltungsempfehlungen können die kommunal-
politischen Ziele der Sicherung und Bewahrung der 
Baukultur unterstützen. Je mehr diese technische 
Entwicklungen und ein sich wandelndes Energie-
bewusstsein berücksichtigen, umso mehr werden 
sie hilfreiche Handreichungen für die Beteiligten. 
Überzeugen geht vor Überreden. Daher sind Ge-
staltsempfehlungen immer vorrangig gegenüber 
Gestaltssatzungen zu sehen (ultima ratio). 

Je größer die Gestaltungsvielfalt in historischen 
Stadtbildern ist, umso schwieriger ist es, Qualitäts-
kriterien für die Stadtbildgestaltung zu formulie-
ren. In größeren Städten wie Regensburg, Passau, 
Landshut oder Landsberg am Lech werden daher 
für Fragen der Stadtgestalt auch Gestaltungsbei-
räte eingesetzt.

Im Rahmen der Städtebauförderung hat sich die 
finanzielle Förderung kommunaler Förderpro-
gramme in Kombination mit Gestaltungssatzungen 
oder Gestaltungsempfehlungen wie Fibeln oder 
Handbücher zur Umsetzung ortsbildgerechter Sa-
nierungsmaßnahmen als praktikabel erwiesen. 
So berichtet die Stadt Iphofen, dass zu Sanierungs-
beginn eine geringe Bereitschaft der Privateigentü-
mer in ihren Altstadtbesitz zu investieren, bestand. 
Mit Aufnahme der Förderung privater Sanierungs- 
und Neubaumaßnahmen im Rahmen eines kom-
munalen Förderprogramms wurde ein Schub an 
Maßnahmen eingeleitet und die Qualität der Sa-
nierungen insgesamt deutlich verbessert.

Kommunale Förderprogramme zur Umsetzung von 
Gestaltsempfehlungen

Gemäß den Bayerischen Städtebauförderungsricht-
linien können Gemeinden in Erneuerungsgebie-
ten zur vereinfachten Förderung kleinerer privater 
Maßnahmen gemeindliche Förderprogramme auf-
legen. Solche förderfähigen Maßnahmen können 
Fassadenrenovierungen, Hofsanierungen oder 
auch private Freiflächensanierungen beinhalten 
und müssen keine umfassenden Gebäudesanie-
rungen darstellen. Anträge auf Förderungen sind 
vor Maßnahmenbeginn von den Privateigentü-
mern bei der Gemeinde einzureichen. Die Höhe 
der Förderung beträgt meist bis zu 30 % der förder-
fähigen Kosten und wird in der Regel pauschal be-
grenzt, meist auf 10.000 €. In der Regel setzt die För-
derung eines Kommunalen Förderprogramms die 
Erarbeitung von örtlichen Gestaltungsvorgaben 
für den zu fördernden Bereich voraus.

Kommunale Förderprogramme sind besonders für 
kleinere private Sanierungsmaßnahmen und oft 
auch in kleinen Gemeinden, die es sich nicht leisten 
können umfassende Privatsanierungen zu fördern, 
geeignete Förderinstrumente, um Maßnahmen an-
zustoßen. 

Hilfreich in Verbindung mit kommunalen Förder-
programmen und Gestaltsempfehlungen ist auch 
die begleitende und kostenlose Bauberatung pri-

Abb. 6  |   Private Sanierungsmaßnahme in der Stadt Iphofen
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vater Bauherren durch das Sanierungsbüro. Im 
Rahmen eines Werkvertrages berät dieses, ver-
gleichbar einem externen Sanierungsbeauftrag-
ten, die potenziellen Bauherren über zulässige Ge-
staltungsmöglichkeiten und gibt Vorschläge zu 
Gestaltungsalternativen. 

Besonders die kleineren privaten Sanierungsmaß-
nahmen vor Ort bestimmen das örtliche Erschei-
nungsbild und können Vorbildfunktion haben. 
Mit einem im Verhältnis geringen Mitteleinsatz 
je Maßnahme kann hier ein wichtiger Beitrag 
zur Förderung der Baukultur und Qualitätssiche-
rung im Städtebaulichen Denkmalschutz geleistet 
werden. 

Bildnachweis
Abbildungen 1-8 :  Oberste Baubehörde im Bayerischen Staatsmini-

sterium des Innern

Armin Keller

Seit Dezember 2006 Leiter des Sachgebiets Städtebauförde-

rung an der Obersten Baubehörde im Bayerischen Staatsmi-

nisterium des Innern. Architekturstudium an der Tech-

nischen Universität München, Tätigkeit in Architekturbüros, 

2. Staatsprüfung (Regierungsbaumeister), Ortsplanungsstel-

le für Schwaben, Oberste Baubehörde, 2001 - 2006 Leiter des 

Sachgebiets Städtebau an der Regierung von Oberbayern

Hannelore Höllerer

Seit September 2005 Referentin im Sachgebiet Städteb-

auförderung an der Obersten Baubehörde im Bayerischen 

Staatsministerium des Innern. Architekturstudium an der 

Technischen Universität München, Tätigkeit in Architek-

turbüros, 2. Staatsprüfung, ab 1990 Ortsplanungsstelle für 

Oberbayern, Referentin an der Regierung von Oberbayern 

für Planung, Bauordnung und StädtebauförderungAbb. 7  |   Marktplatz der Stadt Aub

Abb. 8  |   Fördermaßnahme im Kommunalen Förderprogramm der 
Stadt Aub
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Stadtsanierung und städtebaulicher Denkmal-
schutz in Ravensburg

Die integrierte Entwicklung und Bewahrung der 
mittelalterlichen Altstadt ist für die Stadt Ravens-
burg ein Schwerpunkt der Stadtpolitik. Bereits 1972 
wurde das erste Stadtsanierungsgebiet in der Alt-
stadt ausgewiesen. Bis heute sind es 5 Gebiete, drei 
davon sind bereits abgerechnet. Der Ravensburger 
Weg bei der Sanierung und Entwicklung der Stadt 
heißt:

Innen vor Außen
Dieser Grundsatz gilt schon seit den 1980er Jahren 
für die gesamte Ravensburger Stadtentwicklung 
und wurde auch konsequent bei der Ansiedlung 
von Gewerbe und großflächigem Einzelhandel 
umgesetzt. So ist aus der historischen Altstadt ein 
großes, offenes Einkaufszentrum und ein Anzie-
hungspunkt für Jung und Alt, BürgerInnen und 
Gästen geworden.

Die Altstadt von Ravensburg in der Integrierten Stadtentwicklung 

Reinhard Rothenhäusler 
Stadt Ravensburg

Abb. 2  |   Ausblick Blaserturm Marienplatz

Abb. 1   |   Stadtansicht Ravensburg

Abb. 3  |   Marienplatz mit Blaserturm
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Ansiedlungen von Märkten mit innenstadtrele-
vanten Sortimenten werden auf der grünen Wiese 
nicht zugelassen. In der Altstadt werden neben der 
Erhaltung und Sanierung der erhaltenswerten Sub-
stanzen und der Stadtstruktur auch den neuen Ver-
kaufsformen und dem großflächigen Handel Chan-
cen zur Entwicklung gegeben. So ist es gelungen, 
den Mediamarkt in der Altstadt und nicht auf der 
grünen Wiese anzusiedeln. Auch konnte sich das 
in der Innenstadt alteingesessene Kino vor Ort um 
mehrere Säle erweitern. Damit wurden die Ansied-
lungswünsche von Multiplex-Kinos abgewehrt und 
das junge Publikum konnte in der Altstadt gehal-
ten werden. Auch die duale Hochschule hat ihren 
Kern in Bestandsgebäuden der Altstadt.

Bewahrende Sanierung steht im Vordergrund. Als 
begleitende Instrumente hat die Stadt seit 1976 eine 
Allgemeine Stadtbildsatzung für die Altstadt, wel-
che die Gestaltung von Gebäuden bei Modernsie-
rungen, Umbauten und ergänzenden Neubauten 
regelt. Seit 1990 gibt es eine Erhaltungssatzung für 

die Altstadt. Zur weiteren Qualitätssicherung bei 
allen baulichen Maßnahmen in der Altstadt hat 
die Stadt über Werkvertrag zwei Architekten als 
Sanierungsbeauftragte verpflichtet. Sie beraten 
insbesondere die privaten Sanierungsbauherren 
bei ihren Vorhaben. Der Altstadtbeirat, ein bera-
tender Ausschuss des Gemeinderats aus Fachleu-
ten, Bürgervertretern und Stadträten, begleitet seit 
Mitte der 1970iger Jahren die Stadtsanierung. Seit 
2008 werden prägende Baumaßnahmen zudem 
von einem aus vier externen Architekten/Stadtpla-
nern besetzten Gestaltungsbeirat begutachtet und 
bewertet.

Lebendige Stadt
Eine urbane, lebendige Stadt ist das Nebeneinan-
der bzw. die gesunde Mischung von Arbeiten, Kul-
tur und Wohnen. Deshalb waren neben der Ent-
wicklung des Handels und der Dienstleister auch 
die Modernisierung von Wohnräumen sowie die 
Aktivierung von Leerflächen ein Schwerpunkt der 
Stadtsanierung. In fast vierzig Jahren Sanierung ist 
es gelungen, die Bewohnerzahl in der Altstadt bei 
rund 3.000 Einwohnern zu halten. 

Auch als Ort für kulturelle Veranstaltungen bietet 
unsere Altstadt den richtigen Rahmen.
Als neuesten Baustein konnten wir unser Stadtmu-
seum in 5 Gebäuden eines spät-mittelalterlichen 
Quartiers unterbringen. Das landesweit einzigar-
tig gut erhaltene Quartier, bestehend aus 7 Kultur-
denkmälern, wurde schonend saniert und neuen 
Nutzungen zugeführt. Die Sanierung des Quartiers 
wird seit 2009 durch das Bund-Länder-Programm 
Städtebaulicher Denkmalschutz mit gefördert. Das 
Museum Humpis-Quartier lässt eine breite Öffent-
lichkeit diese hochwertigen Kulturdenkmäler dau-
erhaft erleben. Seit der Eröffnung im Juli 2009 bis 
Ende 2009 zählte das Museum schon über 80.000 
Besucher.

Die 1993 verliehene Auszeichnung der „Internatio-
nalen Konferenz für lebenswerte Städte“ als „Stadt 
mit einer lebenswerten Zukunft“ („Cities of Vision 
Award“) bestätigte die integrierte Stadtsanierung 
als richtigen Weg. Die Auszeichnung wurde ver-
liehen als Anerkennung für die Ravensburger An-
strengungen zur Erneuerung der historischen Alt-

Abb. 4  |   Blaserturm
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stadt als lebenswerte Mitte der Stadt. Sie ist und war 
Ansporn bei der Stadtentwicklung, auf die Nach-
haltigkeit der Maßnahmen und deren Integration 
in das vorhandene, ausgewogene Stadtgefüge zu 
achten.

Die Altstadt von Ravensburg im ADHOC Projekt

ADHOC- Adapted Development of Historical Old 
Towns in Central and Eastern Europe to the Social 
and Demographic Change, übersetzt: „Die an den 
sozialen und demographischen Wandel ange-
passte Entwicklung historischer Altstädte in Mit-
tel- und Osteuropa“. An diesem, im Rahmen des 
EU-Programms INTERREG III B geförderten Pro-
jekts hat die Stadt Ravensburg vom März 2006 bis 
Februar 2008 teilgenommen. 

Partner im Projekt waren die Städte Jelenia Góra 
(Polen) als Leadpartner, Plock (Polen), St. Pölten 
(Österreich), Ptuj (Slowenien), Trnava (Slowakei), 
Varazdin (Kroatien), Bamberg, Bautzen, Zittau 
und Ravensburg (alle Deutschland). Neben diesen 
Städten waren Projektpartner die Wirtschaftsuni-
versität Wroclaw (Breslau, Polen), die Technische 
Universität Kaiserslautern (Deutschland), der Deut-
sche Verband für Wohnungswesen, Städtebau- und 
Raumordnung e. V. und das Sächsische Staatsmini-
sterium des Innern. Mit der externen Projektsteue-
rung wurde vom Leadpartner nach einer EU-weiten 
Ausschreibung die Wüstenrot Haus- und Städtebau 
GmbH beauftragt. Jeder der 10 Projektstädte hatte 

Abb. 5  |   Museum Humpis-Quartier 

Abb. 7  |   MuseumHumpis-Quartier: Zunftraum

Abb. 6  |   MuseumHumpis-Quartier: Blick in den Innenhof

Abb. 8  |   Auftaktveranstaltung ADHOC
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ein Thema bzw. lokales Projekt zu wählen, um da-
mit die Herausforderungen, denen sich die histo-
rischen Altstädte durch die demografische Ent-
wicklung und den sozialen Wandel stellen müssen, 
exemplarisch zu bearbeiten. 

Das Thema des lokalen Projekts der Stadt Ravens-
burg lautete: „Wohnen für junge Familien mit Kin-
dern in der Altstadt Ravensburg“. Projektgebiet 
war die eng bebaute historische Altstadt von Ra-
vensburg mit überwiegend mittelalterlichen Struk-
turen. 

Die Altstadt ist ein urbanes Zentrum:

•   Es überwiegen die Kerngebiete mit Einkaufszen-
tren, Banken und Gaststätten.

•	 Rund 11.000 Menschen haben dort ihren Arbeits-
platz. 

•	 Sie ist das kulturelle Zentrum der Stadt mit Veran-
staltungsräumen, Konzerthaus und vielen Veran-
staltungen (sogenannten Events) im öffentlichen 
Raum,

•	 aber auch Wohngebiet für rund 3.000 Bürger.

Diese sehr wohl gewollte Durchmischung, die auf 
der einen Seite die Lebendigkeit und den Lebens-
wert begründet, ist auf der anderen Seite auch ein 
Grund für das Hauptproblem der Altstadt. 

Die umfänglichen gewerblichen Aktivitäten, ins-
besondere der Gaststättenbetrieb, aber auch die 
vielen Events stehen im Konflikt mit dem Ziel, das 
Wohnen, vor allem für Familien mit Kindern, nach-
haltig zu sichern. 

Hinzu kommt, dass durch den demografische Wan-
del eine verstärkte Nachfrage von älteren Bürgern 
nach Wohnraum in Konkurrenz zu Familien mit 
Kindern eingetreten ist. Hier gilt es, ein ausgewo-
genes Verhältnis herzustellen, um die schleichende 
Überalterung in der Altstadt und die damit verbun-
denen Probleme verhindern zu können.

Wie kann das Wohnen für Familien unterstützt 
werden?
Aufgabe unseres lokalen Projektes war es, unter 
dem Gesichtspunkt des Wohnens von Familien mit 
Kindern den notwendigen Anpassungsbedarf und 
die Entwicklungsvorgaben festzustellen. 

Mit den unterschiedlichsten Methoden der Beteili-
gung von Bürgern und Interessenvertretern sollte 
erhoben werden:

•	 ob die jetzigen Bedingungen einen ausgegli-
chenen Mix zwischen Wohnen und Arbeiten 

Abb. 9  |   Markt und Rossbachstrasse

Abb. 10  |   Central außen bei Nacht

Abb. 11  |   Kupferle bei Nacht
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darstellen, der zwar immer wieder Konfliktpo-
tenzial in sich birgt, aber im Großen und Ganzen 
beherrschbar ist oder

•	 was in der Altstadt angepasst bzw. geändert wer-
den muss, um Familien mit Kindern in der Alt-
stadt zu halten oder sie für die Altstadt zu gewin-
nen.

•	 ob die als erforderlich herausgearbeiteten Ände-
rungen ausreichen, um das Wohnen für Familien 
mit Kindern in der Altstadt attraktiv zu halten 
bzw. zu machen und ob diese auch technisch und 
finanziell umsetzbar sind, ohne den für eine le-
bendige Stadt notwendigen Mix zwischen Woh-
nen, Arbeiten und Events nachhaltig zu stören. 

Ziel hierbei war und bleibt, die Entwicklung zu ei-
ner Monostruktur – egal ob Gewerbe / Kultur oder 
Wohnen – zu vermeiden.

Aktivitäten und Arbeitsmethoden zur Umset-
zung des Projekts
Folgende erfolgreiche Hauptaktivitäten wurden 
eingesetzt:

•	 Die Beteiligung der Bürger und Interessensver-
treter an unseren lokalen ADHOC Aktivitäten. 

•	 Das Wissen und die Erfahrungen der Bürger und 
der Interessensvertreter um ihre historische Alt-
stadt (ihren Wohn- bzw. Arbeitsstandort), abge-
fragt mit
-	 einer Auftaktveranstaltung, zu der alle Bürger 

geladen waren,
-	 einer Fragebogenaktion an alle Eigentümer 

von Gebäuden in der Altstadt,
-	 Interviews mit Wohnungsmietern in der Alt-

stadt und Bewohnern von Referenzgebieten 
außerhalb der Innenstadt,

-	 einer Expertenrunde,
-	 einem Bürger-Workshop bei dem die Altstadt-

bewohner aufgefordert waren, Lösungen für 
die Verbesserung ihrer Wohnsituation vorzu-
schlagen,

-	 einem Weblog.

Abb. 12   |   Kirchstraße
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•	 Das Sammeln von fundierten Grundlagen für 
künftige Entscheidungen.

	 Es ging darum, das bei der Verwaltung und beim 
Gemeinderat vorhandene Wissen um die Kon-
flikte zwischen Gewerbe / Kultur und Wohnen
-	 zu bestätigen oder 
-	 diesen Kenntnisstand - zum Teil sind es viel-

leicht nur Thesen/Annahmen - zu widerlegen 
und

-	 eine fundierte Basis für die Entscheidungen zur 
weiteren Gestaltung unserer Altstadt herzustel-
len.

Konnten wir die gesetzten Ziele erreichen?
Die für unsere lokalen Aktivitäten gesetzten Ziele 
haben wir weitgehend erreicht. Es liegen ausrei-
chend aussagekräftige Daten vor, deren Informati-
onsgehalt grafisch relativ gut ablesbar dargestellt 
werden kann. 
Die Altstadtbewohner fühlen sich an ihrem Wohn-
standort trotz der vorhandenen Konflikte mit den 
anderen Nutzungen überwiegend sehr wohl. Sie 
sehen aber den Bedarf für Verbesserungen. Es wur-

den Vorschläge für bauliche Maßnahmen unter-
breitet, aber auch für Maßnahmen, die nur eine 
andere Regelung bzw. Organisation der gemein-
sam genutzten öffentlichen und halböffentlichen 
Flächen erfordern (z.B. Parkierungs- und Zufahrts-
regelungen). 

Projektergebnisse, Erfahrungen und Ausblick
Durch das Projekt erhielten wir umfangreiches Da-
tenmaterial, grafisch aufgearbeitet mit relativ ge-
nauen Aussagen zu:

•	 den Nutzungen in den einzelnen Gebäuden über 
alle Geschosse. 

 	 Dadurch sind mögliche Konfliktpotenziale durch 
Überlagerungen von Nutzungen in einzelnen Ge-
bäuden ablesbar. Die Erdgeschosslagen sind fast 
ausschließlich öffentlichen und gewerblichen 
Nutzungen einschließlich Dienstleistungen vor-
behalten. Ab dem ersten Obergeschoss über-
wiegt das Wohnen. In der nordwestlichen Un-
terstadt ist ab dem 1. Obergeschoss fast nur noch 
Wohnnutzung festzustellen;

Abb. 13  |   ADHOC: Übersicht Nutzungen im EG
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•	 der Bevölkerungsdichte und Altersstruktur in 
den einzelnen Bereichen. 

In den Beteiligungsprozessen mit den Bewohnern 
kristallisierten sich für die weitere Stadtentwick-
lung folgende Handlungsfelder zur Verbesserung 
des Wohnumfeldes heraus: 

•	 Mängel in der Qualität und Anzahl von Frei- und 
Bewegungsflächen in der Altstadt. Die Aufent-
haltsqualität in der Stadt, insbesondere für Kin-
der, muss gesteigert werden, damit das Wohnen 
für Familien in der Altstadt auch weiterhin inte-
ressant bleibt.

•	 Im Nachgang zum ADHOC Projekt wurde paral-
lel zur Umgestaltung einer Straße in einen ver-
kehrsberuhigten Bereich mit Bewohnern und 
Geschäftsinhabern ein neues System für den ru-
henden Verkehr (Parken für Kunden und Anwoh-
ner) ausgearbeitet.

•	 Erreichbarkeit der Wohnung mit dem PKW. Hier 
können unseres Erachtens mit geringem finan-
ziellen Aufwand Verbesserungen erreicht wer-
den.

•	 Umgang mit Lärm.

Mit diesen Erkenntnissen können wir dem Ge-
meinderat bei Entscheidungen über die Umgestal-
tungen von Plätzen und Verkehrskonzeptionen, 
wie auch bei anderen Sanierungsobjekten, fun-
diertere Grundlagen an die Hand geben. 

Weiterhin wurden durch die neuen Formen der 
Bürgerbeteiligung sowohl innerhalb der Bürger-
schaft, aber auch innerhalb der Verwaltung und 
Politik, evtl. noch bestehende Barrieren abgebaut 
und die Wichtigkeit des Miteinanders und Ver-
ständnisses für die einzelnen Interessen betont.

Die Beteiligung am ADHOC Projekt hat uns gehol-
fen den in der Stadtsanierung bereits geführten Di-
alog mit den Betroffenen weiter zu entwickeln und 
auszubauen. Die Erfahrungen unserer Partnerstäd-
te mit ihren Projekten sind für uns ein sehr guter 
Maßstab und auch Ansporn, diesen Prozess laufend 
zu verbessern. Das ADHOC Projekt ist für uns ein 
Benchmarking zum Thema Dialogprozess. 

Abschließend ist festzuhalten, dass der transnatio-
nale Erfahrungsaustausch im ADHOC-Projekt, ins-
besondere mit den Partnern aus den neueren EU-
Ländern und den östlichen Bundesländern, für uns 

Abb. 15   |   Bachstraße
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sehr informativ und interessant war. Wir glauben, 
dass wir diese Erfahrungen in künftigen Projekten 
nutzen können. Die gleichen Erkenntnisse haben 
die meisten unserer Projektpartner gewonnen. Sie 
wollen möglichst in weiteren EU-Projekten diesen 
Erfahrungsaustausch fortsetzen und vertiefen. 

Als gemeinsames Ergebnis der Zusammenarbeit 
haben die am ADHOC-Projekt und einem vergleich-
baren Interreg III B EU-Projekt, Hist.Urban, teilneh-
menden Partner eine Deklaration verfasst und von 
ihren Gremien beschließen lassen. Sie ist eine Bestä-
tigung für die integrierte Stadtentwicklung unter 
Wahrung des baulichen, historischen Erbes.

Anhang
Erklärung für eine integrierte Revitalisierung Historischer Städte 

(Seite 41-43)

Bildnachweis
Alle Abbildungen: Stadt Ravensburg

Reinhard Rothenhäusler

Seit 1992 Amtsleiter für Stadtssanierung / Städtebauför-

derung und Projektsteuerung bei der Stadt Ravensburg.     

Davor 6 Jahre Abteilungsleiter städtische Liegenschaften.

Abb. 14  |   Innenhof Bachstraße
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Abb. 16a   |   Erklärung für eine integrierte Revitalisierung historischer Städte
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Abb. 16b   |   Erklärung für eine integrierte Revitalisierung historischer Städte
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Abb. 16c   |   Erklärung für eine integrierte Revitalisierung historischer Städte
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Die Ausdehnung des Förderprogramms des Bundes 
auf die gesamte Bundesrepublik ging einher mit 
der Überlegung, nicht nur historische Stadtkerne, 
sondern auch baugeschichtlich und somit denk-
malpflegerisch bedeutsame Stadtgebiete als för-
derfähig einzustufen. In der Freien und Hansestadt 
Hamburg wurden 15 Gebiete untersucht , die poten-
ziell für eine Förderung in Betracht kommen. Aus 
diesen sind zwei für das Förderprogramm ange-
meldet, die mit ihren spezifischen Charakteristika 
und Förderbedarfen hier vorgestellt werden sollen. 
In Hamburg ist für die Steuerung der  Städteb-
auförderung die Behörde für Stadtentwicklung 
und Umwelt (BSU) zuständig. Für die Umsetzung 
vor Ort sind die Bezirksämter verantwortlich. Die 
Festlegung der Fördergebiete erfolgte in sehr en-
ger Kooperation zwischen der  BSU und dem Denk-
malschutzamt. Durch den einstufigen Aufbau der 
Denkmalbehörde und durch die enge Vernetzung 
in der Verwaltung  ist das Denkmalschutzamt als 
Fach- und Schutzbehörde bei allen Förderentschei-
dungen unmittelbar eingebunden.
 
Die beiden Fördergebiete können unterschied-
licher kaum sein:
 

1. Dulsberg: Erhaltung des Stadtbildes mit und ohne 
Wärmedämmverpackung

Kurzcharakteristik des Gebietes
In den 1920er Jahren entstand mit den Wohnsied-
lungen, die sich um die heutige Innenstadt grup-
pieren, „ein Gürtel um Hamburgs Leib“, so Fritz 
Schumacher, der diese Bebauung als Hamburger 
Oberbaudirektor maßgeblich prägte. 

Die ab 1921 errichtete Siedlung Dulsberg ist die 
größte dieser Wohnsiedlungen. Schumacher hat 
hier unter Abänderung eines Bebauungsplans von 

1903 eine Konzeption nach reformerischen Ideen 
entwickelt, in der viele Menschen in ‚gesunder‘, 
moderner und städtebaulich ansprechender Um-
gebung Wohnung finden sollten. Die Siedlung be-
steht aus zahlreichen Wohnblocks und einigen 
öffentlichen Gebäuden. Die Hauptachsen des Ge-
bietes bilden die sich kreuzenden Straßburger und 
Nordschleswiger Straßen sowie ein 50 m breiter 
und mehr als 1 km langer Grünzug zwischen den 
Straßen Dulsberg-Nord und –Süd, der sich mit einer 
Achse kreuzt, die aus Sportplätzen gebildet ist. 

Ein hierarchisiertes Netz aus Straßen und Wegen 
erschließt die einzelnen Blöcke. Innerhalb der 
10-jährigen Bauzeit wurden durch verschiedene 
Wohnungsgesellschaften gruppierte Wohnge-
bäude errichtet, die die Bandbreite architekto-
nischer Möglichkeiten der 1920er Jahre vorführen. 
Gleichzeitig harmonieren sie in der Gesamtanlage 
aufgrund des allgemeingültigen städtebaulichen 
Entwurfs und verbindender Elemente, wie der kon-
sequenten Verblendung aller Bauten mit dunklen 
Klinkern. Meist als Blockrandbebauung errichtet, 
finden sich bereits Mischformen aus dieser und der 
Zeilenbauweise, aber auch reine Zeilenbauten. Di-
ese wird mustergültig durch die „Frankschen Lau-
benganghäuser“ vertreten.

Die bis auf eine Ausnahme viergeschossigen Wohn-
bauten wurden mehrheitlich bei Luftangriffen am 
Ende des zweiten Weltkrieges zerstört. Der Wieder-
aufbau der 1950er Jahre orientierte sich an den Plä-
nen der Bauzeit, veränderte aber nach Bedarf auch 
Grundrisse und Geschossigkeit, um mehr Wohn-
raum zu schaffen.

Dennoch hat die Siedlung ihren Charakter als ty-
pisches Wohnquartier in der Hamburger Back-
steinarchitektur der 1920er Jahre bewahrt.
Nicht alle Teile des Gebietes stehen unter Denkmal-

Hamburg im Förderprogramm Städtebaulicher Denkmalschutz

Christoph Schwarzkopf
Denkmalschutzamt der Freien und Hansestadt Hamburg
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schutz. Dennoch ist allgemein anerkannt, dass eine 
Erhaltung des gesamten baulichen Bestandes zur 
Überlieferung der heute als Denkmal erfassten Teile 
in einem verständlichen Kontext erforderlich ist.

Dementsprechend wurde eine Städtebauliche Er-
haltungsverordnung gem. §172 BauGB erlassen, 
um den gestalterischen Gesamtcharakter zu wah-
ren und im Einzelfall bei Einzelobjekten steuern zu 
können, wenn Änderungen vorgesehen werden. 
Ferner wurden in Dulsberg 1995 – 2002 im Rahmen 
der sozialen Stadtteilentwicklung zahlreiche Maß-
nahmen durchgeführt, die insbesondere die sozi-
ale Infrastruktur und sozialen Netzwerke im Gebiet  
verbessert haben (www.dulsberg.de).

Differenzen zwischen Substanz und heutigen 
Nutzungsansprüchen
Wohnungen und Freiflächen im Gebiet sind ge-
prägt von den Vorstellungen und Möglichkeiten 
ihrer Entstehungszeiten in den 1920er und 1950er 
Jahren. Dies stimmt in mehrfacher Hinsicht nicht 
mit den Bedürfnissen der heutigen Zeit überein: 
Vorrangiges Problem ist die in der derzeitigen Be-
trachtung mangelhafte Wärmedämmung der Ge-
bäude, hinzu kommt die fehlende Schlagregensi-
cherheit von Fassaden. Vor dem Hintergrund, dass 
es sich im Dulsberg um ein Gebiet mit preisgün-
stigem Wohnraum handelt, bedarf es für die ange-
sprochenen Probleme angemessener Lösungen.

Zur Vorbereitung der Maßnahmen im Rahmen 
des Förderprogramms „städtebaulicher Denkmal-
schutz“ soll zunächst ein Gesamtkonzept erarbei-
tet werden.

Denkmalpflegerische Analyse
Bislang war nur summarisch klar, welche Bauteile, 
auch in den Freianlagen,  der Erbauungszeit ange-
hören, welche im Wiederaufbau geschaffen wur-
den und welche Veränderungen späteren Jahren 
angehören. Das Denkmalschutzamt hat zur Vor-
bereitung der Gesamtmaßnahme den Baubestand 
und die Bauakten intensiv  betrachtet. Im Ergebnis 
wird derzeit eine detaillierte Baualterskartierung 
und eine umfassende Dokumentation erstellt.

Substanzbewertung der Gebäude vor „Energe-
tischer Sanierung“ 
Bislang gelten nachträglich aufgebrachte Wärme-
dämmverbundsysteme als Allheilmittel für Fassa-
denrisse, Kondenswasserprobleme und zur Ener-
gieeinsparung. Auch auf dem Dulsberg ist deutlich, 
dass nach heutigen Erkenntnissen nachträgliche 
Wärmedämmmaßnahmen erforderlich sind. 

Alle Außendämmmaßnahmen führen jedoch bei 
den Backsteinfassaden zwangsläufig zum Verlust 
von Gestaltqualität, da die bewegten Backstein-
oberflächen nicht wirklich nachbildbar sind, ge-
schweige denn baukünstlerischer (Backstein)zier-
rat.  Dass die bauzeitlichen Oberflächen verdeckt 
bzw. zerstört werden, wird zudem gern übersehen. 
Deshalb ist Ziel des Denkmalschutzamtes, Alterna-
tiven zur Fassadendämmung zu finden. Basis ist zu-
nächst, eine intensive Analyse der Außenwandkon-
struktionen durchzuführen. 

In einem Fragebogen, der anfangs für 40 Objekte 
genutzt werden soll, werden zudem detaillierte An-
gaben zu Reparaturgeschichte der Außenwände, 
Nutzung, Instandhaltungsstatus u.v.a.m. erhoben. 
Auf einer dann gesicherten Basis sollen daraufhin 
spezifische Empfehlungen für die sog. „energe-
tische Sanierung“ entwickelt werden.

Externes Sachverständigen-Gutachten und Pri-
oritätensetzung
Aufbauend auf den Analysen soll in Zusammenar-
beit mit dem Denkmalschutzamt ein Gutachten er-
arbeitet werden. Dieses wird in bautechnischer und 
baukünstlerischer Hinsicht Entwicklungsmöglich-
keiten und -notwendigkeiten zur Bewahrung von 
Einzelgebäuden aufzeigen. Ziel ist, den Gesamt-
charakter des Gebietes zu bewahren.

Das Gutachten dient auch der Ableitung von Pri-
oritäten. Diese werden bestimmt durch a) die Be-
deutung des zu fördernden Objektes in baukünst-
lerischer bzw. bauhistorischer Hinsicht und b) die 
Dringlichkeit der Maßnahme.

Denkmalgerechte Modernisierungen einzelner 
Objekte
Es ist davon auszugehen, dass die Entwicklung und 
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Umsetzung der für die Einzelobjekte angepassten, 
denkmalgerechten Maßnahmen Mehraufwen-
dungen entstehen. Da es sich fast ausschließlich 
um preisgünstigen Wohnraum handelt, sind dies 
zumeist unrentierliche Kosten, die gefördert wer-
den müssen, um sie durchsetzen zu können.

Erhaltung historischer Pflasterungen und Frei-
anlagen
In einigen Fällen sind auch Maßnahmen mit denk-
malpflegerischem Schwerpunkt im öffentlichen 
Raum ohne Förderungsmöglichkeiten nicht um-
setzbar. Hierzu gehört der Erhalt charakteristischer 
Pflasterungen, von Einfriedungen, Brunnen etc., 
der über die normalen Haushaltsansätze für die 
Instandhaltung und Pflege durch das zuständige 
Fachamt des Bezirksamtes hinausgeht.

Einbindung der Vorhabens in den gesamtstäd-
tischen Kontext
Nicht nur baukulturell besonders engagierte Ver-
eine, sondern eine Mehrheit der für die Baukultur 
Verantwortlichen in Hamburg ist zu der Überzeu-
gung gelangt, dass mit den um sich greifenden 
Wärmedämmmaßnahmen das vom Backstein 
geprägte Hamburger Stadtbild in Gefahr ist. Seit 
2009 hat der Oberbaudirektor deshalb zu diesem 
Thema einen „Runden Tisch“ eingerichtet. Dieser 
hat verschiedene Maßnahmen initiiert, so eine Be-
standsaufnahme aller für das Stadtbild relevanten 
backsteinsichtigen Gebiete. Es gibt Handlungsemp-
fehlungen zum Umgang mit den Fassaden, die in 
einem Handbuch zusammengefasst werden.  Vor-
gesehen ist, dass künftig ein Verein, in dem alle re-
levanten Akteure zusammenwirken, beratend für 
Maßnahmen an den genannten Gebäuden zur Ver-
fügung steht, wenn diese Auswirkungen auf das 
Stadtbild haben können. Dem Fördergebiet Duls-
berg kommt bei den genannten Überlegungen 
eine Leitfunktion zu.

2. Der Harburger Binnenhafen: Die dritte Konversi-
on eines Gebietes

Der Harburger Binnenhafen stellt ein einzigartiges, 
weitläufiges Schichtendenkmal dar, in dem sich im 
Laufe der Jahrhunderte verschiedene Bauschichten 

übereinander abgelagert und miteinander verwo-
ben haben. Teils treten die Schichten offen zu Tage, 
teils sind sie nur für den Kundigen, andere nur für 
die Archäologie zu erkennen. 

Am Anfang: Siedlung und Burg
Die Wurten und der Damm im Bereich der Schloss-
straße sind heute noch an der Parzellierung kennt-
lich, die Wurten anhand der Bodenschichtung ar-
chäologisch nachweisbar. Gleiches gilt für den 
Burghügel der Schlossinsel. Von der Burg des 14. Jh. 
sind Teile im heute noch so genannten „Schloss“ auf 
der Schlossinsel enthalten.
Vom Ausbau der Siedlung im 16. Jh. zeugt die An-
lage der Straße Karnapp mit ihrer Parzellenstruk-
tur. Parallel zur Straße verlief der Seevekanal, der 
für den Bahnbau 1881 zugeschüttet wurde.

Die erste Konversion: Bau der Festung
Von der im 17. und 18. Jh. mächtig ausgebauten Fe-
stung auf der „Schloßinsel“  ist über dem Erdboden 
nicht viel zu erkennen.  Die relativ kleine Burgin-
sel mit dem umgebenden Graben wurde Mitte des 
17. Jh. zu einer in dieser Zeit üblichen, fünfeckigen 
Festung mit doppeltem Wassergraben ausgebaut. 
Für die weitläufigen Anlagen wurden einige Häu-
ser am nördlichen  Stadtrand abgebrochen.
Aus der Festungszeit hat sich im Gebiet nur ein Fach-
werkhaus in der Straße Karnapp erhalten. Die teils 
giebelständigen Fachwerkbauten in der Schloß-
straße stammen aus dem 18. Jh. Durch die Verwen-
dung damals bereits älterer Bauformen vermitteln 
sie die Vorstellung eines älteren Straßenraumes.

Die zweite Konversion: Entwicklung von Hafen 
und Industrie
Ende des 18. Jh. fiel die Entscheidung, die bereits 
veraltete Festungsanlage nicht mehr zu moderni-
sieren. Zunächst nutzte man die Zitadellengräben 
für den Hafen. Ende des 19. Jh. wandelte sich das 
Bild, als die Gräben teilweise verfüllt wurden. So-
mit müssen sich Teile der Befestigungsanlage als ar-
chäologisches Denkmal erhalten haben, Teile aber 
auch in den Kaimauern. Von der Entwicklung des 
Hafens zeugen die Kais mit ihrer Pflasterung, den 
Schienen und den Kaimauern, aber auch zwei klei-
ne Werften auf der Schlossinsel. Im angrenzenden 
Stadtgebiet dokumentieren Kontorhäuser und ver-
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schiedene Speicherbauten die Hafenentwicklung.
Am Binnenhafen siedelte sich nach dessen Ausbau 
in der Mitte des 19. Jahrhunderts Industrie an, für 
die der Warentransport auf dem Wasserweg be-
sonders günstig war. Dazu gehörten Gummi und 
Teer herstellende Unternehmen, so die erste Hart-
gummifabrik Deutschlands. Die Gebäude stammen 
aus unterschiedlichen Bauphasen, meist in histori-
sierender Architektur. 

Im 20. Jh. entstanden einige Industriebauten, aber 
auch die heutige Verkehrsinfrastruktur: Hierzu 
zählen die beiden Klappbrücken, die 1933/34 er-
richtete Brücke über den Bahnhofskanal und die 
Holzhafenklappbrücke von 1929/30, aber auch 
Kräne am Lotsekai. Diese stehen ebenso wie der 
um 1900 in ein Mietshaus für Werftarbeiter umge-
baute Schloss-Westflügel unter Denkmalschutz.

Die dritte Konversion: Nachnutzung für Woh-
nen und Gewerbe
Im 20. Jh. verlor der Binnenhafen allmählich seine 
Bedeutung, da für die immer größer werdenden 
Seeschiffe kein Platz vorhanden war. Zudem ver-
lor Harburg mit der Eingliederung nach Hamburg 
1937 seine Eigenschaft als preußischer Zugang zur 
Nordsee. Nach 1945 verließ auch die Industrie nach 
und nach den Standort.
Gleichzeitig erwachte das Interesse der Öffentlich-
keit an dem Gebiet. Noch 1973 war der vorletzte 
Schlossflügel auf der Insel abgebrochen worden, 
begleitet von öffentlichen Protesten. Inzwischen 
wird die Nachnutzung des Gebietes, unter Beach-
tung denkmalpflegerischer Interessen, in geord-
nete Bahnen gelenkt:  Ziel ist, das Gebiet, das aus 
dem Hafengebiet entlassen wird, unter Respektie-
rung baulicher Spuren weiterzuentwickeln. 
Für den Binnenhafen existiert ein städtebaulicher 
Rahmenplan, der den Denkmalbestand integriert. 
Geplant ist u. a., die Werften, die heute hier beste-
hen, auch künftig zu belassen. Der Charakter des 
Gebietes soll auch durch die Weiterführung dieses 
Gewerbes bewahrt werden. Verstärkt soll auf der 
Insel Wohnungsbau betrieben werden. Das geht 
mit der Anlage eines Parks einher. Damit wird auch 
das  Kulturdenkmal „Schloss“ ein neues, angemes-
seneres Umfeld haben.

Diese Vorhaben werden durch ein Bebauungsplan-
verfahren gesichert. In diesem Zuge erfolgt auch 
die denkmalrechtliche Festsetzung großer Teile des 
Gebietes als Denkmalensemble.

Denkmalpflegerische Ziele 
Die Besonderheit des Gebietes, die Vielfalt der Spu-
ren und Schichten seiner Entwicklung aus 800 Jah-
ren, soll erhalten bleiben und  in Verbindung mit 
den neuen Entwicklungsprojekten die Identität des 
Quartiers prägen. Das bedingt im Kontext dieses 
Gebietes, überlieferte Schichten bei dessen Wei-
terentwicklung sinnvoll einzubinden. 

Die Spuren der Geschichte sollen auch lesbarer und 
erlebbarer werden. Erforderlich sind dafür neben 
der genannten Integration auch Hinweise, Weglei-
tungen und Zugänglichkeiten im bzw. aus dem öf-
fentlichen Raum heraus.

Die Förderung  ist vorgesehen für:

-	 die Bestandssicherung von Einzelobjekten (z.B. 
Likörfabrik, Hafenkran und Drehbrücken)

-	 die Integration von älteren Schichten in neue 
Vorhaben (Pflasterung, Kaimauern, archäolo-
gische Bestände)

-	 die Erkundung im Vorfeld von Planungen oder 
Baufreimachung (Archäologie und Baufor-
schung, Archivrecherchen)

Einbindung in den Kontext gesamtstädtischer 
Entwicklung
Die Entwicklung des Binnenhafengebietes ist Teil 
der vom Hamburger Senat beschlossenen Leitpro-
jekte „Sprung über die Elbe“ und „Internationale 
Bauausstellung Hamburg 2013“.  Mit diesen Impul-
sen sollen die  südlichen Stadtgebiete besser in die 
Gesamtstadt eingebunden werden. 

Fazit

Mit der Aufnahme der beiden Gebiete in das För-
derprogramm sollen  neue Themen und Probleme 
bearbeitet werden, die aufgrund der bisherigen 
Programmsystematik nicht im Fokus der Städteb-
auförderung standen. Der neue Programmbereich 



48�

Informationsdienste Städtebaulicher Denkmalschutz  35

stärkt die Kooperation zwischen Stadtentwicklung 
und Denkmalschutz  in Hamburg, die hier gebiets-
bezogen und auf Basis integrierter Konzepte  erfol-
gen soll. 

Christoph Schwarzkopf
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Hamburg, 1989 Architekturdiplom in Weimar, 1990-1994 

Thüringisches Landesamt für Denkmalpflege, zuständig 
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Themar, 1994-1995 Stiftung Thüringer Schlösser und 

Gärten, 1995-2008 freiberufliche Tätigkeit als Architekt und 

Bauhistoriker in Erfurt und Weimar, 2002-2008 Landes-

denkmalamt Baden-Württemberg (seit 2005 RP Karlsruhe), 

zuständig für die praktische Denkmalpflege in Karlsruhe                                            

(Teilzeitbeschäftigung)
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Erstmals wurde mit der Verwaltungsvereinbarung 
Städtebauförderung 2009 (VV Städtebauförderung 
2009) des Bundes mit den Ländern für alle Pro-
gramme der Städtebauförderung die Einrichtung 
von Verfügungsfonds explizit ermöglicht. Insbe-
sondere im Rahmen des Programms Soziale Stadt 
wurden bundesweit vielfältige Erfahrungen mit 
Verfügungsfonds gemacht. Vielfach unter einem 
anderen Titel wie z.B. Quartiersfonds, Stadtteil-
fonds etc. wurden vielfältige Aktivitäten Dritter un-
terstützt. Die geförderten Einzelaktivitäten sollten 
dabei jeweils die Umsetzung der Programmziele 
unterstützen. Dabei können kleine investive Pro-
jekte wie die Beleuchtung eines Fußweges ebenso 
unterstützt werden wie die Erstellung eines Stadt-
plans für Kinder oder die Ausrichtung von Dankes-
veranstaltungen für Ehrenamtliche.

Im Rahmen des Programms Aktive Stadt- und Orts-
teilzentren sollen ganz gezielt Finanzierungspart-
ner für die Stärkung der Funktion von städtischen 
Mittelpunkten gewonnen werden. Für Maßnah-
men und Projekte, die aus dem Verfügungsfonds 
finanziert werden sollen, ist eine Mitfinanzierung 
durch Dritte (private Mittel, weitere öffentliche 
Mittel, Spenden etc.) in Höhe von mindestens 50% 
der Maßnahme- oder Projektkosten erforderlich. 
Ziel ist es, mit dem Verfügungsfonds weitere Ak-
teure und Partner für die Innenstadtentwicklung 
zu gewinnen und in die Finanzierung von Maßnah-
men einzubinden. 

Das Programm Städtebaulicher Denkmalschutz 
ist von jeher darauf ausgerichtet Impulse für ein 
breites Engagement Dritter zu geben. Die Erneu-
erung von Straßen, Plätzen und Grünanlagen ver-
bessert die Investitionsbereitschaft privater Eigen-
tümer merklich. Qualitätsvorgaben im Rahmen 
kommunaler Regelungen wie beispielsweise Ge-
staltungssatzungen, mehr noch aber die Vorbild-

wirkung gestalterisch hochwertiger Bauprojekte 
der öffentlichen Hand signalisieren, dass in den 
Sanierungs- und Erhaltungsgebieten des Städ-
tebaulichen Denkmalschutzes ein überdurch-
schnittliches baukulturelles Engagement der Im-
mobilieneigentümer erwartet wird. Der Erfolg des 
Programms Städtebaulicher Denkmalschutz ba-
siert aber auch auf der Identifikation der Bewohner 
und Gewerbetreibenden in den Programmkulissen 
mit den jeweils stadtindividuellen Programmzie-
len. Eine der Qualität des Umfeldes angemessene 
Nutzung, eine liebevolle Gestaltung des eigenen 
Wohn- und Arbeitsumfeldes sowie ein am histo-
rischen Erbe orientiertes künstlerisches und kul-
turelles Engagement sind sichtbarer Ausdruck der 
Wirksamkeit des Programmes über die baulich-
räumliche Erneuerung hinaus. Das bauhistorische 
Erbe hat zudem eine hohe Strahlkraft über das je-
weilige Programmgebiet hinaus: historische Stadt-
kerne, erhaltenswerte Stadtquartiere, baukulturell 
bedeutsame im Umbruch befindliche Industriean-
lagen faszinieren Bewohner der jeweiligen Stadt 
und Region sowie vielerorts auch deren Besucher.  

Die Programmgebiete des Städtebaulichen Denk-
malschutzes benötigen über eine dauerhaft tragfä-
hige und gestalterisch anspruchsvolle Erneuerung 
hinaus angemessene Nutzungen und städtisches 
Leben, das in direktem Bezug zu den Qualitäten 
des bauhistorischen Erbes steht. Die Förderung von 
Maßnahmen und Vorhaben, die die Herausbildung 
bzw. die Stärkung von städtischer Belebung unter-
stützen ist daher ein wichtiger Bestandteil des Pro-
gramms Städtebaulicher Denkmalschutz. Das In-
strument Verfügungsfonds kann wesentlich dazu 
beitragen, da es ausdrücklich auf die Kofinanzie-
rung durch Dritte ausgerichtet ist. Mit Verfügungs-
fonds sollen ausdrücklich kleinteilige Herange-
hensweisen unterstützt werden.

Verfügungsfonds für den Städtebaulichen Denkmalschutz 

Hathumar Drost
Bundestransferstelle Städtebaulicher Denkmalschutz
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Bislang sind in der Bundestransferstelle keine Ver-
fügungsfonds bekannt, die aus Mitteln des Pro-
gramms Städtebaulicher Denkmalschutz finanziert 
werden und einen direkten Bezug zu den überge-
ordneten und jeweiligen Stadtindividuellen Pro-
grammzielen haben. Verfügungsfonds werden je-
doch als gute Möglichkeit eingeschätzt, um in den 
Programmgebieten der neuen Länder erreichte 
Qualitäten zu sichern und das Engagement für die 
historischen Stadtkerne zu verstetigen. In den Pro-
grammgebieten der alten Länder können beste-
hende Initiativen mit Hilfe von Verfügungsfonds 
gezielt unterstützt und hinsichtlich der Programm-
ziele sensibilisiert werden. Zudem können neue Im-
pulse für eine differenzierte Auseinandersetzung 
mit dem bauhistorischen Erbe gegeben werden.

Ein mögliches Verfügungsfondsmodell könnte fol-
gendermaßen ausgestaltet sein: 

•	 Fondssumme / Jahr: offen, z.B. 20.000 EUR für 
Verfügungsfonds Gesamtvolumen (inkl. mind. 
50 % Eigenanteil) mind. 40.000 EUR

•	 Fondsverwaltung: Stadt (Bewirtschaftung ggf. 
über treuhänderischer Sanierungsträger, Pro-
grammbeauftragter)

•	 Kofinanzierung: mindestens 50%
•	 Art der Kofinanzierung: Drittmittel bzw. pri-

vate Mittel, Spenden, Sponsoring, weitere Ei-
genmittel der Kommunen o.a.

•	 Antragsteller: Projektträger aus der Kommu-
ne oder dem Programmgebiet (juristische Per-
son des privaten Rechts, Personengesellschaft, 

	 natürliche Person, nicht rechtsfähige Organisa-
tion)

•	 Auswahlkommission: Auswahlkommission / 
Akteursgremium Verfügungsfonds auf kom-
munaler Ebene (Stadt, Vereine, Akteure etc.), 
abhängig von Stadt / Akteursstruktur und Auf-
gabenstellung

Mögliche Verfahrensschritte sind:	

1. Schritt:   Antragsvorbereitung durch Projektträ-
ger vor Ort inkl. Vorabstimmung mit Programmbe-
auftragter des Gebiets / mit Kommune  
2. Schritt:   Antragstellung an den Programmbeauf-
tragten des Gebietes inkl. Darstellung des Eigenan-

teils
3. Schritt:   Votierung des Projektes durch die Aus-
wahlkommission (inhaltliche und kaufmännische 
Prüfung, Voraussetzung positives Votum Pro-
grammbeauftragter)
4. Schritt:   Projektumsetzung durch Projektträger 
auf Basis des Abschlusses einer Vereinbarung zwi-
schen Programmbeauftragten / Stadt und Projekt-
träger (inkl. Verwendungsnachweis) 
5. Schritt:   Öffentlichkeitswirksamer Abschluss

Mögliche Bewertungskriterien sind: 

•	 Die Höhe der Projektförderung entspricht den 
Verfügungsfondsregeln z.B. Höchstgrenze 
5.000 EUR Förderung, zzgl. Eigenanteil minde-
stens 50%, Bagatellgrenze 500 EUR Förderung, 
zzgl. Eigenanteil mindestens 50 %.

•	 Die Maßnahme ist ein Baustein zur Umsetzung 
des Gebietskonzeptes.

•	 Die Umsetzung erfolgt innerhalb des laufenden 
Programmjahres.

•	 Die Maßnahme hat aktivierenden und motivie-
renden Charakter (Mehrwert).

•	 Zudem können der Gebietsbezug, die Öffent-
lichkeitswirkung, der Wettbewerbsschutz und 
die Wahrung des Gleichheitsgrundsatzes mög-
liche Kriterien sein.  

Das Modell sichert die Projektumsetzung und Ein-
bindung der Beteiligten in den Programmgebieten 
und stärkt das Verantwortungsbewusstsein. Mit 
dem denkbaren Verzicht auf die Unrentierlichkeits-
prüfung bei geringen Fördersummen erscheint 
die Mitwirkung Dritter / privater Träger möglich. 
Durch die transparente und demokratische Votie-
rung und Entscheidung vor Ort kann der ordnungs-
gemäße Mitteleinsatz gesichert werden. 

Um den Verfügungsfonds attraktiv auszugestalten 
und private / sonstige Mittel dafür zu gewinnen, 
müssen Vorhaben möglich sein, die in den Re-
gelprogrammen mit seinen Fördertatbeständen 
nicht förderfähig und umsetzbar sind. Hier ist ins-
besondere die Abgrenzung zu Maßnahmen der 
Öffentlichkeitsarbeit erforderlich. Die Städte sind 
gefordert, hier eigene und auf die kommunalen 
Strukturen passende Regeln im Einklang mit der 
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Richtlinie zu entwickeln.

Bei Verfügungsfonds kann aufgrund geringer 
Summen, die plausibel festzulegen sind ggf. auf 
den Nachweis der Unrentierlichkeit verzichtet 
werden, gleichwohl müssen die Bewertungskri-
terien, die die Stadt sich für den Verfügungsfonds 
gegeben hat, erfüllt sein. Die Anforderungen an 
die Zusammensetzung, die Aufgaben und die Ent-
scheidungsabläufe der Auswahlkommissionen so-
wie die Abgrenzung der Aufgaben zu den Städten /
Sanierungsträgern müssen eindeutig formuliert 
werden. Idealerweise wird die Umsetzung des Ver-
fügungsfonds vor Ort durch einen eigenen, auf die 
kommunalen Interessen ausgerichteten Leitfaden 
gesichert.

Das Instrument der Verfügungsfonds ermöglicht 
eine niedrigschwellige Einbindung Dritter in die 
Umsetzung von Programmzielen – auch im Bereich 
Städtebaulicher Denkmalschutz. Die Rahmenbe-
dingungen sind durch die Programmstädte in Ab-
stimmung mit den jeweiligen Landesregelungen 
gestaltbar. Gleichwohl übertragen die Städte da-
mit für einen Teil der Fördermittel die Verantwor-
tung für eine zielorientierte Umsetzung an Dritte. 
Das muss von den Städten gewollt und kommunal-
politisch legitimiert sein. Die guten Erfahrungen in 
Rahmen anderer Programme der Städtebauförde-
rung machen Mut. Die Bundestransferstelle steht 
für Rückfragen gerne zur Verfügung. 

Hathumar Drost 
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Zu besonderen Themen  im 
Städtebaulichen Denkmalschutz

Hattingen, Nordrhein-Westfalen  |   complan Kommunalberatung
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Hattingen – ein Stadtporträt

In kaum einer anderen Stadt im Ruhrgebiet sind 
Tradition und Geschichte in Kombination mit Mo-
dernität und Avantgardismus so augenfällig wie 
in Hattingen. Zeugen neuzeitlicher Industriege-
schichte, mittelalterlicher Burgen und moderner 
Stadtentwicklung begegnen sich hier. Der weit 
greifende Spannungsbogen der Geschichte lässt 
sich noch heute im Stadtbild ablesen, und das un-
terscheidet Hattingen von zahlreichen anderen 
Städten des Ruhrgebietes. 

„Hattingen hatt`s“: Im Süden Wald mit den Aus-
läufern des Bergischen Landes, im Norden die Ruhr. 
Die stille, etwas verträumte Ruhrlandschaft mit 
einem Paradies für Vogelwelt und Wassersport-
ler, längs der Ruhr drei mächtige Burgen, die von 
der früheren Bedeutung Zeugnis ablegen, die mit-
telalterlichen historischen Stadt- und Ortskerne 
Hattingen-Altstadt und Blankenstein, Mühlen und 
Museen, und nicht zuletzt die sanften Hügel der El-
fringhauser Schweiz.

Hattingen ist eine mittelalterliche Stadt, die vor 
mehr als 1000 Jahren unter dem Schutz der Franken 
besiedelt wurde. Hattingen war immer eine Grenz-
stadt. Im Mittelalter musste sie sich im Grenzland 
der Franken und Sachsen behaupten, in ihrer Blü-
tezeit im 16.Jahrhundert war sie eine bedeutende 
Handelsstadt und Mitglied der Hanse zwischen 
Westfalen und Rheinland. Hattingen hat aber auch 
eine 150-jährige Geschichte von Stahl und Eisen. 
Heute lebt die Stadt den Strukturwandel des Ruhr-
gebietes an der Grenze zum Bergischen Land. 

Ein Slogan reicht für Hattingens Vielfalt und At-
traktivität nicht aus. Hattingen entwickelt sich zwi-
schen Fachwerk + Stahl, Tradition + Moderne.

Im Fokus der Stadtentwicklung stehen nach wie 
vor die historischen Siedlungskerne Altstadt, Blan-
kenstein und Welper mit der ehemaligen Henrichs-
hütte, heute Industriemuseum des Landschaftsver-
bandes Westfalen-Lippe und Ankerpunkt der Route 
der Industriekultur. 

Hattingen – Stadtentwicklung im Zeichen der Kulturhauptstadt 
RUHR.2010

Walter Ollenik
Astrid Hardtke
Stadt Hattingen

Abb. 1   |   Collage

Abb. 2  |   Hochofen
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Die Attraktivität Hattingens ist neben der Natur in 
kulturellen Ereignissen und den herausragenden 
Exponaten des Denkmalschutzes begründet. Das 
Bügeleisenhaus, das Alte Zollhaus, das Alte Rat-
haus oder der schiefe Turm der St.-Georgs-Kirche 
auf dem Kirchplatz sind bekannte Markenzeichen 
der Altstadt. 

Bemerkenswert ist das Krämersdorf, eine Platzan-
lage der 1950er Jahre ganz im Stil eines romanti-
sierenden Klassizismus. Hier hatten Bomben des 
II. Weltkrieges die reformatorische Kirche mit an-
grenzenden Fachwerkhäusern zerstört. Der gelun-
gene Platz des damaligen Stadtbaurates Ullrich 
stellt eine in sich geschlossene Architektursprache 
dar und ist eine ruhige Oase inmitten der Fußgän-
gerzone. Diese erstreckt sich als T von der Großen 
Weilstraße über die Heggerstraße in Richtung Hen-
richshütte und ist neben der Frankfurter Zeil eine 
der ersten Fußgängerzonen Deutschlands.

Die Phase der Stadtsanierung der Hattinger Alt-
stadt setzte erst in den 1970er Jahren ein, unmittel-
bar nach der kommunalen Neuordnung. Die lange 
Planungszeit unter Prof. Martin Einsele führte be-
reits mit Beginn der 1960er Jahre auf der Grundla-
ge einer breit angelegten und intensiven Bürgerbe-
teiligung zu einer weitgehenden Berücksichtigung 
und damit Schonung der Denkmalsubstanz. Trotz 
der notwendigen Abrisse im südlichen Teil der Alt-
stadt für ein modernes Kaufhaus – als Magnet für 
die weitere Belebung der Geschäftswelt gedacht 
– konnte der historische Straßengrundriss mit 150 
Baudenkmälern und einer in großen Teilen erhal-
tenen Stadtmauer bis heute erhalten bleiben.

Leider ist es seinerzeit auf Grund der angrenzenden 
Gebäude der Gründerzeit und bereits vorher ange-
legter Straßentrassen nicht gelungen, die Wall- 
und Grabenzonen komplett freizuhalten. Gute 
Ansätze sind jedoch im westlichen und östlichen 
Bereich der Altstadt erkennbar – heute grüne Bio-
tope oder Kinderspielplätze im Schatten der erhal-
tenen Stadtmauer.

Aus heutiger Sicht wird die Hattinger Stadtsanie-
rung – insbesondere unter Berücksichtigung des 
seinerzeitigen Zeitgeistes – bundesweit als weit-
sichtig und beispielhaft empfunden. Dies gilt vor 
allem vor der Kulisse der Sanierungen in den be-
nachbarten Städten des Ruhrgebietes. Selbst die 
architektonische und städteplanerisch wenig ge-
lungene Realisierung des Kaufhauses ist unter dem 
Druck der damaligen Befürchtung einer weiteren 
Verslumung verständlich und akzeptabel.

Neben dem Warenhaus bildeten ein Parkhaus aus 
Beton und der komplett betonierte großzügige 
Zentrale Omnibus Bahnhof (ZOB) einen städtebau-
lichen Missstand, der im Jahre 2009 durch das in-
tegrierte Einkaufszentrum Reschop Carré beseitigt 
wurde. Allerdings ist der Zugang zur Altstadt vom 
S-Bahnhof aus über eine Brücke mit Anbindung 
durch das Einkaufszentrum nicht optimal gelöst. 
Die Architektur löst sich in Einzelgebäude auf und 
nimmt hinsichtlich der Kubatur Rücksicht auf die 
unmittelbar angrenzende Altstadt.

Das Bild der Stadt hat sich nach dem Niedergang 
der Henrichshütte im Jahr 1989 gewandelt. Der 
Strukturwandel ist gelungen, der Henrichspark 
rund um den denkmalgeschützten Hochofen mit 
Industriemuseum füllt sich zusehends mit moder-
nen, zukunftorientierten Firmen. Die unmittelbare 
Lage an der Ruhr, die weitläufigen Grünflächen am 
Alten Ruhrarm und die Nähe zur Altstadt zahlen 
sich aus. Mit der Landesentwicklungsgesellschaft 
(LEG) und dem Land Nordrhein-Westfalen hatte die 
Stadt verlässliche und starke Partner.

Einzelhandelsentwicklung in Hattingen

Der Einzelhandel in der Hattinger Innenstadt ist 

Abb. 3  |   Burg Blankenstein   
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seit jeher durch einen guten Mix aus bekannten 
Filialisten und inhabergeführten Fachgeschäften 
geprägt. Insgesamt umfasst das innerstädtische 
Angebot heute rund 200 Einzelhandelsgeschäfte 
mit einer Verkaufsfläche von ca. 37.000 m². Das 
qualifizierte Einzelhandelsangebot wird ergänzt 
durch eine vielfältige Gastronomieszene. Konsum-
nahe Dienstleister sowie öffentliche Einrichtungen 
runden die Nutzungsstruktur im Stadtzentrum ab. 
Neben der historischen Altstadt konzentriert sich 
der Einzelhandel entlang der Heggerstraße, einem 
gründerzeitlichen Stadterweiterungsgebiet. Da-
rüber hinaus hat sich mit der Eröffnung des Eink-
aufzentrums Reschop Carré im Frühjahr 2009 am 
südlichen Rand der Altstadt ein neuer Einzelhan-
delschwerpunkt etabliert.

Trotz der aus Sicht des Einzelhandels „schwierigen“ 
Lage zwischen den direkt benachbarten Oberzen-
tren Bochum, Essen und Wuppertal präsentiert sich 
die Innenstadt als leistungsstarker Einzelhandels-
standort, der seine Wettbewerbsposition sukzes-
sive ausbaut. Wesentlicher Standortvorteil ist die 
besondere Einkaufsatmosphäre, die die historische 
Altstadt vermittelt. Die kleinteiligen historischen 
Baustrukturen verhinderten in der Vergangenheit 
aber die Schaffung großflächiger Verkaufsflächen 
mit modernen Zuschnitten. Unternehmen vor 
allem aus dem Elektro- und Textilwarenbereich, 
die seit Jahren ihr Interesse am Standort bekundet 
haben, fanden keine geeigneten Flächen. Daher 
konnte der Hattinger Einzelhandel bisher nur un-
terdurchschnittlich die am Ort vorhandene Kauf-
kraft binden. Die Kaufkraftbindungsquote lag vor 
der Eröffnung des neuen Einkaufszentrums bei 66 
Prozent. 

Erst mit der Verlagerung und einhergehenden Ver-
kleinerung des Busbahnhofes sowie dem Abriss 
eines unansehnlichen städtischen Parkhauses aus 
den 1970er Jahren sind am Rand der Innenstadt – 
direkt an der stark befahrenen B 51 und der S-Bahn-
Haltestelle - neue Flächenpotenziale entstanden. 
Mit der Realisierung des Einkaufszentrums Reschop 
Carré wurde nicht nur die südwestliche Ecke der In-
nenstadt städtebaulich arrondiert, es ist auch eine 
spürbare Ausweitung der Angebotsflächen für Ein-
zelhandel und in begrenztem Umfang für Gastro-

nomie und Dienstleistungen erfolgt. Magnetmieter 
sind ein SATURN Elektromarkt sowie die Textilhäu-
ser H & M und C& A. Ingesamt umfasst das Reschop 
Carré eine Nutzfläche von 11.500 m². Dies ist für 
ein innerstädtisches Shopping-Center eine rela-
tiv geringe Größenordnung, die ein isoliertes, nur 
auf sich selbst bezogenes Angebot ausschließt. Das 
Zusammenspiel mit der gewachsenen Einkaufszo-
ne soll erfolgen. Dies wird auch durch die relativ 
offene Architektur, die sich um einen neuen Platz 
gruppiert, gefördert. Die Erfahrungen der ersten 
Monate zeigen, dass das Einkaufszentrum die ange-
strebte Magnetwirkung für die gesamte Innenstadt 
entfaltet. Höhere Passantenfrequenzen und Kun-
den- und Umsatzzuwächse im bestehenden Einzel-
handel sind zu verzeichnen. Gleichzeitig fand auch 
eine erste Initiative zur Angleichung bzw. Auswei-
tung der Öffnungszeiten statt.

Die Integration des neuen Einkaufszentrums in die 
bestehenden vielfältigen Nutzungsstrukturen der 
Innenstadt wird auch durch die Einrichtung der 
Stadtbibliothek im 3. und 4. Obergeschoss des Ob-
jektes gefördert. Der Umzug in das Stadtzentrum 
und die moderne Ausstattung dieser wichtigen öf-
fentlichen Einrichtung haben u. a. zu einem deut-
lichen Anstieg der Besucherzahlen geführt und tra-
gen insgesamt zur Belebung der Innenstadt bei.

Die angestrebte Abstimmung des Angebotes so-
wie die städtebauliche Anbindung des benachbar-
ten Hertie-Hauses (u. a. Öffnung des Hertie-Hauses 
hin zum Reschop Carré) ist durch die Insolvenz und 
Schließung des Warenhauses im Sommer 2009 z. Z. 
nicht realisierbar. Zwischenzeitlich wurde die Im-

Abb. 4   |   Reschop-Carré  



56�

Informationsdienste Städtebaulicher Denkmalschutz  35

mobilie an die Kaufland Stiftung verkauft, die hier 
ein SB-Warenhaus eröffnen wird. Das Sortiment 
wird den Angebotsmix der Innenstadt positiv er-
gänzen, da es nicht gelungen war, im Reschop-Car-
ré ein großflächiges Lebensmittelangebot zu inte-
grieren.

Wichtig für die Stärkung des Einzelhandelsstand-
ortes Innenstadt ist die konsequente Ansiedlungs-
steuerung durch Politik und Verwaltung im gesam-
ten Stadtgebiet. Die Innenstadt hat oberste Priorität 
für den zentrenrelevanten Handel. Einzelhandels-
trukturuntersuchung (1999), Rahmenplan Innen-
stadt (2004) und Masterplan Einzelhandel (2009) 
bilden die Grundlagen des kommunalen Handelns. 
Ein Stadtmarketingverein, getragen von Privat-
wirtschaft und Stadt, koordiniert zudem seit eini-
gen Jahren Veranstaltungen und Aktionen, die die 
Stärken der Innenstadt in Szene setzen und überre-
gional auf den Standort aufmerksam machen. 

Hattingen und die Kulturhauptstadt Europas 
RUHR.2010

RUHR.2010 ist ein einmaliges so schnell nicht wie-
der stattfindendes Ereignis und wird ein neues Bild 

des Ruhrgebietes in die Welt tragen – eine grü-
ne Metropole Ruhr mit viel Kultur, die in der ge-
ballten Form in Deutschland ihresgleichen sucht. 
Die Kulisse bilden zum großen Teil aufgegebene 
Industriestandorte – Industriekultur – und die Er-
gebnisse des Stadtumbaus der IBA-Emscherpark. 
Kultur durch Wandel – Wandel durch Kultur, wo 
wäre dies besser nachvollziehbar als in der Metro-
pole Ruhr?

Die Imageverbesserung des Ruhrgebietes, verbun-
den mit einer neuen Wahrnehmung auf dem Me-
dien- und Tourismussektor ist unbezahlbar. Und es 
fing schon gut an. Am 9. Januar 2010 fand die Er-
öffnung auf Zollverein in Essen statt. Über 200.000 
Besucherinnen und Besucher erlebten die Eröff-
nungsfeier. Hierzu Fritz Pleitgen (Journalist): „So 
wurde das Ruhrgebiet noch nie wahrgenommen. 
Aber das war erst der Anfang, wartet mal ab, was 
noch kommt!“

Auch Bundespräsident Horst Köhler sowie der EU-
Ratspräsident José Manuel Barroso fühlten sich 
trotz der widrigen Wetterumstände auf Zollverein 
ausgesprochen wohl und waren von der einzigar-
tigen Eröffnung begeistert. Der Höhepunkt der Er-
öffnungsveranstaltung war sicherlich Herbert Grö-

Abb. 5   |   Lichtinstallation Stadtmuseum   
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nemeyer mit der neuen Hymne „Komm zur Ruhr“. 

„Wir sind Kulturhauptstädter!“ Mit diesem Slo-
gan wirbt die Stadt Essen für die Kulturhauptstadt 
RUHR. 2010. Doch neben Essen sind es 52 weitere 
Kommunen, die das Ruhrgebiet – die Metropole 
Ruhr – mit ihren 5,5 Mio. Einwohnern der Welt als 
Orte der Kultur vorstellen möchten. Und Hattingen 
ist dabei.

Wie kann ein derartiges, weltweit beachtetes Kul-
turereignis den Strukturwandel und das Image ei-
ner Stadt beflügeln? Diese Fragen stellen sich na-
türlich viele Menschen angesichts leerer Kassen 
und Sanierungsstaus an viele kommunalen Gebäu-
den und Straßen. Ist eine Kulturhauptstadt über-
haupt leistbar?

Hattingen bietet schon jetzt eine Reihe kultureller 
Besonderheiten, die im Rahmen des Kulturhaupt-
stadtereignisses integriert werden. So findet seit 
2004 alle zwei Jahre das bundesweite Aphoristi-
kertreffen mit internationaler Beteiligung statt. 
Ein Resultat ist der Aufbau des Deutschen Aphoris-
mus-Archivs in Hattingen. Im Rahmen der Kultur-
hauptstadt 2010 ist eine Ausweitung auf den euro-
päischen Raum geplant.

Mehrere große Kunstprojekte werfen ihre Schatten 
ebenfalls bereits voraus. Zum Beispiel „Lichtkunst 
Altstadt“: Der Schatten der St.-Georgs-Kirche, die 
beleuchtete Stadtmauer, Bügeleisen, Altes Rathaus 
und Zollhaus rücken die Altstadt ins rechte Licht.
Künstlerische Lichtinstallationen am Kirchplatz 
werden Hattingen zusätzlich zu einem glitzernden 
Juwel machen.

Desweiteren ist eine künstlerische Inszenierung 
der Altstadt zur städtebaulichen Markierung der 
Stadttore geplant. Die Stadtbefestigung Hattingens 
geht zurück ins 14. Jahrhundert. Der Stadtgrundriss 
ist im wesentlichen erhalten geblieben, ein großer 
Teil der Stadtmauer steht auch heute noch, die Lage 
der alten Stadttore ist noch erkennbar. Sie bilden 
nach wie vor die Eingänge in die Altstadt. 

Die Idee besteht darin, alle Stadttore durch moder-
ne Kunst neu zu definieren und ungewöhnliche 
städtebauliche Zeichen zu schaffen. Dabei stand 
Europa Pate: der Hattinger Künstler Bernhard Mat-
thes und der ehemalige Direktor des Bochumer 
Museums Dr. Peter Spielmann suchten für das Pro-
jekt bewusst europäische Künstler internationalen 
Ranges aus. Pünktlich zur Kulturhauptstadt wer-
den im Frühjahr 2010 zwei Tore realisiert: am ehe-
maligen Bruchtor die Arbeit „La Porta Aperta“ des 
italienischen Künstlers Marcello Morandini mit Hil-
fe einer Landesförderung und am Holschentor „En-
gel ante Portas“ des Schweizer Künstlers Urs Dicker-
hof durch die Sparkassenstiftung. 

Das 6m x 6m große Kunstwerk La Porta Aperta – Das 
geöffnete Tor – lädt förmlich zum Durchschreiten 
ein. Nahezu unmittelbar am Platz des historischen 
Bruchtores liegt es direkt am neuen ZOB – das Tor 
ist zur Altstadt und zum Reschop Carré hin geöff-
net. Es heißt die Besucher auf großzügige Weise 
willkommen. Die Arbeit ist typisch italienisch, ty-
pisch Marcello Morandini: Schwarz-Weiß. Schwar-
zer afrikanischer Granit wechselt mit weißem itali-
enischen Marmor. Ein Dialog in Schwarz und Weiß 
– kein Zufall, denn schon im Jahr 2002 präsentierte 
sich Morandini mit der Ausstellung „dialogo bian-
co e nero“ im Hattinger Stadtmuseum.

Abb. 6  |   Burg Blankenstein  - Montage   
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Der Schweizer Künstler Urs Dickerhof schafft eine 
sehr heitere, menschliche Arbeit. Flankiert von En-
geln, Menschen und Tieren betritt der Besucher 
die Altstadt am Holschentor. Dickerhofs Figuren 
scheinen die schöne Stadt Hattingen förmlich er-
stürmen zu wollen. Auch von der mächtigen Stadt-
mauer lassen sie sich nicht aufhalten. Die sehr diffe-
renzierten Figuren aus verzinktem Stahl reizen den 
Betrachter jeden Tag aufs Neue zu intensiver Be-
trachtung. Man entdeckt immer neue Details und 
Bezüge. Die Arbeit steckt voller Symbolik. Das Mate-
rial erscheint bei wechselnden Lichtverhältnissen 
oder nachts künstlich beleuchtet in unterschied-
lichen Oberflächen und verleiht dem Kunstwerk 
zusätzlichen Reiz. Das Holschentor wird zu einem 
unverwechselbaren Ort.

Rechtzeitig zur Kulturhauptstadt wurde auch der 
Rundgang durch die historische Altstadt neu auf-
gelegt. Ein Rundgang entlang der Kunst im öffent-
lichen Raum vervollständigt das Angebot. 

Kulturelles Highlight im Kulturhauptstadtjahr 2010 
ist auch das Altstadtfest vom 02. bis 04. Juli 2010 im 
Rahmen der Local Heroes Woche. Jede der 52 teil-

nehmenden Städte ist mit ihrem Programm eine 
Woche lang Mittelpunkt der Kulturhauptstadt Eu-
ropas. Eine eigens konzipierte  !SINGsäule als Staf-
felstab mit gesungenen Grußbotschaften wandert 
durchs Ruhrgebiet – ein interaktives Element, das 
alle Local-Heroes-Wochen programmatisch mitei-
nander verbindet.  

Abb. 7   |   Stadttor von Marcello Morandini   

Abb. 8   |   Programmheft Hattinger Altstadtfest    
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Diese vielfältigen Kulturprojekte im ganzen Ruhr-
gebiet wie auch in den 52 Mitgliedsstädten werden 
ein neues Bild des Ruhrgebietes – der Metropole 
Ruhr – zeichnen. Die ganze Region, jede einzelne 
Stadt, wird hiervon profitieren.

Auch für die Wahrnehmung innerhalb der Bevöl-
kerung wird sich vieles positiv verändern. Man 
wird sich zunehmend als Metropole verstehen, jede 
Stadt als stolzer Teil des Ganzen. Die Zusammenar-
beit unter den Städten wird intensiviert, Netzwerk-
projekte werden in Zukunft die Regel sein. Schon 
jetzt planen viele benachbarte Städte ihre plane-
rische Zukunft gemeinsam.

Das vielfach immer noch vorherrschende Bild des 
Ruhrgebiets, bestehend aus Kohle und Stahl, Ruß 
und Dreck, wird korrigiert. Industriekultur, eine 
neue Medienlandschaft, gelebte Integration, Mo-
dernität in gewachsener historischer Tradition wer-
den kommuniziert.

Bildnachweis
Abbildungen 1-2, 4-8: Stadt Hattingen; 

Abbildung 3: Hans Blossey
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…so lauteten Titel und Thema der Herbsttagung 
der Arbeitsgemeinschaft Städte mit historischen 
Stadtkernen des Landes Brandenburg am 12.11.2009 
in Wittstock/Dosse.
 
Die bewährte Tagungstradition widmete sich dem-
nach der Energieeffizienz bei historischen Gebäu-
den und bot Mitgliedsstädten, Sanierungsträgern 
und Fachleuten eine interessante Austauschplatt-
form. Auf die Beiträge des Fachministeriums (Mi-
nisterium für Infrastruktur und Landwirtschaft des 
Landes Brandenburg), der Architekten, der Wissen-
schafts- und Hochschullehre, der kommunalen und 
wirtschaftlichen Anwender sowie der Denkmal-
behörden soll hier nicht näher eingegangen wer-
den. Verfügbar sind sie bei der Geschäftsstelle der 
Arbeitsgemeinschaft unter www.ag-historischen-
stadtkerne.de. Erwartungsgemäß trugen alle Dar-
legungen die Tendenz, dass diesbezügliche He-
rausforderungen besonders groß seien, da bisher 
aus kunsthistorischen und ästhetischen Gesichts-
punkten alles unterlassen wurde, was außerhalb 
von Denkmalbereichssatzungen längst gängige 
Praxis ist. Die historischen Stadtkerne also „Klima-
killer“ der besonderen Art? Selbst die agierenden 
Denkmalfachleute wehren sich gegen diese „Schre-
ckensthese“ eher defensiv. 

Nachfolgend einige Denkansätze, die ermuntern 
und anregen mögen, dass die baukulturellen Schät-
ze selbstbewusstere Fürsprecher bekommen. Mög-
lich und glaubwürdig wird dies wohl nur, wenn sich 
meine „Antithese“ – dass nämlich kompakte histo-
rische Stadtkerne bereits von je her einen klimaef-
fizienteren Wirkungsgrad als die offene Bebauung 
der peripheren Siedlungsteile besitzen – akade-
misch und empirisch belegen lässt. Nun stelle ich 
beim Verfassen dieses Aufsatzes fest, dass es sich 
mit der soliden Nachweisführung und Quellen-
belegung so ähnlich verhält wie mit der globalen 

Klimadiskussion, die leider allzu oft aus medialer 
Sensationssucht geradezu hysterisierend publi-
ziert wird. Die Zurückhaltung namhafter Institute 
und Fachakademiker schadet der wissenschaft-
lichen Ausgewogenheit und Objektivität dieser 
unausweichlichen Debatte. Klar dürfte sein, dass 
diverse Veränderungen leichter feststellbar sind 
als dass die Vermeidbarkeit weiterer Verschlech-
terungen vorhersehbar ist. Als Geodät sehe ich al-
lerdings das Erfordernis einer „Null-Messung“ bzw. 
„Null-Marke“ beim Veränderungsnachweis als be-
sonders prioritär an. Und da dürfte in der mittleren 
und langfristigen Klimavergangenheit noch viel zu 
erforschen sein.

Ein Vorredeeinschub noch zur Klarstellung meines 
diesbezüglichen Weltbildes:

Selbst wenn die weitere solide Erforschung von 
Klimavergangenheit und -zukunft relativierende 
Erkenntnisse zu Tage fördern sollte, ein „unbe-
kümmertes Weiter so“ muss nicht zuletzt aus zwei 
Gründen abgelehnt werden:

1.	   Aus Ethik und Anstand gegenüber unseren 
Nachfahren ist dem rücksichtslosen Ver-
brauch endlicher Ressourcen – insbesonde-
re der fossilen – ein Ende zu setzen.

2.	  Besitzer und Bewohner von denkmalge-
schützten Häusern haben das gleiche Recht 
auf bezahlbare Betriebskosten.

Übrigens, die Ökonomie der Gebäudenutzung 
stand zu allen Zeiten mit im Fokus der Siedlungs-
tätigkeit im Allgemeinen und im Städtebau des 
vergangenen Jahrtausends im Besonderen. Auch 
wenn Stadtgeschichtler die Wärme sparenden Aus-
wirkungen vielleicht nur als Sekundäreffekte anse-
hen mögen.

„Denkmal an Energie – Gutes Klima in historischen Stadtkernen“

Harry Müller
Arbeitsgemeinschaft »Städte mit historischen Stadtkernen« des Landes Brandenburg
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Die Doppelnutzung des Rohstoffes Holz als wich-
tigstes Baumaterial und bis in die Mitte des 19. 
Jahrhunderts als alleiniges Brennmaterial dürfte 
durchaus die eine oder andere Not zum siedlungs- 
und baupraktischen Umdenken gesetzt haben. In 
der Regel waren jene Notsituationen Folgen von 
menschlichen Kulturstrukturen (zuweilen auch 
der Unkultur), gelegentlich aber auch von klima-
tischen Veränderungen begleitet. Wohl seltener 
werden durch wirtschaftliche, kriegerische oder 
demografische Zeitgeschehnisse Klimabeeinträch-
tigungen provoziert worden sein.

Allerdings, um damit zu beginnen, ist wissenschaft-
lich hinreichend belegt, dass die Eisenschmelze des 
Hochmittelalters große Bereiche im Abendland 
entwaldete. Mit den Wasserkraft getriebenen Poch- 
und Hammerwerken zogen auch Eisenschmelzer 
und Köhler in die Flusstäler. Diese waren zum Teil – 
so wie im Harz – von Meilern übersät und zeitweise 
unbewohnbar geworden. Spuren der Gewässerver-
unreinigung jener Zeit und Orte werden selbst in 
skandinavischen Fjorden noch nachgewiesen. Dass 
dieser Zeitabschnitt wohl eher als Warmphase an-
zusprechen sein wird, dürfte sich mit Blick auf den 
Universalrohstoff Holz etwas entspannend ausge-
wirkt haben.

Im 11. und 12. Jahrhundert ist es dem dezimierten 
Deutschen Wald abermals an den Kragen gegan-
gen. Mit der Kolonisation slawischer Siedlungsge-
biete in Mittel- und Ostdeutschland wurde eine 
Vielzahl neuer Dörfer und Städte auf teilweise zu-
vor gerodeten Flächen gegründet. 

Eine erstaunlich rasche Wirtschaftsblüte und Be-
völkerungszunahme ließen die Nachfrage nach 
Bau- und Brennholz explodieren. So konnten sich 
die sintflutartigen Regenfälle der 1450er Jahre zur 
ökologischen Katastrophe auswachsen, indem 
der kulturfähige Boden von den Höhenlagen ab-
geschwemmt wurde und sie für immer landwirt-
schaftlich unnutzbar wurden. Zugleich war es der 
Beginn jener Kaltzeit, die am Ende des Dreißigjäh-
rigen Krieges ihren Höhe - respektive Tiefpunkt – 
erreichte.

Auf die großen Pestwellen, welche von 14 Millionen 
Deutschen nur 8 Millionen übrig ließen und letzt-
lich die große Agrarkrise mit vielen dörflichen Wü-
stungen provozierten, will ich hier nicht eingehen. 
Nur die positive Wirkung auf den nachwachsenden 
Rohstoff Holz vermerken.

Eine solche hatte auch der ansonsten verheerende 
Dreißigjährige Krieg zur Folge. Forst- und Jagdwis-
senschaften belegen, dass sich Kriegszeiten in der 
Regel mit Waldzuwächsen verbinden. Wilderei 
hält den Wildbestand gering und die Männer der 
Holzwirtschaft waren entweder Soldaten oder tot. 
Um nach Kriegsende wüste Parzellen wieder zu be-
setzen, wurden neue Siedler angeworben. Auf sie 
wartete harte Arbeit. Wiesen und Äcker mussten 
zum Teil neu gerodet werden. Man erhielt z. B. im 
Elbe-Elster-Land 20 Taler bares Geld und 30 Stämme 
Bauholz. Letzteres sollte bald wieder knapp werden, 
wie auch später Brennholz, erst recht mit der früh-
kapitalistischen Industrierevolution des 18. und der 
gründerzeitlichen Dynamik des 19. Jahrhunderts.

Die geneigte Leserschaft möge diesen langen „ge-
schichtslyrischen“ Vorspann ohne dezidierte Quel-
lenangabe nicht als thematische Verfehlung, son-
dern  als Erklärungsversuch für einige nachfolgend 
aufgeführte Maßnahmen der Wärmedämmung im 
historischen Städtebau gelten lassen:

1.	    Wechsel der dominierenden Giebelständig-
keit zur Traufständigkeit mit beiderseitiger 
Grenzbebauung: Der jeweilige Nachbargie-
bel übernimmt die Wärmedämmung. 

2.          Anordnung der Raumnutzungsstruktur 
	     nach Wärmebedarf: Küche und Aufenthalts- 

(Wohn-)Zimmer waren im Geschosszen-
trum, Schlaf- (Kalt-) Kammern an den Außen-
wänden untergebracht.

3.	   Reduzierung der Stubenhöhe auf das mini-
male Nutzungserfordernis.

4.	   Vermeidung von Warmbereichen im Dach-
bodenraum.

5.	   Maßvolle (klimabewusste) Öffnungsgestal-
tung für Fenster und Türen.                                          

6.	   Festungsschutz nicht nur vor den Feinden, 
sondern auch vor extremer Auskühlung: Ins-
gesamt war der kompakte zumal hoch um-
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mauerte Stadtkörper bestens geeignet, um 
Sonnenenergie aufzunehmen und länger 
zu speichern als die vom Wind umblasenen 
Bauten im freien Felde. 

7.	    Integration der wärmenden Tierunterkünf-
te im Wohnhaus oder unmittelbarer Anbau 
von Stallseitenflügeln, die so die (3.) Hofseite 
dämmten: Obwohl die Scheunen vornehm-
lich aus Platz- und Brandschutzgründen in 
besonderen (peripheren) Vierteln ausgesie-
delt wurden – logistische Aspekte hätten si-
cher für die Mitnahme des Viehbestandes 
gesprochen – behielt man die Tiere bei sich. 
Nicht selten diente in extremen Wintern vor-
gestapelter Stalldung als temporärer Ein-
frier- und Wärmeschutz.

Soviel also zur Begründung des selbstbewussten 
Umgangs der historischen Stadtkerne mit ihrer 
„Klimageschichte“. Wie könnte sie uns nun hilf-
reich für die Gegenwart sein?

Zu 1.:	   Die Grenzbebauung sollte als traditionierte 
Regel (dort wo sie es nachweislich war und 
ist) geboten bleiben. Auch der Lückenfall 
sollte diesen Bestand nicht liquidieren. Das 
Bauordnungsrecht dürfte hier gründlich zu 
überdenken sein.    

Zu 2.:	 Eine Bestandsanalyse durch die entwurfs-
verfassenden bzw. sanierungsbegleitenden 
Architekten wäre diesbezüglich grundsätz-
lich geboten. Bei Vorhandensein schlüssiger 
Raumordnungsstrukturen sollten solche 
nicht ohne Not aufgegeben werden.

Zu 3.: 	Wird wohl für die Gegenwart und Zukunft 
eher bedeutungslos sein, da zeitgemäße 
Wohnparameter (auch im Stadtkern) do-
minierende Merkmale der wohnungswirt-
schaftlichen Wettbewerbsfähigkeit dar-
stellen. „Lieblingsstücke“ werden eher 
gebremste Nachfrage erzielen. Auf den ge-
gensätzlichen Sachverhalt der extrem ho-
hen Räume, besonders im gründerzeitlichen 
Bestand, kann hier nicht eingegangen wer-
den.

Zu 4.:	 Hier dürften nach Einschätzung des Verfas-
sers die größten Energieeinsparreserven zu 
realisieren sein. Vorausgesetzt der extreme 

Trend der letzten zwei Jahrzehnte – nämlich 
aus Renditegründen Häuser bis unter den 
First mit Wohnraum zu überfrachten – lässt 
sich umkehren. Da sich der Konflikt zwischen 
Bestand und Nachfrage durch die demogra-
fische Katastrophe der nächsten Jahrzehnte 
dramatisch verschärfen wird, sind Dachaus-
bauten längst nicht mehr sinnfällig. Viel-
mehr sollte sogar die Stilllegung bzw. der 
Rückbau von Dachgeschosswohnungen fi-
nanziell angereizt werden (analog zur Stillle-
gungsprämie der Landwirtschaft). Stadtum- 
bzw. -rückbau im Kleinen würde die Chance 
für Leerstandsbeseitigung in Hauptgeschos-
sen erhöhen, wäre also anregenswert.

Zu 5.:	 Die Relevanz dieses Aspektes liegt auf der 
Hand und wird ja auch weitgehend beim 
Rückbau modistischer Überformungen der 
60er bis 80er Jahre beachtet. Aber auch im 
(post-)modernen innerstädtischen Lücken-
schluss sollte die extreme Anwendung des 
Baustoffes Glas überdacht werden. 

Zu 6.:	 Die Wiedererrichtung geschleifter Stadt-
mauern wäre natürlich eine alberne Überle-
gung. Die Erwägung, vorhandene Wall- oder 
Grabenzonen durch geschlossene Bepflan-
zungsgürtel (z.B. hohe Hecken) mit Wind-
schutz zu verbinden, sollte jedoch in der Gar-
ten- und Baudenkmalpflege nicht tabuisiert 
bleiben.

Zu 7.:	 Es gilt zu hoffen, dass in der Zukunft allen hi-
storischen Stadtkernen derartige Wärme-
not und Lebensarmut fernbleibt, folglich 
auch das Zusammenziehen von Mensch und 
Tier. In dörfischen Siedlungsstrukturen wäre 
die intellektuelle Vertiefung dieses Denkan-
satzes jedoch lohnend.

Vorstehender Beitrag möge zu der Erkenntnis bei-
tragen, dass häufig erst Nöte erfinderisch machten 
und auch das „Ökohaus“ in diesem Kontext kei-
ne Neuerfindung ist. Als Bestandteil allgemeiner 
Wohlstandsdekadenz (in den „führenden“ Natio-
nen) war die exzessive Energie- und Ressourcen-
vergeudung nie extremer als gegenwärtig. Die 
geistigen und handwerklichen Elemente aus der 
Vergangenheit müssen in diesem Zusammenhang 
wieder an Bedeutung gewinnen. Folglich werden 
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auch die historischen Stadtkerne im Fokus der zeit-
gemäßen sowie vor allem der energiesparenden 
Baukunst stehen.

Harry Müller

Bürgermeister i. R. der Stadt Luckau, Ehrenvorsitzender der 

AG Städte mit Historischen Stadtkernen des Landes Branden-

burg,  Hobby: Siedlungskundler
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In vielen ostdeutschen Städten ist ein überdurch-
schnittlich hoher Leerstand von Altbauwohnungen 
und vergleichsweise niedriger Leerstand in den 
Großwohnsiedlungen der 1970er und 1980er Jah-
re in Stadtrandlage zu verzeichnen1. Im Freistaat 
Sachsen steht im Durchschnitt jede vierte bis fünf-
te Altbauwohnung leer2. Hiervon betroffen sind 
insbesondere gründerzeitliche Wohnquartiere. 
Bis heute wird ihre Attraktivität in den neuen Bun-
desländern oftmals nicht in gleicher Weise wahr-
genommen wie in westdeutschen Städten. Dabei 
muss differenziert werden: Während repräsenta-
tive Gründerzeitviertel am ehesten von Aufwer-
tungsprozessen und einer Nachfrage seitens der 
Bürger betroffen sind, stehen einfach gestaltete, 
ehemalige Arbeiterquartiere aus der Gründerzeit 
unter einem deutlich höheren Problemdruck. Mit-
unter sind es gerade die einfachen gründerzeit-
lichen Baubestände die in ostdeutschen Klein- und 
Mittelstädten im Stadtumbau zur Disposition ge-
stellt werden3.  

Wesentliche Ursachen hierfür sind in der von der 
DDR-Regierung verfolgten Stadtentwicklungs-
politik zu suchen, die sich gegen das kleinteilige 
Wohneigentum und bürgerliche Wohnen wen-
dete. Diese Politik hatte eine jahrzehntelange Ver-
nachlässigung der historischen Quartiere − Reprä-
sentanten einer politisch nicht mehr gewollten 
bürgerlichen Gesellschaft − zur Folge. Nach der po-
litischen Wende 1989 hatte die Instandsetzung in 
den mittelalterlichen Altstadtkernen Priorität vor 
der Modernisierung der Gründerzeitquartiere. 
Angesichts ihrer stadträumlichen Lage, struktu-
rellen Eigenschaften und ihres baukulturellen 
Wertes sind die Erhaltung und Nutzung der Grün-
derzeitquartiere für eine nachhaltige Stadtent-
wicklung im Sinne der Leipzig Charta4 von natio-
naler Bedeutung. Dies ist langfristig nur möglich 
wenn es gelingt, die Bürger für diese Wohngebiete 

zu begeistern. Neben der stärkeren Berücksichti-
gung der  Wohnvorstellungen der Bürger bei der 
baulichen Erneuerung sind  experimentierfreu-
dige Vorgehensweisen und Strategien zur Steige-
rung der bürgerlichen Nachfrage nach Stadträu-
men und urbanen Lebensstilen gefragt. Oder mit 
anderen Worten: es gilt, die „Bürgerstadt“ in ost-
deutschen Städten in zeitgemäßer Form wieder zu 
etablieren. 

In der Stadtentwicklung wirft die Bewältigung der 
Folgen des demografischen und wirtschaftlichen 
Wandels Fragen auf, da die klassischen, auf Wachs-
tum ausgerichteten Instrumente im Sinn ihres ur-
sprünglichen Einsatzes nun nicht mehr in gleicher 
Weise greifen. Bei der Suche nach integrierten Lö-
sungsansätzen gewinnen bürgerschaftliches En-
gagement und Bürgerbeteiligung in der Stadtent-
wicklung zunehmend an Bedeutung. Auch, da an 
Planungsprozessen beteiligte Bürger nicht, wie 
man zunächst vermuten könnte, primär Eigen-
interessen verfolgen, sondern sozialverträgliche, 
konsensfähige Lösungen erarbeiten5. Um tragfä-
hige Ergebnisse erzielen zu können, bedarf es ne-
ben der Motivation auch Kompetenzen seitens der 
Bürger. Die Sensibilisierung und Qualifizierung der 
Bürger für baukulturelle Werte und die vielschich-
tigen Wirkungszusammenhänge in der Stadtent-
wicklung sind vor diesem Hintergrund zukunfts-
weisend.

In der Stadt Görlitz, der östlichsten Stadt Deutsch-
lands an der deutsch-polnischen Staatsgrenze gele-
gen, ist der gründerzeitliche Stadtteil „Innenstadt“ 
(s. Abb. 1) von den beschriebenen Problemen be-
sonders betroffen. Trotz der enormen Sanierungs-
erfolge in den letzten zwei Jahrzehnten weist der 
Stadtteil aufgrund der Spätfolgen der Städtebau-
politik der ehemaligen DDR eine Reihe von städte-
baulichen Missständen auf, die zum höchsten Woh-

Probewohnen: Eine neue Strategie zur Revitalisierung von Gründerzeit-
quartieren in ostdeutschen Städten

Anne Pfeil
Görlitz Kompetenzzentrum
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nungsleerstand6 in der Stadt und einem schlechten 
Image7 als Wohnort führen.
Vor diesem Hintergrund entwickelt das „Görlitz 
Kompetenzzentrum Revitalisierender Städtebau“ 
der „Technischen Universität Dresden“ die Projekti-
dee „Probewohnen“ (s. Abb. 2), um es interessierten 
Bürgern aus Stadtrandgebieten und dem Görlitzer 
Umland zu ermöglichen, die Innenstadt kosten-
los eine Woche als Wohnort auszuprobieren. Der 
Bürger wird in seiner Rolle als „Experte“ für die Be-
urteilung der Wohnqualität im Stadtquartier ein-
gebunden und kann zugleich sein persönliches 
Meinungsbild vom Wohnen in der Innenstadt 
durch die konkreten Erfahrungen überprüfen. Ziel 
ist es, den aus Sicht der Stadtrandbewohner vorhan-
denen Handlungsbedarf im Wohnungsbestand 
und im Wohnumfeld zu ermitteln und die Hemm-
schwelle, das Gründerzeitquartier als Wohnort 
auszuprobieren, herab zu setzen. Im Idealfall kön-
nen dabei mögliche Vorurteile der Teilnehmer ge-
genüber dem Wohnen in der Innenstadt abgebaut 
werden. 

Das Modellvorhaben „Probewohnen“ leistet einen 
konkreten Beitrag zur Umsetzung der politischen 
Forderungen nach einer stärkeren Bürgerbeteili-
gung und einem integrierten Vorgehen von Stad-
tentwicklung und Denkmalpflege. 

Auch wenn mit der Idee und der Umsetzung unmit-
telbar auf die spezifische Ausgangslage in der Stadt 
Görlitz reagiert wird, besitzt das Projekt für ande-
re ostdeutsche Städte Modellcharakter. Aus diesem 
Grund wird es als Modellvorhaben der Nationalen 
Stadtentwicklungspolitik vom Bundesamt für Bau-

wesen und Raumforschung (BBR) und Bundesmi-
nisterium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS) gefördert (2008/2009). Die Umsetzung er-
folgt in enger Kooperation mit den beiden Projekt-
partnern, der WBG Wohnungsbaugesellschaft Gö-
rlitz und der Stadtverwaltung Görlitz. 

Für das Projekt werden zwei leer stehende, hin-
sichtlich Lage, Größe und Ausstattungsstandard 
für den innerstädtischen Wohnungsleerstand in 
Görlitz repräsentative, Gründerzeitwohnungen 
in der Innenstadt ausgewählt und eingerichtet 
(s. Abb. 3a+b).
Das Modellvorhaben richtet sich mit seinem An-
gebot in erster Linie an Haushalte in stadtnahen 
Neubausiedlungen, an Bewohner des ländlichen 
Raums in der Region und an Bürger der polnischen 
Nachbarstadt Zgorzelec. Auch entfernt wohnende 
Bewerber werden in der zweiten Phase berücksich-
tigt. Bei der Auswahl der Probebewohner wurde da-
rauf geachtet, ein möglichst breites Spektrum an 
Lebensstilen und Haushaltstypen zu finden (jun-
ge Paare, junge Familien, Alleinerziehende, Allein-

Abb. 2  |   Plakat zum Modellvorhaben „Probewohnen“ mit dem Slogan 
des Projektes : Schau doch mal rein!

Abb. 1  |   Stadtbild Gründerzeitquartier: Ausblick aus einer der beiden 
Probewohnungen
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stehende, Wohngemeinschaften, ältere Ehepaare, 
etc.).

Die erwachsenen Teilnehmer werden im Rahmen 
der Begleitstudie am Kompetenzzentrum vor, wäh-
rend und nach dem Probewohnaufenthalt zu ih-
ren Erfahrungen befragt. Und es wird untersucht, 
inwieweit die Wohnerfahrungen Verschiebungen 
im Meinungsbild über die innerstädtische Wohn-
qualität bei den Teilnehmern zur Folge haben. 

Die Laufzeit des Modellvorhabens ist auf 18 Monate 
begrenzt. Während dieses Zeitraumes wohnen in 
12 Wochen 24 Haushalte zur Probe. Insgesamt be-
warben sich rund 750 Personen aus 460 Haushal-
ten aus ganz Deutschland und vereinzelt aus dem 
Ausland8. 

Aufgrund der hohen Nachfrage haben sich die 
drei Projektpartner dazu entschlossen, das Pro-
jekt in leicht modifizierter Form gemeinsam fort-
zuführen. Für das Folgeprojekt „Probewohnen 
Version 2“ übernimmt die WBG Wohnungsbau-
gesellschaft Görlitz mbH die organisatorische Fe-
derführung. Bis zum Sommer 2010 testen rund 100 
weitere Haushalte aus ganz Deutschland für eine 
Woche die Wohnungen. Die Fortsetzung soll zei-
gen, dass das Projekt in eine eigenwirtschaftliche 
Finanzierung überführt werden kann. Gelingt dies, 
sind Folgeprojekte sowohl für private als auch für 
öffentliche Haus- und Grundeigentümer in ande-
ren Gründerzeitquartieren denkbar.

Die Ergebnisse der Begleitstudie bestätigen, dass 
sich durch das Ausprobieren des eigenen Alltags 
in der Innenstadt, die komplexen Zusammenhän-

ge zwischen persönlicher Identität und Stadtbau-
kultur im direkten Erfahrungsaustausch mit Fach-
experten leichter vermitteln lassen. Dies kann zum 
Abbau von Vorurteilen beitragen. Bei dem Groß-
teil der Teilnehmer stellt sich im Projektverlauf 
eine Sensibilisierung für die baukulturellen Qua-
litäten des historischen (gründerzeitlichen) Bau-
bestandes, die innerstädtische Wohnqualität und 
die Konsequenzen des eigenen Handelns auf die 
Entwicklung der (Innen)Stadt ein. Insofern wird 
das Angebot zur Probe zu wohnen als Instrument 
zur Sensibilisierung und Qualifizierung der Bürger 
bestätigt. Die Begleitstudie erweist sich hierbei als 
ein wichtiges Instrument, um die Bürger zu moti-
vieren, die Bewohnerperspektive engagiert einzu-
nehmen und sich mit dem Thema Wohnen in der 
Innenstadt auseinanderzusetzen.

Die Strategie Probewohnen erscheint aufgrund der 
dargestellten Ergebnisse vielversprechend, um in 
Görlitz einen Beitrag zur Entwicklung eines aktiven 
Stadtkerns und belebter innerstädtischer Wohn-
quartiere zu leisten. In Görlitz kann sie vielleicht 
auch eine kulturelle Brücke schlagen zur polnischen 
Nachbarstadt Zgorzelec und so zum erfolgreichen 
Zusammenwachsen der binationalen „Euro-
pastadt Görlitz/Zgorzelec“ beitragen (s. Abb. 4). 

Die Steigerung der Nachfrage nach dem Wohnen 
in der Stadt erfordert Kreativität, Weitblick und 
Offenheit von sämtlichen Beteiligten gegenüber 
neuen Anforderungen und unerwarteten Entwick-
lungen. Womöglich könnte die Strategie „Probe-
wohnen“, angepasst auf die jeweiligen lokalen Rah-
menbedingungen auch in anderen (ost)deutschen 
Städten einen adäquaten Beitrag leisten, um die 

Abb. 3a   |   Eine der Probewohnungen vor der Einrichtung Abb. 3b   |   Eine der Probewohnungen nach der Einrichtung
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Überwindung persönlicher Grenzen „in den Köp-
fen“ der unterschiedlichen Beteiligten zu ermögli-
chen und die Städte wieder zu rehabilitieren vom 
Ort der Probleme zum „Ort der Lösungen“9. 

1  	Insgesamt liegt die Leerstandsquote in Mittelstädten in 

den neuen Bundesländern bei 17 %, in den Altbaubestän-

den stehen mit 25 % der WE überdurchschnittlich viel 

WE leer. Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stad-

tentwicklung (BMVBS) / Bundesamt für Bauwesen und 

Raumordnung (BBR): Bestandssituation und Bewirtschaf-

tungsstrategien privater Eigentümer in den neuen Bun-

desländern und ihre Einbeziehung in den Stadtumbau 

Ost, Forschungen Heft 131, Bonn 2007, S. 15.
2 Der Wohnungsleerstand konzentriert sich in den unsa-

nierten Beständen. Er tritt aber auch in sanierten Bestän-

den dauerhaft auf. So ist ca. jede zehnte sanierte Altbau-

wohnung in Sachsen nicht bewohnt. Vgl.: Oexle, Judith: 

Fokus Innenstadt – die neue Verwaltungsvorschrift zur 

Städtebauförderung im Freistaat Sachsen. In: BMVBS, 

BBSR (HG.): Bilanz und Perspektiven Städtebaulicher 

Denkmalschutz, Informationsdienste Städtebaulicher 

Denkmalschutz 34, Berlin 2009, S. 17.
3  Unveröffentlichtes Gutachten des Görlitz Kompetenzzen-

trums zum „Umgang mit Altbaubeständen im Stadtum-

bau anhand ausgewählter Fallbeispiel“ im Auftrag von 

BBR und BMVBW (2005/2006).
4  	Vgl. hierzu: Leipzig Charta zur nachhaltigen europä-

ischen Stadt, angenommen anlässlich des Informellen Mi-

nistertreffens zur Stadtentwicklung und zum territorialen 

Zusammenhalt in Leipzig am 24./25. Mai 2007.
5  	Vgl. hierzu: Bundesamtes für Bauwesen und Raumord-

nung (BBR) (2005): Effizientere Stadtentwicklung durch 

Kooperation? Abschlussbericht zum ExWoSt-Forschungs-

feld „3stadt2 – Neue Kooperationsformen in der Stadtent-

wicklung“. Werkstatt: Praxis Heft 36, Bonn S.56.

6 .Der Wohnungsleerstand im Geschosswohnungsbau be-

trägt im Stadtteil Innenstadt rund 28%. In der Gesamtstadt 

ist ein durchschnittlicher Leerstand von rund 15% zu ver-

zeichnen. Im westlichen Teil der Innenstadt, einem ein-

fachen Gründerzeitquartier, stehen 46 % der Wohnungen

   leer. Nur 20 % der Wohngebäude sind dort vollständig be-

legt. Quelle: Stadtplanungsamt Görlitz, 2007.
7  	Das Image des gründerzeitlich geprägten Stadtteils und 

die Wohnqualität in ihm werden deutlich schlechter be-

wertet als das der Altstadt oder der Großwohnsiedlungen 

am Stadtrand. Die Einwohner der Gründerzeitgebiete 

bewerten die Wohnqualität in ihrem Quartier jedoch 

deutlich höher als die Bewohner aus anderen Stadtteilen. 

Unveröffentlichte Studie des Görlitz Kompetenzzentrums 

Revitalisierender Städtebau im Jahre 2006/2007.
8  	Polen, Frankreich Schweiz, Chile
9  	„Die Stadt ist kein Ort der Probleme, sondern der Lö-

sungen.“ Jaime Lerner zitiert nach: Jaggi, Yvette: Unzer-

trennlich: Stadt und Kultur(en), in: Sulzer, Jürg: Revita-

lisierender Städtebau. Kultur. Band 2 der Schriftenreihe 

Stadtentwicklung und Denkmalpflege, TUDpress, Dres-

den, 2006, S.40
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Abb. 4  |   Altstadtbrücke in Görlitz am Tag ihrer Eröffnung (2005)
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Mit dem Programm „denkmal aktiv – Kulturerbe 
macht Schule“ wird der in der Satzung der Deut-
schen Stiftung Denkmalschutz verankerte Auftrag 
der kulturellen Bewusstseinsbildung um eine bun-
desweite Initiative für Schülerinnen und Schüler er-
gänzt. Seit 2002 stellt die Deutsche Stiftung Denk-
malschutz die fachlichen, organisatorischen und 
– gemeinsam mit den Förderern und Partnern des 
Schulprogramms – die finanziellen Mittel für die 
Durchführung von Projekten zur Verfügung, die 
Schülerinnen und Schüler dazu motivieren, die ge-
baute Umwelt genauer wahrzunehmen und das 
kulturelle Erbe als Teil der eigenen Geschichte ken-
nen zu lernen. 
Jungen Menschen den Wert und die Bedeutung 
von Kulturdenkmalen nahe zu bringen und ein Be-
wusstsein für den Erhalt des baulichen Erbes zu we-
cken – das ist das Ziel der bundesweiten Initiative.

Darüber hinaus bietet „denkmal aktiv“ die Mög-
lichkeit, das Themenspektrum kulturelles Erbe und 
Denkmalschutz im schulischen Alltag junger Men-
schen zu verankern. Ob im Unterricht, in Form von 
schulischen Arbeitsgemeinschaften oder als Ganz-
tagsangebot, im Zentrum von „denkmal aktiv“ 
stehen die Erkundung und Erforschung des kul-
turellen Erbes im Lebensumfeld der Schüler. Das 
Themenspektrum, mit dem sich die Schüler ge-
meinsam mit ihren Lehrern – und in Zusammen-
arbeit mit fachlichen Partnern – im Rahmen von 
„denkmal aktiv“ auseinandersetzen, reicht von hi-
storisch bedeutenden Bauwerken über gestaltete 
Grünanlagen bis hin zu UNESCO-Welterbestätten. 
Typische Fragen, denen die Kinder und Jugend-

lichen nachgehen, lauten: Was sind Kulturdenk-
male und worin besteht ihr Wert? Welche histo-
rischen Bauten und Stätten sollten erhalten bleiben 
und warum? Was können wir dazu beitragen, dass 
unser kulturelles Erbe in der Öffentlichkeit mehr 
Beachtung findet? 

So vielfältig das thematische Spektrum und die me-
thodischen Ansätze sind, wesentliches Element der 
einjährigen Projektarbeit ist immer, dass die Bauten 
und Anlagen nicht nur besichtigt werden, vielmehr 
setzen sich die Schülerinnen und Schüler praktisch 
und theoretisch mit den geschichtlichen Zeugnis-
sen auseinander. In Projekteinheiten vor Ort erkun-
den sie das Objekt und sammeln Informationen zu 
„ihrem“ Kulturdenkmal. In der direkten Auseinan-
dersetzung mit dem Denkmal erkennen die Schü-
ler, dass nicht nur die Schule ein Ort des Lernens ist, 
sondern dass auch das Denkmal ein ebenso span-
nender wie authentischer Geschichtsort ist. Zu spe-
ziellen Fragestellungen recherchieren die Schüler 
in Archiven und Bibliotheken oder führen Inter-
views mit Zeitzeugen und versuchen so, die oft 
komplexe Geschichte des Ortes zu erfassen. Viele 
Schulen befassen sich auch mit Fragen zum Erhalt 
„ihres“ Denkmals und führen in Zusammenarbeit 
mit ihren fachlichen Partnern Restaurierungsmaß-
nahmen durch. 

denkmal aktiv – Kulturerbe macht Schule                                                                      
Das Schulprogramm der Deutschen Stiftung Denkmalschutz

Dr. Susanne Braun
Deutsche Stiftung Denkmalschutz

Abb. 2  |   Die Aufarbeitung der Geschichte des jüdischen Friedhofs in 
Hausberge (NRW) stand im Zentrum des denkmal aktiv-Projekts an 
der Gesamtschule Porta Westfalica im Schuljahr 2008/09. Zu den Ar-
beiten vor Ort gehörte auch das Vermessen der Grabsteine. 

Abb. 1  |   „denkmal aktiv“-Logo
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Im Unterricht geht es dann um Architektur und 
Geschichte, bis hin zu Fragen nach Einflüssen von 
Umwelt oder Tourismus. Auch die Diskussion um 
Möglichkeiten und Probleme bei Pflege, Erhalt 
und Nutzung der historischen Gebäude und Anla-
gen werden diskutiert. Beteiligte Fächer sind da-
bei neben den „Klassikern“ Geschichte und Kunst 
auch Deutsch, Geographie, Religion, Sozial- und 
Gemeinschaftskunde und naturwissenschaftliche 
Fächer wie Biologie, Chemie oder Physik, wenn es 
etwa um Umwelteinflüsse auf Gesteinsarten geht, 
um historische Mauerwerke als Biotop für Flora 
und Fauna oder etwa um historische Anlagen der 
Energiegewinnung und -verbreitung. Gerade in 
der Kombination aus der praktischen Arbeit am 
Denkmal selbst und den theoretischen Projektein-
heiten werden Bedeutung und Wert klar und nach-
vollziehbar.

Vielfach bietet sich im Verlauf eines „denkmal 
aktiv“-Projekts die Chance, Denkmalschutz „live“ 
zu erleben, denn die Zusammenarbeit mit außer-
schulischen Partnern aus der Denkmalpflege und 
angrenzenden Berufsfeldern ist obligatorisch. Sie 
unterstützen die Projektarbeit aber nicht nur fach-
lich, sie geben den Schülerinnen und Schülern 
auch interessante Einblicke in ihren jeweiligen Ar-
beitsalltag. 
Am Ende der Projektarbeit steht eine Abschluss-
arbeit. Das kann ein Plakat sein oder ein Flyer, ein 
Aufsatz in der Schulzeitung oder eine Broschüre. 
Aber auch Audio-Guides, Internetseiten, Ausstel-
lungen oder Führungen sind bereits erfolgreich 
erprobte Medien, die Ergebnisse aus der Projekt-

arbeit festzuhalten und das erlernte Wissen an an-
dere weiterzugeben, aber auch, um Öffentlichkeit 
herzustellen und so einen Beitrag zum Erhalt des 
kulturellen Erbes zu leisten.

Neben den „handfesten Ergebnissen“ ist aber vor 
allem wichtig, dass den Schülerinnen und Schü-
lern das Arbeiten am und mit dem Denkmal Freu-
de bereitet, neue Erkenntnisse bringt und so zu 
einem Anreiz wird, Denkmale auch weiterhin auf-
merksam zu betrachten und deren Erhalt zu unter-
stützen. Die Identifikation der jungen Menschen 
mit ihrem historisch gewachsenen Umfeld kann 
so gefördert werden. Zusätzlich können die aufge-
zeigten Handlungsfelder bei einem denkmalpfle-
gerischen Schulprojekt bei der Berufsfindung der 
Schülerinnen und Schüler helfen.

Mit „denkmal aktiv“ werden alle staatlichen und 
staatlich anerkannten allgemein bildenden und 
berufsbildenden Schulen der Sekundarstufe I und 
II angesprochen sowie Einrichtungen der Lehrer-
aus- und -fortbildung. Vielfach bewährt haben sich 
dabei Schulverbünde, bei denen projekterfahrene 
Schulen mit anderen zusammenarbeiten und sich 
über den Austausch von Erfahrungen und Kompe-
tenzen ergänzen. Dabei ist die Zusammensetzung 
der Schulverbünde nicht vorgegeben – eine Kom-
bination gleicher Schularten ist ebenso möglich, 
wie eine Kombination aus Realschule, Gymnasium 
und Berufsfachschule. Auch Institutionen der Leh-
reraus- und -fortbildung oder Partnerschulen aus 
dem Ausland können mit in ein Projekt einbezo-

Abb. 3  |   Grünpflegearbeiten unter fachlicher Anleitung an der Efeu-
mauer des jüdischen Friedhofs in Hausberge (NRW) tragen zum Erhalt 
des historischen Mauerwerks bei. 

Abb. 4  |   Nicht nur die Schule ist ein Ort des Lernens. Bibliotheken und 
Archive und deren Bestände helfen, die Geschichte eines Ortes nach-
zuvollziehen.
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gen werden. Durch die verschiedenen Spezialisie-
rungen und Herangehensweisen bei der schulüber-
geifenden und interdisziplinären Zusammenarbeit 
lernen alle.

Insbesondere durch die Zusammenarbeit in den 
Schulverbünden etabliert sich seit dem Start von 
„denkmal aktiv“ ein kontinuierlich wachsendes 
Netz von Schulen, welche die Themen Denkmal-
schutz und Kulturdenkmale in den Schulalltag 
einbinden. Diese Strukturbildung wird unterstützt 
durch die Teilnehmertreffen, die das Jahr der Teil-
nahme an „denkmal aktiv“ begleiten. Dort treffen 
sich Lehrer und Schüler, die am Schulprogramm 
teilnehmen, stellen ihre Projekte vor und tauschen 
Informationen und Erfahrungswerte aus, nehmen 
Kontakt mit Referenten aus der Denkmalpflege 
auf und holen sich fachliche wie methodische An-
regungen in Workshops.

Die Kombination aus schulischer Wissensvermitt-
lung, Lerneinheiten am Objekt, das Kennen ler-
nen von wissenschaftlichen Methoden der Infor-
mationsbeschaffung und die Zusammenarbeit 
mit außerschulischen fachlichen Partnern macht 
„denkmal aktiv“ zu einem außergewöhnlichen Pro-
gramm. Im Rahmen der einjährigen Projektarbeit 
erkennen die Schülerinnen und Schüler Besonder-
heiten des baukulturellen Erbes und tragen dazu 
bei, die Kulturdenkmale ihrer Region stärker ins 
Bewusstsein der Öffentlichkeit zu bringen. Zusätz-
lich können sie einen Beitrag zum Erhalt und zur 
Pflege der Denkmale leisten.

Wie abwechslungsreich die Auseinandersetzung 
mit Denkmalen im Unterricht und in Projektgrup-
pen sein kann, zeigt eine kleine Auswahl aus den 
Teilnehmern der vergangenen Jahre. Gefördert 
wurden z.B.:

•	 Die Erarbeitung eines Denkmalführers durch Ra-
tingen (NRW), in dem nicht nur Denkmale von 
Schülern für Schüler erklärt werden, sondern 
auch Rätsel zum Mitmachen einladen. Zusätzlich 
können viele weitere Informationen als MP3-Au-
dio-Führung aus dem Internet heruntergeladen 
werden (Klasse 6d des Kopernikus-Gymnasiums 
Ratingen).

•	 Die Erforschung des Schlosses Schönfeld (SN) und 
seiner Geschichte. Die Schüler untersuchten in 
vier Arbeitsgruppen den Bau, erkundeten sich 
bei ehemaligen Bewohnern, recherchierten in 
Archiven und konnten so neben der Geschich-
te der ehemaligen Besitzer auch die wechsel-
volle Zeit der Enteignung und Umnutzung des 
Schlosses anschaulich machen. In Führungen 
gaben sie Ihr Wissen an jüngere Schüler weiter. 
Die Geschichte des Schlosses und zahlreiche Be-
gebenheiten und Anekdoten aus früherer Zeit 
sind in einer Broschüre und auf Schautafeln vor 
Ort festgehalten (Projektgruppe der 8. - 10. Klas-
sen der Mittelschule Schönfeld).

•	 Die Untersuchung von Bauten der 1950er und 
60er Jahre im Kontext der städtebaulichen Ent-

Abb. 5  |   Ratinger Denkmale – von Schülern für Schüler / Broschüre des 
„denkmal aktiv“-Teams am Kopernikus-Gymnasium, Ratingen-Lintorf

Alte Gebäude werfen Fragen auf, erzählen aber auch spannende 
Geschichten. Unter dieser Überschrift sind im Schuljahr 2008/09 
Schülerinnen und Schüler einer 6. Klasse des Kopernikus-Gymnasium 
in Ratingen-Lintorf der spannenden und manchmal wechselvollen 
Geschichte historischer Gebäude ihres Schulortes nachgegangen. 
Die Ergebnisse aus ihren Recherchen hat das „denkmal aktiv“-Team in 
einer Broschüre zusammengefasst.
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wicklung der Nachkriegszeit. Beteiligt waren 
Schulen aus Saarbrücken und Saarlouis (SL) so-
wie Schwerte (NRW). Die teilnehmenden Schü-
ler des Schulverbundes verschafften sich einen 
Überblick über die Nachkriegsgeschichte ihrer 
Orte und die Bauten, die im Zuge des Wieder-
aufbaus errichtet worden waren. Anhand von 
ausgewählten Gebäuden oder Architekten der 
Zeit befassten sie sich näher mit Baustilen, Archi-
tekturschulen und städtebaulichen Konzepten. 
Auch die Relevanz des Denkmalstatus bei Bauten 
der 1950er und 60er Jahre wurde diskutiert. Am 
Ende präsentierten eine Ausstellung und ein fast 
100seitiger Katalog die Ergebnisse des Projekts 
aus Saarbrücken, in Saarlouis wurde eine Baudo-
kumentation und Bestandsaufnahme eines Bau-
werks erstellt und in Schwerte entstand eine Auf-
listung der schützenswerten Bauten (Klasse ZB 
11.2 des Technisch-gewerblichen Berufsbildungs-
zentrums 1 Saarbrücken (federführend), Klassen 
Maurer (Mittelstufe) / Stuckateure (Mittelstufe) / 
Fachoberschule Ingenieurwesen des Technisch-
gewerblichen und sozialpflegerischen Berufs-
bildungszentrums Saarlouis, 10. Klasse des Fried-
rich-Bährens-Gymnasiums Schwerte).

•	 Ein Projekt zur Analyse der Umnutzungsmöglich-
keiten von denkmalgeschützten Sakralbauten, 
durchgeführt von Schülern aus Nauen (BB). Die 
Gymnasiasten befassten sich dazu im Unterricht 
und in Museumsrecherchen mit sakraler Archi-
tektur und mittelalterlichen Kirchenbauformen, 
Fragen der Erhaltungswürdigkeit und möglicher 
Nutzung leer stehender Kirchen. Auch mora-
lische Aspekte fanden bei der Diskussion der 
Umnutzungsvorschläge Beachtung. Die Ergeb-
nisse wurden in einer Ausstellung in der Schu-
le visualisiert (Projektgruppe der 8. und 12. Klas-
sen des Gymnasiums Leonardo da Vinci Campus 
Nauen).

•	 Die Untersuchung und Pflege der Weichsel-
schlucht und der Agrarflächen des Klosters Rog-
genburg (BY) als Teil einer Kulturlandschaft. 
In den vergangenen Jahren beschäftigten sich 
Schüler aus Neusäß mit der historischen Gestal-
tung des klösterlichen Kräutergartens und des-
sen Neuanlage sowie der Erfassung und Kartie-
rung des Geländes der Streuobstwiesen und des 
historischen Baumbestandes. Nun wird zusam-

men mit anderen Fachschulen die Pflege der 
Streuobstwiese und die Wiederherstellung der 
Trockensteinmauern in Angriff genommen. Da-
bei soll die Arbeit im Spannungsfeld zwischen 
den Belangen des Naturschutzes, des Umwelt-
schutzes und des Denkmalschutzes mit den Schü-
lern diskutiert werden, und auch dem Aspekt des 
Denkmals als ökologische Nische soll Rechnung 
getragen werden (Klassen 10 und 11 (Gartenbau) 
der staatlichen Berufsschule mit Berufsfachschu-
len für Diätassistenten, Hauswirtschaft und Kin-
derpflege Neusäß (federführend), Sekundarstufe 
II der beruflichen Schulen Kempten III, Klassen 
11B1 und 11B2 (Baumschule und Obstbau) der 
staatlichen beruflichen Schulen Höchstädt).

Die Begeisterung an den vielfältigen Projekten ist 
den Schülern anzumerken, egal ob es sich um städ-
tische oder eher ländliche Denkmale, um Einzel-
bauten oder eine ganze Denkmalgattung dreht. 
Häufig bleibt das Engagement auch nach Ablauf 
des Schuljahres und damit der Teilnahme an „denk-
mal aktiv“ bestehen: Projektgruppen recherchieren 
weiter, „Aufräumaktionen“ tragen zum Erhalt der 
Denkmale bei, Kontakte zu Partnerschulen werden 
gepflegt und sogar Vereine werden gegründet, die 
aus einem Schulprojekt resultieren und nun dauer-
haft für den Erhalt und die adäquate Nutzung eines 
Denkmals sorgen. 

„denkmal aktiv“ gibt den Anreiz, in Sachen Denk-
malschutz bundesweit aktiv zu werden und Schüler 
dauerhaft für den Erhalt von Kulturgütern zu sen-
sibilisieren.

Das seit dem Start des Schulprogramms im Schul-
jahr 2002/03 rund 550 Schulen gefördert werden 
konnten ist ein gutes Zeichen für frischen Wind im 
Denkmalschutz – aber auch dafür, dass die kultu-
relle Bewusstseinsbildung von Schülern weiterhin 
ein zentrales Anliegen sein muss.
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Bildnachweis
Abbildungen 1 + 5:  Deutsche Stiftung Denkmalschutz ;  

Abbildungen 2-4: Deutsche Stiftung Denkmalschutz / 

Foto: K-W. Pultke, Porta Westfalica.
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Zum Stand der Forschung   

Schwerin, Mecklenburg-Vorpommern  |   complan Kommunalberatung
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Eigentümerstandortgemeinschaften (ESG) sind Zu-
sammenschlüsse von Eigentümern benachbarter 
Immobilien mit dem Ziel, durch gemeinsame Ak-
tivitäten oder Maßnahmen die Verwertungschan-
cen ihrer Objekte zu verbessern. Aus den USA und 
Kanada kennen wir den Begriff der Business Im-
provement Districts (BID) und Housing Improve-
ment Districts (HID). Der Ausbreitung der Idee in 
Deutschland kommt zugute, dass auch hierzulan-
de die Stadtentwicklung – neben der Vielzahl ho-
heitlicher Instrumente – hauptsächlich von koope-
rativen Prozessen geprägt ist.

ESG sind sowohl auf öffentlich-rechtlicher Grund-
lage wie auch auf privatrechtlicher Grundlage 
(als Vereine, BGB-Gesellschaften und in anderen 
Rechtsformen) vorstellbar. Die öffentlich-rechtlich 
organisierten ESG beruhen auf § 171f des Baugesetz-
buchs („Private Initiativen zur Stadtentwicklung, 
Landesrecht“). Die Länder können Regelungen für 
die Festlegung von Gebieten treffen, „in denen in 
privater Verantwortung standortbezogene Maß-
nahmen durchgeführt werden, die auf der Grund-
lage eines mit den städtebaulichen Zielen der Ge-
meinde abgestimmten Konzepts der Stärkung oder 
Entwicklung von Bereichen der Innenstädte, Stadt-
teilzentren, Wohnquartiere und Gewerbezentren 
sowie von sonstigen für die städtebauliche Ent-
wicklung bedeutsamen Bereichen dienen. Zur Fi-
nanzierung der Maßnahmen und gerechten Ver-
teilung des damit verbundenen Aufwands können 
durch Landesrecht Regelungen getroffen werden“ 
(Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. September 2004 [BGBl. I S. 2414], zu-
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 24. 
Dezember 2008 [BGBl. I S.3018]). 

Die ESG löst sich aus der einzelwirtschaftlichen 
Betrachtung des Einzeleigentümers, um gemein-
schaftlich die Quartiersrentabilität in den Blick zu 

nehmen, da der Wohnwert einer Immobilie nicht 
nur aus der Qualität der Immobilie selbst entsteht, 
sondern wesentlich auch aus der Qualität des Um-
feldes bzw. des Quartiers. Ein „aufgeklärtes Eigen-
interesse“ ist daher die Basis einer weitergehenden 
Eigentümerzusammenarbeit im Quartier.

Bislang sind solche Initiativen vor allem aus dem 
Einzelhandelsbereich bekannt. Das hier vergleichs-
weise homogene Interesse (höhere Frequenz) führt 
dazu, dass die Motivation größer und die Organi-
sationsfähigkeit besser ist als in Wohn- oder Misch-
quartieren, so dass in Deutschland bisher vor-
nehmlich BIDs entstanden sind. Eine Frage des 
ExWoSt-Forschungsfeldes ist daher auch, ob eine 
Übertragbarkeit auf Wohn- oder Mischquartiere 
realistisch ist. Das Forschungsfeld setzt an den pri-
vatrechtlichen Modellen an, wenn auch das HID 
Hamburg-Steilshoop als Referenzprojekt für die 
öffentlich-rechtlichen Modelle dient.

Das Forschungsfeld ordnet sich in den Stadtum-
baukontext ein, d.h. als Reaktion auf städtebau-
liche Funktionsverluste, die durch ein vorhandenes 
oder zu erwartendes dauerhaftes Überangebot an 
baulichen Anlagen eintreten können. Der Hand-
lungsbedarf ergibt sich somit primär aus der un-
zureichenden Verwertungsperspektive des Im-
mobilienbestandes am Markt. Daher kann das 
ExWoSt-Forschungsfeld dazu dienen,

•	den Grundgedanken der ESG zu propagieren und 
die Grundfragen der Selbstorganisation zu klä-
ren,
•	die für die Arbeit von ESG relevanten Aufgaben zu 

erproben,
•	die Sinnhaftigkeit einer öffentlichen Förderung 

und Unterstützung von ESG zu diskutieren und 
auch die Möglichkeiten der Integration in die vor-
handenen Förderstrukturen zu erörtern,

Eigentümerstandortgemeinschaften im Stadtumbau – ein Beitrag zur 
erhaltenden Erneuerung innerstädtischer Quartiere 

Prof. Dr. János Brenner
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
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•	die Grundprobleme des rechtlichen Rahmens, in 
denen sich ESG bewegen, zu diskutieren.

Aus städtebaulicher Sicht soll dadurch auch ein 
Beitrag geleistet werden, die bestehenden Defizi-
te bei der Einbindung der privaten Einzeleigentü-
mer – die zumeist Eigentümer von Altbauten sind 
– in den Stadtumbauprozess zu reduzieren. Nach 
einer Vorbereitungs- und Qualifizierungsstudie 
sind 45 Projektskizzen eingegangen, deren fach-
licher Vorprüfung durch BBSR und die Forschungs-
agentur empirica eine Bereisung und Gespräche 
mit Akteuren bei 20 Projekten folgten. Auswahl-
voraussetzung war neben den sachlichen Krite-
rien die Zustimmung des Landes und der Kommu-
ne. Die einzelnen Modellvorhaben werden mit bis 
zu 100.000 € je Vorhaben gefördert. Fördergegen-
stand sind Gründung, (Selbst-)Organisation und Ar-
beit der ESG. Es wurden 15 Modellvorhaben ausge-
wählt, die in der nachstehenden Tabelle sowie in 
der Karte (Abb. 1) dargestellt sind. 

Tabelle: Modellvorhaben (in alphabetischer Reihenfolge)

Bezeichnung der ESG 
(Bundesland)

Gebietscharakteristik Geplante Maßnahmen / 
sonstige Hinweise

Braunschweig (Niedersachsen) Historisches Innenstadtquar tier Referenzprojekt mit geringerer 
Förderintensität;  Vorlauf über 
ExWoSt Quar tiersimpulse

Bremerhaven-Lehe (Bremen), 
Goethestr.

Gründerzeitliche, geschlossene 
Blockrandbebauung

Engagier te Eigentümer, umfas-
sende Standor tinitiative, u.a. 
Wohnumfeldverbesserung

Cot tbus (Brandenburg), 
Ostrower Plat z

Heterogenes Quar tier:  leerste -
hende Industriebauten, Bra-
chen, Wohnen

Engagier te Eigentümer, mehre -
re Handlungsfelder

Dresden (Sachsen), 
Friedrichstadt

Heterogenes Quar tier:  Ba-
rock- und Gründerzeitbauten, 
Brachen

Engagier te Eigentümer, umfas-
sende Standor tinitiative, u.a. 
Wohnumfeldverbesserung

Abb. 1  |   Eigentümerstandortgemeinschaften – Karte der Modellvor-
haben 
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Duisburg (Nordrhein-West fa-
len),  Hochfeld

Zwei Straßenzüge eines Grün-
derzeitquar tiers,  hoher Migran-
tenanteil

Verbesserung der Qualität des 
öffentlichen Raumes, Ent wick-
lung des Quar tiers in Richtung 
auf stabilere Haushalte

Görlit z (Sachsen), 
Landskronenstr.  /  Löbauer Str.  / 
Bahnhofstr.

Gründerzeitliche, geschlossene 
Blockrandbebauung

Private, unternehmerische 
Initiative, umfassendes Konzept 
für Gebäude und Blockinnenbe -
reich

Halle (Sachsen-Anhalt), 
Kernbereich Glaucha 

Gründerzeitliche, geschlossene 
Blockrandbebauung

“Eigentümermoderator ”,  u.a. 
vorläufige Sicherungsmaß-
nahmen wegen hoher Leerstän-
de, Wohnumfeldverbesserung

Hamburg (Hamburg), 
Zentrale Achse Steilshoop

Großsiedlung der 70er Jahre Referenzprojekt mit geringerer 
Förderintensität;  Innovations-
bereich nach Hamburger HID -
Geset z

Helmstedt (Niedersachsen), 
Kybit zstr.  /  Schuhstr. 

Historisches Innenstadtquar-
tier,  hoher Migrantenanteil

Hohe Leerstände; Wohnum -
feldverbesserung; integrativer 
Aspekt: Grundeigentümer mit 
Migrationshintergrund

Hildesheim (Niedersachsen), 
Michaelisvier tel 

Historisches und 50er Jahre -
Quar tier

Vorlauf über Aktivierung der 
Eigentümer durch ExWoSt-
Projekt „Kommunale Konzepte 
Wohnen“

Leipzig (Sachsen),  Bülow vier tel Gründerzeitliche, geschlossene 
Blockrandbebauung

Mit wirkung zahlreicher Privat-
eigentümer und der LWB unter 
Moderation von H & G Leipzig, 
breites Maßnahmenspektrum, 
u.a.  Wohnumfeldverbesserung, 
Einbindung desinvestierender 
Eigentümer, Ver fügungsfonds

Magdeburg -Buckau (Sachsen-
Anhalt),  Gnadauer Str.  und 
Klosterbergestr.

Gründerzeitliche, geschlossene 
Blockrandbebauung

Starkes Engagement H &G , Mo -
deration von zwei ESG’en, u.a. 
Wohnumfeldverbesserung

Meiningen (Thüringen), 
Töpfermarkt

Heterogenes Quar tier:  Ba-
rock- und Gründerzeitbauten, 
Brachen

Hohe Leerstände; Wohnumfeld -
verbesserung; Zusammenarbeit 
mit städtischem Wohnungsun-
ternehmen

St.  Wendel (Saarland),  Brühlstr. Heterogenes Quar tier:  Gründer-
zeitbauten, 50er Jahre

Ent wicklung aus schwacher 
Geschäf t s-  zu innerstädtischer 
Wohnlage

Viersen-Dülken (Nordrhein-
West falen),  Mondhöfchen 

Heterogenes Quar tier:  Gründer-
zeitbauten, 50er Jahre

Zentrum ehemals selbständiger 
Kleinstadt
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Die idealtypische Ausprägung der im ExWoSt-For-
schungsfeld vertretenen Eigentümerstandortge-
meinschaften sind Altbauquartiere, insbesondere 
aus der Gründerzeit (z.B. die ESG in Bremerhaven, 
Görlitz und Magdeburg), teils aber auch ältere 
Quartiere. Für letztere ist die ESG „Kybitzstr. / Schuh-
str.“ in Helmstedt ein interessantes Beispiel. Im Kern 
der ehemaligen Universitätsstadt, der größtenteils 
zwar saniert ist, bei einigen Baublöcken aber städ-
tebauliche Defizite aufweist, hat sich eine ESG mit 
wertvoller historischer Bausubstanz unmittelbar 
am Marktplatz organisiert. Es gibt aber nicht nur 
Probleme im Quartier (Abb. 2), sondern vor allem 
baulich-stadträumliche Qualitäten, die es zu erhal-
ten und zu entwickeln gilt (Abb. 3). Die beteiligten 
Eigentümer haben einen Verein gegründet und pa-
cken jetzt gemeinschaftlich die Handlungsfelder 
„Gebäudeübergreifende Nutzungsmöglichkeiten“, 
„Grundstücksübergreifende Freiraumnutzung“ 
und „gemeinsame Vermarktung“ an, verbunden 
mit einer intensiven Öffentlichkeitsarbeit.

Am 13. Mai 2009 hat in Magdeburg bei reger Betei-
ligung eine Auftaktveranstaltung zum Forschungs-
feld stattgefunden. Am 22. und 23. Juni 2009 hat die 
erste Projektwerkstatt stattgefunden, die vor allem 
dem gegenseitigen Kennenlernen der Eigentümer-
standortgemeinschaften untereinander sowie Fra-
gen der Organisationsformen bei der Gründung 
gedient hat. Der Informationsaustausch soll bei der 
Projektwerkstatt in St. Wendel am 19. und 20. April 
2010 fortgesetzt werden. 

Bildnachweis
Abbildung 1: BBSR; 

Abbildung 2:  Stadt Helmstedt; 

Abbildung 3: empirica
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Abb. 2   |   Helmstedt, ESG-Quartier – Bestand und Defizite 

Abb. 3   |   Helmstedt, Blick in die Kybitzstraße
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Revitalisierung von Altstädten

Bei der Belebung historischer Innenstädte steht 
die Entwicklung lebendiger Stadtzentren im Vor-
dergrund, die sich zu attraktiven Lebens- und Ar-
beitsstandorten für alle Generationen und Bevöl-
kerungsgruppen entwickeln sollen.  Dabei kommt 
es auf eine ausgewogene Nutzungsmischung und 
eine gesunde Lebenswelt an. Lebendige Stadtzen-
tren sind aber kein Selbstläufer. Sie entstehen nur 
auf Basis einer Politik neuer integrierter Planungs-
ansätze mit einer ausgewogenen Berücksichtigung 
aller für die Revitalisierung bedeutsamen Belange. 
Dazu zählt vor allem eine umfassende Beteiligung 
der relevanten Akteure, nämlich der Bürger. In ih-
ren Quartieren sind sie nicht nur die Experten für 
die Bedürfnisse vor Ort, sie sind auch die Säule des 
Gemeinwesens und können zu einer nachhaltigen 
Gestaltung und Belebung ihres Quartiers maßgeb-
lich beitragen. 

In einer Zeit, in der viele Städte aufgrund des demo-
graphischen Wandels Schrumpfungstendenzen 
aufweisen und der Anteil älterer Einwohner stark 
zunimmt, müssen zur Revitalisierung historischer 
Städte vor allem die Interessen von Jugendlichen 
als zukünftige Leistungsträger der Gesellschaft 
dauerhaft berücksichtigt werden. Indem ihnen 
die Bedeutung und Vorzüge historischer Städte 
vermittelt werden, können sie als Akteure in die In-
nenstadt zurückgeholt werden. Denn Jugendliche 
können viel zur Belebung von historischen Innen-
städten beitragen: Es sind vor allem Jugendliche, 
die den öffentlichen Raum beleben und sich darin 
ihre Nischen suchen. Der öffentliche Raum dient 
Jugendlichen der Ausübung von Bewegung und 
Sport, für Repräsentation und Selbstdarstellung als 
Bühne, vor allem aber als Treffpunkt für Kommu-
nikation und Interaktion. Soll das nachhaltige Ziel 
einer größeren Identifikation und Belebung histo-

rischer Städte mit adäquaten Aufenthalts- und Ent-
faltungsmöglichkeiten verfolgt werden, so spielt 
hierbei gerade diese Nutzergruppe eine wesent-
liche Rolle.  

Das Forschungsprojekt „Jugendliche im Stadtquar-
tier“

Jugend in der Stadt ist charakterisiert durch Unbe-
rechenbarkeit, durch ein Handeln und Aneignen 
von Raum jenseits von Regeln und Standards. Dabei 
ist „Jugend“ durchaus nicht als homogene Gruppe 
zu verstehen. Sie setzt sich aus einer Vielzahl von 
Teilgruppen mit ganz unterschiedlichen Mustern 
der Raumaneignung und daraus sich ergebenden 
Bedürfnissen zusammen. Auch ihr Interesse und 
ihre Beteiligung an öffentlichen Aktivitäten ist un-
terschiedlich und reicht von der Zurückgezogen-
heit des „Chatters“ bis hin zu öffentlich sehr enga-
gierten Jugendlichen. 

Die Berücksichtigung ihrer Belange findet in den 
alltäglichen Planungsabläufen jedoch kaum statt. 
Dies erklärt sich vor allem dadurch, dass Jugendli-

Jugendliche als Akteure bei der Entwicklung historischer Innenstädte – Er-
gebnisse aus dem ExWoSt-Forschungsfeld „Jugendliche im Stadtquartier“  

Stephanie Haury
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR)

Abb. 1   |   Umgestaltung eines leerstehenden Kinos in Dessau
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che schwer zu erreichen sind: Sie bevorzugen dy-
namische, flexible, temporäre Räume, die in den 
üblichen Kategorien der Stadtplanung keine Ent-
sprechung finden. Ihr Handeln ist in vielen Fällen 
weniger auf Integration ausgerichtet als auf Ab-
grenzung. Um Jugendliche umfassend und dauer-
haft in die Stadtentwicklungsprozesse historischer 
Städte einzubeziehen bedarf es eines Umdenkens; 
bei ihrer Einbeziehung kann nicht auf standardi-
sierte Beteiligungsmethoden zurückgegriffen wer-
den, vielmehr bedarf es eines besonderen Engage-
ments und neuer Strategien.

Um Methoden ausfindig zu machen, mit denen Ju-
gendliche aktiv in die Prozesse der Stadt- und Quar-
tiersentwicklung einbezogen werden können, wur-
de innerhalb des ExWoSt-Forschungsprogrammes 
des Bundes „Innovationen für eine familien- und 
altengerechte Stadtentwicklung“ im Sommer 
2009 der neue Programmbaustein „Jugendliche 
im Stadtquartier“ entwickelt. 
An 31 Modellvorhaben verteilt auf das ganze Bun-
desgebiet sollten verschiedene Facetten und As-
pekte der Jugendbeteiligung erprobt werden. Ge-
sucht wurden dabei innovative Lösungen und 
Ansätze, wie Jugendliche aktiv an der Gestaltung 
ihres Stadtteils oder ihrer Stadt mitwirken und An-
forderungen an ihre Stadtquartiere formulieren 
können. Ausschlaggebend für die Projektauswahl 
waren dabei vor allem die Qualität und der Grad 
der Einbeziehung der Jugendlichen. Das Spektrum 
der Projekte reichte von konkreten Maßnahmen 

über quartiersbezogene Projekte bis zu gesamt-
städtischen Impulsen. 

Aktivierungsstrategien: Von Streetart und Down-
towncamping

Innerhalb eines Beteiligungsprozesses mit Jugend-
lichen ist es wichtig, den richtigen Ton der Anspra-
che zu finden und Methoden zu entwickeln, mit 
denen Jugendliche aus ihrer gewohnten Routine 
herausgelockt und als produktive Akteure in ih-
rem Quartier gewonnen werden können. Im For-
schungsfeld wurden bei der Ansprache von Jugend-
lichen darum teilweise Vermittler eingesetzt, wie 
beim „Kid-Fit-Programm“ in Oldenburg, bei dem 
ältere Jugendliche zu sogenannten „Guides“ für 
jüngere ausgebildet wurden, um einen leichteren 
Zugang zu Ihnen zu bekommen als Erwachsene das 
könnten. Die gewählten Beteiligungsformate der 
Modellvorhaben waren vorwiegend  erlebnisorien-
tiert angelegt und ließen viel Raum für eine flexible 
Ausgestaltung und Zeitplanung. 

Im Frankfurter Projekt wurde durch Streetart-, Hip-
hop- und Rapworkshops die Aufmerksamkeit der 
Jugendlichen auf die Neugestaltung eines Jugend-
hauses gelenkt. Dadurch konnte dann bei der kon-
kreten Beteiligung auf einen großen Teilnehmer-
kreis zurückgegriffen werden. 

Im Modellvorhaben in Dessau wendete man eine 
andere, sehr intensive Beteiligungsmethode an: 
beim sogenannten Downtowncamping zelte-
te eine Gruppe Jugendlicher eine Woche lang im 
Stadtpark, erforschte und erprobte erforderliche 
jugendspezifische Veränderungen in der Stadt und 
diskutierte bis tief in die Nacht hinein. Es entstan-
den dabei Ideen für die Umnutzung eines leerste-
henden Kinos, eine Strandbar am innerstädtischen 
Mulde-Ufer und eine anschließende Ausstellung 
der erarbeiteten Ideen im öffentlichen Raum. 

Die Mitwirkung bei der Neuaufstellung des Flä-
chennutzungsplanes in Duisburg wurde den Ju-
gendlichen durch einen stadtweiten Songcontest 
schmackhaft gemacht, bei dem sie ihre Ideen zur 
Umgestaltung der Stadt in Songs umsetzen konnten. 

Abb. 2   |   Aachener Jugendworkshop im Straßenraum
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Bei den Projekten von „Jugendliche im Stadtquar-
tier“ stellte sich heraus, dass es nicht nur gilt, die 
Jugendlichen für den Beteiligungsprozess als Ak-
teure zu gewinnen, sondern durch frische Formate 
und Strategien zu garantieren, dass die Beteiligten 
während des Prozesses auch „am Ball“ bleiben. Dies 
geschah durch eine flexible Handhabung der Betei-
ligungsformate sowie durch ein zeitnahes und ab-
sehbares, möglichst konkretes Ergebnis. 

Neue Medien: Von Twitter und YouTube

Ein wichtiger Aspekt bei der Durchführung der Pro-
jekte war die Nutzung neuer Medien, den Kommu-
nikationsformen der jugendlichen Alltagswelt. Di-
ese waren schon bei der Projektaktivierung sehr 
hilfreich. Bei der „Stadtsafari“ in Berlin wurden die 
Streifzüge durch das Quartier mit der Handykame-
ra aufgezeichnet und in ein 3D-Modell überführt. 
Bei den meisten Beteiligungsformaten kamen Web 
2.0-Plattformen wie „Twitter“, „MySpace“ und „Fa-
cebook“ und eigene Webseiten zum Zuge, die eine 

schnelle Kommunikation gewährleisteten und ei-
nen großen Nutzerkreis ansprachen. Produzierte 
Videos und Songs konnten auf einfache und schnel-
le Weise in „YouTube“ eingestellt werden. Über die-
sen Weg wurde die Präsentation des Ergebnisses 
vor Familie und Freunden erleichtert und eine hö-
here Akzeptanz des Projektes erreicht, was gerade 
bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund ein 
ausschlaggebender Faktor für deren aktive Betei-
ligung war. 

Abb. 3   |   Aufbau einer Strandbar in Dessau

Abb. 4   |   Jugendliche Reporter in München
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Neben den neuen Medien kamen auch altbe-
währte Kommunikationsformen wie z.B. Stadtteil-
zeitungen zum Einsatz oder wurden mit den neu-
en Medien wie im Projekt in München kombiniert. 
Dort wurden Comicstrips über das Quartier erstellt 
und zu einem Film umgewandelt. 

Im „Gamelabor“ in Frankfurt wurde die virtu-
elle Welt mit der realen Welt verknüpft: in einem 
Computerspiel wurde hier die reale Welt virtuell 
nachgebildet und dadurch spielerisch erlebbar ge-
macht.

Auf Augenhöhe: Von Botschaftern und Jugendfonds

Ein wichtiger Schlüssel für den Erfolg der Beteili-
gungsprojekte war die (ungewohnte) Akzeptanz 
durch die Erwachsenen und das Agieren auf Au-
genhöhe mit professionellen Planern und Archi-
tekten. Ein Respekt, der in der Alltagsrealität an-
scheinend umso schmerzlicher vermisst wird. 

Dies wurde bei der Botschaft des übergeordneten 
„Young Cities Now“- Workshops deutlich, in dem 
jugendliche Vertreter aller Modellvorhaben die 
zentrale Botschaft „Vertraut uns!“ formulierten. 

Neben der Teilnahme in jugendpolitischen Zirkeln 
wie z.B. im Oldenburger Projekt oder „OpenSpace-
Werkstätten“, in denen Jugendliche zusammen mit 
Politikern und Planern über Stärken und Schwä-
chen in ihrer Stadt sprachen, wurden Jugendli-
che in anderen Projekten auch zu Jurymitgliedern 
von städtebaulichen Wettbewerben. Durch dieses 
„Agieren auf Augenhöhe“ konnten sie ihre Belan-
ge direkt an politisch Verantwortliche übermitteln 
und fühlten sich dadurch als Akteure ernst genom-
men. 
Was wollen Jugendliche in der Stadt konkret und 
wie würden sie es umsetzen? Um dies zu erforschen 
wurde ein Fondsmodell entwickelt und in mehre-
ren Projekten erprobt. Mit diesem Instrument er-
hielten Jugendliche die Gestaltungshoheit über 
eigene Finanzmittel und konnten damit Kleinst-
projekte in ihrem Quartier umsetzen. Sie errichte-
ten Tonstudios, gestalteten Brachflächen um und 
bauten BMX-Anlagen aus. 

Treffpunkte: Von fliegenden Bauten und Wohnwa-
genreisen

Ergebnisse von Umfragen machen deutlich, dass 
Jugendliche in vielen Städten altersgruppenspezi-
fische Aufenthaltsräume und Treffpunkte vermis-
sen. Sie weichen darum meist auf häusliche Treff-
punkte aus und nutzen die vorhandenen und eher 
auf die Erwachsenenwelt ausgerichteten Angebote 
der Innenstädte nicht. Viele Modellvorhaben initi-
ierten darum gemeinsam mit den Jugendlichen 
selbst adäquate Jugendtreffpunkte.  Vor allem die 
Möglichkeit des eigenen Entwurfs und einer kon-
stanten Bespielung des Aktionsortes waren aus-
schlaggebend für die spätere Akzeptanz. Neben 
regelmäßig offenen Jugendtreffs wurden vor Ort 
auch in Eigenregie abgehaltene Kulturevents wie 
Kinoabende und Jamsessions ermöglicht. 
In Bergheim entwickelte eine Gruppe Jugendlicher 
die Idee eines temporären aufblasbaren Jugend-
treffs aus Gummi, der zusammen mit dem Herstel-

Abb. 5   |   Jugendbeteiligung mittels eines Computerspiels in Frankfurt

Abb. 6   |   Agieren auf Augenhöhe in Duisburg
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ler entworfen und umgesetzt wurde. Zukünftig 
lässt sich das Objekt ortsungebunden und in weni-
gen Minuten aufstellen, was eine vielseitige Nut-
zung des Raumes ermöglicht. 

Im Herforder Modellvorhaben entschied man sich 
ebenfalls für einen variablen Jugendtreff, einen 
Wohnwagen. Auf dem „langen Weg nach Hause“ 
ging man mit diesem auf die Reise und holte damit 
die Jugendlichen aus ihrer gewohnten Lebenswelt 
heraus. Dadurch schärfte sich ihr Blick für andere 
Kulturen und produzierte einen veränderten Blick-
winkel, der über das Gewohnte hinausging. 
In mehreren Projekten zogen sich die Jugendlichen 
in Nischen, transitorischen Räumen oder auf Brach-
flächen zurück, die von der Erwachsenenwelt nicht 
belegt waren.  
Dabei spielten vor allem Restzonen von U-Bahn-
Haltestellen eine große Rolle, die kurzfristig zur 
Tanzbühne mutierten oder Brachflächen, die zu 
Quartiersküchen umfunktioniert wurden. 

Jugend belebt die Innenstadt: Von Leerständen und 
Stadtoasen

Um Jugendliche als Akteure zurück in die Innen-
städte zu holen ist es von großer Bedeutung, ihnen 
ein Verständnis für die Historie der Städte zu ver-
mitteln und ihnen den Wert historischer Städte 
und deren Altbestand näher zu bringen. Bei meh-
reren Projekten wurden durch fachlich angeleite-
te Stadterkundungen und die Umnutzung leerste-
hender Gebäude Bezüge zu historischen Altstädten 

mit ihrem gewachsenen Baubestand aufgebaut. 
In Leipzig wurde unter dem Motto „Rette ein Haus 
und nutze es!“ ein leerstehendes Gründerhaus von 
Jugendlichen umgestaltet  und zum Stadtteillabor 
umfunktioniert, welches auch über die Projektlauf-
zeit hinaus bestehen soll. Die Nutzung besteht ne-
ben Tonstudios auch aus einer Indoorskaterbahn 
im Keller und es zeigte sich, dass leerstehende Ge-
bäude vielseitig umnutzbar sind. 

Im Erfurter Projekt „Ladebalken“ wurden leer-
stehende Ladenlokale von Jugendlichen als Be-
gegnungs- und Ausstellungsflächen zu offenen 
„Wohnzimmern“ umgenutzt. Die ehemaligen La-
denlokale wurden so zu Schaufenstern für Jugend-
kultur umfunktioniert und regten im Quartier Dis-
kussionen über die Zukunft schrumpfender Städte 
an. 

Ein Projekt in der nordhessischen Kleinstadt Span-
genberg entwickelte umfassende Ideen zur Umge-
staltung der historischen Innenstadt. Im Rahmen 
der 700-Jahr-Feier der Stadt wurden auf einem Ju-
gendaktionstag Freiraumpotenziale der Innen-
stadt identifiziert und Jugendliche mit dem The-
ma Leerstand konfrontiert. Doch es blieb nicht nur 
bei der Analyse: Die Leerstände wurden einen Tag 
lang „probegenutzt“, so wurde z. B. ein leerstehen-
des Hotel zum Kino. Die temporäre Nutzung leer-
stehender Gebäude ist dort ein Modell zur Erpro-
bung möglicher zukünftiger Umnutzungen; das 
Hotel z.B. soll in Zukunft neu bespielt und zum Kul-
turzentrum umfunktioniert werden.

Abb. 7   |   Jugendtreff als fliegender Bau in Bergheim

Abb. 8  |  Stadtoasen für Jugendliche in Rosenheim
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In mehreren Projekten gab es jugendbezogene Ak-
tionen im öffentlichen Raum. Im Projekt „Stadtoa-
sen“ in der Rosenheimer Altstadt wurden in  Zu-
sammenarbeit mit dem Quartiersmanagement 
temporäre Interventionen auf Restflächen oder 
ungenutzten Freiflächen ausgeführt, um das Frei-
flächenangebot für Jugendliche im öffentlichen 
Raum zu ergänzen.

Fazit

Das ExWoSt-Forschungsfeld „Jugendliche im Stadt-
quartier“ stellt ein großes Spektrum an innovativen 
Ideen und Methoden zur Jugendbeteiligung in den 
Städten vor. Die Durchführung der verschiedenen 
Beteiligungsformate ist dabei mit einer intensiven 
Auseinandersetzung mit den jeweiligen jugend-
lichen Akteuren verbunden und ist geprägt von 
einer kreativen, flexiblen, teilweise zeitintensiven 
Ausgestaltung der Prozesse. Sie bewegen sich da-
bei außerhalb der vorhandenen Beteiligungskul-
tur, bei der die Prozesse zumeist standardisiert 

und starr sind. Bei der Revitalisierung historischer 
Altstädte ist die Implementierung einer neuen Ju-
gendbeteiligungskultur ein unverzichtbarer Fak-
tor. Die Entwicklung und Anwendung dieser Kul-
tur stellt eine aktuelle Aufgabe für die zukünftige 
Ausrichtung der Stadtentwicklungspolitik histo-
rischer Städte dar. 

Die Modellvorhaben haben exemplarisch gezeigt, 
welch vielseitige Möglichkeiten und Lösungsan-
sätze in diesem Feld bestehen. Im Rahmen des 
Forschungsfeldes „Jugendliche im Stadtquartier“ 
konnte nachgewiesen werden, dass bei Jugend-
lichen ein großes Interesse an ihrem Quartier und 
an gewachsenen Strukturen besteht. Insbesonde-
re die Unorte unserer Städte werden von Jugend-
lichen bespielt und können dadurch aufgewertet 
werden. Der Wunsch von Jugendlichen nach neuen 
Gemeinschaftsorten und nach Berücksichtigung 
ihrer spezifischen Belange muss gehört und mit ad-
äquaten Angeboten in der Stadtentwicklungspoli-
tik beantwortet werden. Dann können auch leben-
dige Innenstädte für alle Bürger entstehen.

Abb. 9   |  Umnutzung eines leerstehenden Gründerzeithauses in ein Haus für Jugendliche in Leipzig
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Weitere Informationen zum Forschungsprojekt fin-
den Sie unter: 
http://www.jugendliche.stadtquartiere.de
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Abb. 10   |  Leerstehender Laden als offenes Wohnzimmer in Erfurt

Abb. 11  |   Übersicht der Modellvorhaben des ExWoSt-Forschungspro-
jektes „Jugendliche im Stadtquartier“
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Begleitforschung zum Städtebaulicher Denkmal-
schutz und themenrelevante Forschungsprojekte 
des Bundes 

Das Programm Städtebaulicher Denkmalschutz 
versteht sich seit Beginn als ein lernendes Pro-
gramm. Unterstützt durch die Expertengruppe 
Städtebaulicher Denkmalschutz und den steten 
Informationsaustausch zwischen Programmkom-
munen, Ländern und dem Bund, konnte das Pro-
gramm immer zeitnah den sich ändernden Anfor-
derungen und Gegebenheiten angepasst werden. 
Die Begleitforschung des Bundes zu diesem Pro-
gramm ermöglicht darüber hinaus notwendige 
vertiefende Untersuchungen bestimmter Sachver-
halte durch unabhängige Dritte. Genutzt wird die 
Begleitforschung zum einen zur Beratung und Klä-
rung von Fragestellungen des Bundes, aber genau-
so auch zur Information und Hilfestellung für die 
Kommunen. 

In den vergangenen Jahren wurden 0,2% der Bun-
desfinanzmittel, die jährlich für den Städtebau-
lichen Denkmalschutz zur Verfügung gestellt 
werden, in unterschiedliche Begleitprojekte inve-
stiert. Vorweg ist hier die 2004 eingerichtete Bun-
destransferstelle Städtebaulicher Denkmalschutz 
zu nennen, zu deren Aufgaben vor allem Kommu-
nikationsleistungen und der Wissenstransfer ge-
hören. Mit Instrumenten wie dem Internetauftritt, 
der Erstellung der Informationsdienste, persön-
licher Beratung und der Vor- und Nachbereitung 
der Expertengruppensitzungen werden alle am 
Programm Beteiligte und Interessierte in ihrer 
Tätigkeit unterstützt und der Informationsaus-
tausch gewährleistet. Im Bereich der fachlichen 
Programmbegleitung stand für die Bundestrans-
ferstelle vergangenes Jahr vor allem die Vorberei-
tung der anstehenden Evaluierung im Fokus. 

Evaluierung

Die Evaluierung, Schwerpunkt der Begleitfor-
schung in diesem Jahr, ist ein wichtiges Element 
zur Wirkungsanalyse des Programms Städtebau-
licher Denkmalschutz und wird damit Artikel 104b, 
Abs. 2 Grundgesetz gerecht, der u. a. besagt, dass 
die Verwendung der Mittel in regelmäßigen Zeit-
abständen zu überprüfen ist. Da die Ergebnisse der 
Evaluierung von erheblicher Bedeutung für die 
Ausgestaltung der Weiterführung des Programms 
Städtebaulicher Denkmalschutz sind, wurde be-
reits der Vorbereitung der Evaluierung viel Auf-
merksamkeit gewidmet. In Abstimmung mit dem 
Bund und den beteiligten Ländern wurde von der 
Bundestransferstelle ein Fragebogen für eine Kom-
munalbefragung entwickelt, der sich im Aufbau an 
den inhaltlichen Schwerpunkten und Zielen des 
Programms orientiert.  Dieser wurde mit einigen 
Städten im Hinblick auf Anpassungserfordernisse 
einem Testlauf unterzogen.

Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung (BBSR) hat in Abstimmung mit dem Bun-
desministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung (BMVBS) die Evaluierung des Programms 
„Städtebaulicher Denkmalschutz in den neuen Län-
dern“ Ende 2009 öffentlich ausgeschrieben und an 
complan Kommunalberatung, Potsdam, in Zusam-
menarbeit mit TAURUSpro - Institut an der Univer-
sität Trier, vergeben. 
Die Anfang des Jahres 2010 anstehende Kommunal-
befragung ist die tragende Säule der Evaluierung. 
Sie wird für a l l e Programmgebiete durchgeführt, 
um einen vollständigen Überblick zu erhalten. Da-
rauf aufbauend sind vertiefende Betrachtungen in 
ausgewählten Programmgebieten und Schlüssel-
personengespräche vorgesehenen. Die Evaluierung 
soll noch in diesem Jahr abgeschlossen und ihre 
Ergebnisse anschließend veröffentlicht werden. 

Forschungsfeld Städtebaulicher Denkmalschutz                                                            	

Ricarda Ruland
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR)
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Handlungsleitfaden

Neben den Projekten der Begleitforschung, die der 
Bund nutzt, um seinen Erkenntnisbedarf zu de-
cken, wird die Begleitforschung auch genutzt, um 
den Programmgemeinden aufbereitete Informati-
onen und Erkenntnisse an die Hand zu geben. Dies 
erfolgte in den vergangenen Jahren durch die Erar-
beitung von zwei Handlungsleitfaden, die anhand 
von guten Beispielen Lösungsansätze zu verallge-
meinerbaren Aufgaben des Städtebaulichen Denk-
malschutzes aufzeigten.  

Im ersten Handlungsleitfaden „Gute Beispiele im 
Städtebaulichen Denkmalschutz“ wurden insbe-
sondere innovative Nutzungskonzepte für Gebäu-
de und Ensembles sowie nutzungsstrukturelle Lö-
sungen für ganze Quartiere im innerstädtischen 
Bereich präsentiert. Die ausführlich beschriebenen 
und veranschaulichten Beispiele untergliederten 
sich nach ausgewählten Handlungsfeldern zur Re-
vitalisierung historisch geprägter Innenstädte. Sie 
sollen den Städten und Gemeinden, den Akteuren 
der Stadterneuerung sowie interessierten Bürge-
rinnen und Bürgern beispielhafte und nachvoll-
ziehbare Perspektiven für eine erfolgreiche Revi-
talisierung ihrer historischen Innenstädte eröffnen 
sowie Ideen und Anregungen für vergleichbare 
Handlungsanlässe aufzeigen.

Der zweite Handlungsleitfaden „Gute Beispiele: 
Private Initiative im Städtebaulichen Denkmal-
schutz“ fokussierte auf die gezielte Mobilisierung 
und Einbindung privater Initiativen in den Sanie-
rungsprozess der Städte. Er wendet sich damit nicht 
nur an die öffentlichen Akteure der Städte, sondern 
soll vor allem private Initiativen und Einzelper-
sonen ansprechen. Das bedeutet auch die Anspra-
che eines weiteren Akteurskreises, zu dem neben 
z. B. Kreditinstituten auch Vertreter der Immobili-
enwirtschaft zählen. Wie schon die Vorgängerbro-
schüre, nimmt auch dieser Handlungsleitfaden Be-
zug auf aktuelle und komplexe Herausforderungen 
der Stadtentwicklungspolitik. Es geht um die Su-
che nach effektiven Lösungen für viele hochkarä-
tige, derzeit leerstehende und gefährdete Denk-
male und Ensembles, aber ebenso sind Ideen für 
die vielen „unspektakulären“, städtebaulich je-

doch bedeutsamen Altbauten historisch wertvoller 
Innenstädte gefragt. Vielzahl und Vielfalt der an-
getroffenen Beispiele und das Ergebnis des Hand-
lungsleitfadens zeigen vor allem, dass eine intakte 
und vitale räumliche Umgebung in den Städten für 
die Stadtbürger enorm wichtig ist und dass die Be-
reitschaft, dazu auch aktiv beizutragen, vorhanden 
ist. Der Handlungsleitfaden „Gute Beispiele: Pri-
vate Initiative im Städtebaulichen Denkmalschutz“ 
kann zu ihrer Anregung, Motivation und Unterstüt-
zung beitragen.

Die Erstellung eines weiteren Handlungsleitfa-
dens zum Thema „Gute Beispiele zu qualitätvollen 
Neubaumaßnahmen im Städtebaulichen Denk-
malschutz“ soll in diesem Jahr erfolgen, so dass im 
kommenden Jahr mit der Veröffentlichung des 3. 
Bandes gerechnet werden kann. 

Themenrelevante Projekte

Über die direkte Begleitforschung hinaus, gibt es 
weitere vom Bund innerhalb anderer Forschungs-
programme geförderte Projekte, die auch für die 
Herausforderungen im  Städtebaulichen Denkmal-
schutz gute Lösungsansätze erwarten lassen. Im 
Folgenden werden exemplarisch zwei Forschungs-
vorhaben kurz vorgestellt:

Energieeffizientes Bauen und architektonisches 
Erscheinungsbild im ganzheitlichen Planungs-
konzept 
Im Gebäudebestand wird von einem hohen tech-
nischen Energieeinsparpotenzial (teilweise bis zu 
80 Prozent des Energiebedarfs) ausgegangen. Wer-
den bestehende Gebäude energetisch saniert oder 
umgebaut, sind zusätzlich eine Vielzahl weiterer 
Faktoren im Planungsprozess zu berücksichtigen 
und gegeneinander abzuwägen. Dies betrifft ins-
besondere die Auswirkungen der energetischen 
Verbesserung im Gebäudebestand auf das archi-
tektonische Erscheinungsbild des Gebäudes und 
auf das Stadtbild. Im Rahmen dieses Forschungs-
vorhabens soll untersucht werden, wie neben der 
Energieeffizienz weitere Einflussfaktoren, insbe-
sondere architektonische Qualitätsansprüche, As-
pekte der Denkmalpflege und besondere baukul-
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turelle Anforderungen wie z. B. Regelungen aus 
Gestaltungssatzungen und städtebaulichen Erhal-
tungssatzungen, bei der Planung von Umbauten 
oder Sanierungen optimal mit der energetischen 
Sanierung in Einklang gebracht werden können. 
Ziel des Vorhabens ist, auch in Fällen, in denen übli-
cherweise Ausnahmeregelungen in Betracht kom-
men, Lösungsvorschläge für energetische Sanie-
rungen zu erarbeiten. 

Dieses Forschungsvorhaben soll in einem Leitfaden 
münden, der Lösungsvorschläge anhand konkreter 
Beispiele für besonders schwierige Fälle der ener-
getischen Sanierung beinhaltet. Allen mit der en-
ergetischen Sanierung Betroffenen (Kommunen, 
Eigentümer, Investoren, Architekten, Energiebera-
ter, Denkmalpfleger,…) soll er eine Hilfestellung 
bei der Planung von Sanierungsmaßnahmen ge-
ben und den integrierten Abwägungsprozess un-
ter Berücksichtigung der unterschiedlichen Krite-
rien und der Beteiligung verschiedener Fachleute 
darstellen. Gefördert wird dieses Projekt als Auf-
tragsforschung aus dem Bauforschungsprogramm 
Zukunft Bau. Der Leitfaden soll im Herbst 2010 er-
scheinen.

Stadtbild und Energie
Das Forschungsprojekt „Stadtbild und Energie“ 
geht davon aus, dass für eine nachhaltige Lösung 
die energietechnischen Fragen mit städtebaulichen 
Fragen zusammen behandelt werden müssen, um 
reduktionistische Fehlleistungen wie etwa die Prä-
dominanz der Verkehrsplanung in der verkehrsge-
rechten Stadt der 1960er Jahre zu vermeiden. Dazu 
ist es notwendig, die energietechnische Leistung 
der Wand im Zusammenhang mit ihren stadtraum-
bildenden Qualitäten zu sehen. Grundsätzlich geht 
es bei der Betrachtung der energietechnischen As-
pekte darum, nicht alleine den kurzfristigen Wär-
medurchgangskoeffizienten zu beachten, sondern 
ebenfalls die mittelfristigen Wärmespeicherkapa-
zitäten sowie die langfristigen Herstellungs-, In-
standhaltungs- und Entsorgungsenergien. Bei der 
Betrachtung der städtebaulichen Aspekte steht 
im Mittelpunkt, dass die städtische Bebauung klar 
verständliche und interessante Stadträume schaf-
fen muss, die in ihrer regionalen Diversität der Be-
völkerung Identifikationsmöglichkeiten bieten. 

Um diese unterschiedlichen Zusammenhänge un-
tersuchen zu können, wurde hier ein interdiszipli-
näres Forschungsprojekt aufgelegt, an dem Ingeni-
eure, Architekten, Bauhistoriker und Städtebauer 
zusammenarbeiten.
Dieses Forschungsvorhaben wird als Antragsfor-
schung im Rahmen der Nationalen Stadtentwick-
lungspolitik über einen Zeitraum von vier Jahren 
gefördert. Ende des Vorhabens ist im Jahr 2013.

Die hier benannten derzeit laufenden Vorhaben 
geben einen kurzen Einblick in die Forschungs-
landschaft des Bundes im Bereich des Städtebau-
lichen Denkmalschutzes. Ergänzend dazu gibt es 
natürlich noch weitere Forschungsvorhaben und 
Projekte, die Aspekte des Städtebaulichen Denk-
malschutzes beinhalten. Im Anhang ist eine nicht 
abschließende Auswahl von interessanten Pro-
jekten und Veröffentlichungen aufgeführt.

Anhang
Auswahl von Projekten, die im Rahmen der Nationale Stadtentwick-

lung gefördert wurden und mittlerweile abgeschlossen sind bzw. 

kurz vor Abschluss stehen:

-	 Bildungs- und Kompetenzzentrum „HausHalten“  – 	

	 www.haushalten.org 

-	 Probewohnen- zurück in die Gründerstadt  – 

	 www.stadtforschung.com 

-	 Fachwerktriennale – 	www.fachwerktriennale.de

-	 Prima Klima in den Hohenzollernhöfen (Ludwigshafen)  – 	  

	 Allen gerecht und energiebewusst leben!

- 	 weitere Informationen auch unter

	 www.nationale-stadtentwicklungspolitik.de 

Weitere ausgewählte Veröffentlichungen:

-	 „Wärmedämmung für Sonderfälle“, BBSR-Online-Publikation

	 01/09, Hrsg.: BMVBS/BBSR, Januar 2009

-	 „Leitfaden zum Einsatz von Rechtsinstrumenten beim Um-

	 gang mit verwahrlosten Immobilien („Schrottimmobilien“)“ , 

	 Werkstatt: Praxis, Heft 65, Herausgeber: BMVBS und BBSR, 

	 Bonn 2009 

-	 Stadtentwicklungsbericht 2008 – Neue urbane Lebens- und 

	 Handlungsräume, BMVBS, Berlin 2009

-	 Erfassung regionaltypischer Materialien im Gebäudebestand

	 mit Bezug auf die Baualtersklasse und Ableitung typischer 

	 Bauteilaufbauten, Zentrum für Umweltbewusstes Bauen e.V.

	 www.forschungsinitiative.de/PDF/regionaltypische_materi

	 alien.pdf
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Ansprechpartnerin und weitere Informationen bei: 

ricarda.ruland@bbr.bund.de 

Ricarda Ruland

Seit 2003 Wissenschaftliche Mitarbeiterin im Referat Baukul-

tur, Architektur, Städtebau im Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 

und Raumforschung (BBSR) im BBR. Projektleiterin für die 

Begleitforschung des Städtebaulichen Denkmalschutz und 

weiterer themenverwandter Forschungsprojekte. Studium 

der Architektur an der RWTH Aachen und CVUT Praha.



� 89

�
� Informationsdienste Städtebaulicher Denkmalschutz  35

Zum 17. Kongress Städtebaulicher Denkmalschutz   

Quedlinburg,  Sachsen-Anhalt  |   Jürgen Meusel
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Zusammenfassende Dokumentation zum 17. Kon-
gress Städtebaulicher Denkmalschutz in Quedlin-
burg, 31. August –  1. September 2009 

Am 31. August und 1. September 2009 hat in Quedlin-
burg der 17. Kongress Städtebaulicher Denkmalschutz 
unter dem Motto „Kontinuität als Chance - Städte-
baulicher Denkmalschutz in der Integrierten Stadt-
entwicklung“ stattgefunden. Es diskutierten ca. 350 
Teilnehmer über aktuelle und dauerhafte Themen der 
Städte mit historischen Stadtkernen und -bereichen. 
Insbesondere die Chancen, aber auch die Risiken, die 
sich durch und für den Städtebaulichen Denkmal-
schutz im Zusammenhang mit der Finanzkrise er-
geben könnten, sollten auf dem Kongress reflektiert 
werden. Eine integrierte Herangehensweise ist dabei 
unerlässlich. Entsprechend widmeten sich die einzel-

nen Arbeitsgruppen des Kongresses den verschiedenen 
Aspekten von Denkmalschutz und Stadtentwicklung, 
deren Berücksichtigung die Vorrausetzung bildet für 
einen verantwortungsbewussten Umgang mit dem hi-
storischen Erbe in der heutigen Zeit.

Kontinuität als Chance – Städtebaulicher Denkmalschutz in der                   
Integrierten Stadtentwicklung

Daniela Michalski
Bundestransferstelle Städtebaulicher Denkmalschutz

Abb. 1   |   17. Kongress Städtebaulicher Denkmalschutz im Palais Salfeldt, Quedlinburg

Abb. 2  |   Teilnehmer des 17. Kongresses Städtebaulicher Denkmal-
schutz
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Grußworte

Dr. Karl-Heinz Daehre, Minister für Landesent-
wicklung und Verkehr des Landes Sachsen-An-
halt, begrüßte die Teilnehmer des 17. Kongresses 
Städtebaulicher Denkmalschutz und würdigte 
insbesondere die Tatsache, dass die Tagung mitt-
lerweile von Experten, Kommunal- und Landes-
vertreter aus dem gesamten Bundesgebiet wahr-
genommen wird. 

Vor allem mit Blick auf die Anfänge des Städtebau-
lichen Denkmalschutzes 1991, als noch 5 Jahre Pro-
grammlaufzeit prognostiziert wurden, zeugen die 
vergangenen 17 Programmjahre sowie die Fortset-
zung des Programms im gesamten Bundesgebiet 
von einem neuen Bewusstsein im Umgang mit 
dem baukulturellen Erbe. Wichtige Schnittstellen 
im Städtebaulichen Denkmalschutz ergeben sich 
insbesondere mit dem Programm Stadtumbau Ost, 
welches durch Rückbau von Außen nach Innen ei-
nen entscheidenden Beitrag zur Stärkung der In-
nenstädte leistet. So wurden mittlerweile 60.000 
Wohneinheiten in Sachsen-Anhalt zurückgebaut 
während die Innenstädte Aufwertung erfahren ha-
ben. 2010 wird die Internationale Bauausstellung 
IBA Stadtumbau in Sachsen-Anhalt diese Stadtent-
wicklungsstrategie herausstellen. Durch das Son-
derförderprogramme „Investitionen in nationale 
UNESCO-Welterbestätten“ wird die Aufgabe der 
Stadtsanierung zudem noch unterstützt.

Wolfgang Scheller, stellvertretender Bürgermei-
ster der Stadt Quedlinburg, dankte für die Treue, 
die das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung mit der 17. Kongressausrich-
tung gegenüber der Stadt Quedlinburg bewiesen 
hat und würdigte dies als wichtiges Zeichen sowie 
moralische Unterstützung für alle ortsansässigen 
Akteure der Stadtsanierung. 

Der Titel des Kongresses „Kontinuität als Chance – 
Städtebaulicher Denkmalschutz in der integrierten 
Stadtentwicklung“ wird dabei als ausgesprochen 
passend für die Welterbestadt Quedlinburg er-
achtet, bedeute doch die Altstadtsanierung nicht 
nur eine Aufwertung des Erscheinungsbildes, son-
dern zusätzlich eine Beförderung des Tourismus 
und somit der Wirtschaftskraft der Stadt. Die Mit-
tel aus dem Bund-Länder-Programm haben zusam-
men mit privaten Spenden, der Unterstützung der 
Deutschen Stiftung Denkmalschutz und einer ak-
tiven Bürgerschaft Außerordentliches für die Stadt 
bewirkt. Zuwendungen durch das Sonderförder-
programm „Investitionen in nationale UNESCO-
Welterbestätten“ werden weitere Impulse in der 
Stadterneuerung hervorrufen. So wird die geplante 
Kooperation zwischen den sechs Welterbestätten 
Sachsen-Anhalts dazu beitragen, die gesellschafts-
politische Verantwortung gegenüber dem baukul-
turellen Erbe zu stärken und durch Erfahrungs- und 
Ideenaustausch zukunftsfähige Konzepte zu ent-
wickeln. Als Leitmotto dienen dabei die Worte des 
Wiener Architekten und Künstlers Friedensreich 

Abb. 3  |   Dr. Karl-Heinz Daehre, Minister für Landesentwicklung und 
Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt

Abb. 4  |   Wolfgang Scheller, stellvertretender Bürgermeister der 
Stadt Quedlinburg
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Hundertwasser „Wer die Vergangenheit nicht ehrt, 
verliert die Zukunft. Wer seine Wurzeln vernichtet, 
kann nicht wachsen.“. 

Einführungsvorträge

„Zeiten des Wandels – wie reagiert die nationale 
Städtebaupolitik?“ 
Prof. Dr. Engelbert Lütke Daldrup, Staatssekretär im 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung

Die spannende Korrelation der Begriffe Kontinuität 
und Wandel, die den Titel des 17. Kongresses Städte-
baulicher Denkmalschutz bestimmt, findet sich in 
allen gesellschaftlichen Prozessen wider. Schnell-
lebigkeit und Technikliebe bestimmen unser heu-
tiges Leben mehr denn je, so dass eine umfassende 
Flexibilität unerlässlich in der Gesellschaft gewor-
den ist. Und auch Städte werden von dieser Dualität 
bestimmt: die vorhandene Bausubstanz muss sich 
immer wieder neuen Ansprüchen anpassen. 

So sehr auch historische Stadtbereiche diesem An-
passungsdruck unterliegen, werden sie von den Be-
wohnern jedoch eher als „Superzeichen“ für Kon-
tinuität angesehen. Sie stehen für Begriffe, die in 
Reaktion auf Veränderung und Neuordnung vie-
lerorts gewünscht werden: Heimat und lokale Bin-
dung, Identität und Unverwechselbarkeit. Die Städ-
tebauförderungspolitik leistet einen wesentlichen 
Beitrag zur Bewahrung dieser unverwechselbaren 
Identitäten. Insbesondere der Städtebauliche 
Denkmalschutz hat dabei beeindruckende Erfolge 

erzielt. 18 Jahre erfolgreiche Programmumsetzung 
sind heute in den historischen Stadtkernen der neu-
en Länder ablesbar. Und auch auf den Stadtumbau 
hat das Programm einen entscheidenden Einfluss 
ausgeübt: durch das Einwirken zahlreicher Akteure 
ist der Abriss von historischer Bausubstanz aus der 
Zeit vor 1919 im Rahmen des Stadtumbaus nicht 
länger möglich. Doch ist es kein Anliegen des Städ-
tebaulichen Denkmalschutzes, die Altstädte zu Mu-
seen zu entwickeln. Vielmehr ist dem Programm 
daran gelegen, Wandlungsprozesse in den histo-
rischen Stadtkernen zu begleiten und neue Gestal-
tungs-, Nutzungs- und Sanierungskonzepte für das 
Vorhandene zu finden. Dieser Anspruch schlägt 
sich auch in weiteren Programmen und Strategien 
des Bundes nieder: die Initiative Nationale Stadt-
entwicklungspolitik, das Programm Aktive Stadt- 
und Ortsteilzentren, der Investitionspakt und die 
neuen Förderprogramme für Energieeffizienz und 
Klimaschutz sind weitere Reaktionen auf aktuelle 
Herausforderungen. Innovationen und neue In-
strumente müssen im ständigen Dialog zwischen 
Bund, Ländern, Kommunen, Experten und der Öf-
fentlichkeit gefunden werden. Der Kongress Städ-
tebaulicher Denkmalschutz bildet dabei eine wich-
tige Plattform.

„Auswirkungen der Finanz- und Wirtschaftskri-
se auf die historische Stadt“
Dr. Tobias Just, Deutsche Bank Research

Abb. 5  |   Prof. Dr. Engelbert Lütke Daldrup, Staatssekretär im Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

Abb. 6  |   Dr. Tobias Just, Deutsche Bank Research
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Auch wenn die Folgen der Weltwirtschaftskri-
se derzeit noch nicht in den historischen Städten 
ablesbar sind, handelt es sich um die größte Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise seit 80 Jahren. Gleich 
mehrere Aspekte zeigen sich für die Entwicklung 
verantwortlich.

•	Der hohe Verschuldungsgrad in Deutschland hat 
die weltweite Finanzkrise auch in Deutschland 
spürbar werden lassen. Dabei stehen fast immer 
Immobilien im Zentrum der Verschuldung.

•	Die hohe Risikoneigung und –toleranz der Banken 
hat zu immer ungesicherteren Finanzgeschäften 
geführt. Die Beobachtung verlässlicher Daten 
über viele Jahre hinweg ist dabei aus dem Blick-
feld geraten.

•	Die hohe Geschwindigkeit, mit der in der heutigen 
Finanzwelt Entscheidungen getroffen werden, 
hat vielfach zu unüberlegtem Handeln geführt

•	Insbesondere in den USA und in europäischen 
Ländern wie Spanien wurden am tatsächlichen 
Bedarf vorbei spekulative Bauvorhaben und Pre-
stigeprojekte verwirklicht. Zwar blieben die Im-
mobilienpreise in Deutschland stabil, doch ist die 
deutsche Wirtschaft in Form von Exportgütern 
wie Baumaschinen etc. daran indirekt beteiligt.

Konjunkturpakete und Infrastrukturprogramme 
sind kurzfristig wichtige Instrumente, um die Fol-
gen der Wirtschafts- und Finanzkrise abzumildern. 
Langfristig können nur Transparenz sowie eine Ar-
beitskultur der „Entschleunigung“ zu verantwor-
tungsvollerem Handeln führen. 

„Zwischen Bewahrung und Verlust – Das Erbe 
der europäischen Stadt“
Michael Kloos, Institut für Städtebau und Landespla-
nung, RWTH Aachen

Die Bewahrung des kulturellen Erbes und des 
Welterbes führt zu immer neuen Aufgaben im Städ-
tebaulichen Denkmalschutz. Doch ist es allein der 
Begriff der Kontinuität, der eine Chance im Rah-
men der integrierten Stadtentwicklung darstellt? 
Es gilt, den Begriff der Kontinuität auch im Hinblick 
auf eine Fortentwicklung zu verstehen.

Die UNESCO-Initiativen „historic urban lands-
capes“ und „cultural landscapes“ weisen bereits 
darauf hin, dass sich der Denkmalwert immer stär-
ker ausweitet und der räumliche Zusammenhang 
an Bedeutung gewinnt. So spielen nicht nur die ein-
zelnen Denkmäler, sondern räumliche Wechsel-
wirkungen, Sichtachsen etc. eine immer größere 
Rolle bei der Bewahrung und Entwicklung des kul-
turellen Erbes. In den historischen Städten verdich-
ten sich diese Landschaften zu einem unverwech-
selbaren Stadtbild, das in enger Wechselwirkung 
zur ökonomischen Kraft einer Kommune steht. 
Stadtbilder und kulturelles Erbe werden zum Mo-
tor der heutigen Stadtentwicklung und bilden die 
Basis für neue Leitbilder, welche eine gelungene in-
tegrierte Stadtentwicklung begleiten. Das Beispiel 
der Stadt Maastricht zeigt, wie sich eine Kommu-
ne erfolgreich das Prinzip der Kontinuität zu nutze 
macht und in moderne Strategien umwandelt für 
eine Stadtentwicklung, die den heutigen Ansprü-
chen gerecht wird:

•	Leitbild als Faktor für Kontinuität. Von Anfang an 
war in Maastricht ein Leitbild vorhanden, das über 
20 Jahre hinweg eine kontinuierliche Stadtent-
wicklung auf Basis des vorhandenen kulturellen 
Erbes ermöglichte. Die Stadt hat die Etablierung 
als Einkaufs- und Freizeitstandort, die Entwick-
lung des „europäischen Images“ sowie der Aus-
bau als Zweitwohnstandort als Leitbild gewählt 
und mit der (Um)Nutzung von historischer Bau-
substanz konzeptionell unterlegt.

•	Die Stadt Maastricht hat einen Weg gefunden 
durch PPP-Projekte die Baukultur zu befördern.

•	Der Mut, „Nein“ zu Investoren zu sagen und das 

Abb. 7  |   Michael Kloos, Institut für Städtebau und Landesplanung, 
RWTH Aachen
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Geschick, zu einvernehmlichen Lösungen zu kom-
men, war in Maastricht ein wesentlicher Faktor 
für Kontinuität. 

•	Nutzung und Umnutzung historischer Bausub-
stanz. Unorthodoxe Umnutzungskonzepte histo-
rischer Bausubstanz verknüpfen denkmalpflege-
rische, immobilienökonomische und juristische 
Belange.

•	Der Städtebauliche Denkmalschutz ist ein in-
tegriertes Element der Stadtentwicklung. In 
Maastricht gibt es nur eine gemeinsame Stadt-
planungsbehörde. Die Kommunikation erfolgt 
auf allen Planungsebenen und verfolgt einen in-
tegrierten Ansatz mit Hilfe von Management-Plä-
nen, Moderation, Visualisierung und Bildung.

Arbeitsgruppen 

Arbeitsgruppe I: „Investitionen in die Zukunft – 
Ist die Immobilienwirtschaft Partner im Städte-
baulichen Denkmalschutz?“
Moderation Thomas Dienberg, Stadtbaurat Stadt Göt-
tingen

Die Bankenfinanzierungskrise erfordert die Suche 
nach neuen Finanzierungsquellen in der Immobi-
lienwirtschaft. Um diese Entwicklung verantwor-
tungsbewusst zu steuern, ist es notwendig, dass der 
Dialog zwischen Denkmalpflege, Kommunen und 
der Immobilienwirtschaft möglichst frühzeitig ein-
setzt. Die Diskussion unter den Interessensvertre-
tern muss sich vor allem mit der Frage auseinan-
dersetzen, welche Lösungen mit Blick auf den An-
spruch der Nachhaltigkeit am ertragsreichsten sind.   

Thesen zu den Ergebnissen der Arbeitsgruppe I:

•	Die vorhandenen Fördermöglichkeiten für Denk-
male (Förderung und steuerliche Abschreibung) 
müssen unbedingt erhalten bleiben. Der flexible 
Einsatz von Fördermitteln insbesondere zur bau-
lichen Sicherung späterer Abschreibungsprojekte 
im Denkmalschutz ist ebenfalls zu sichern.

•	Ein frühzeitiger Dialog aller Beteiligten ist ent-
scheidend für die Erzielung eines stadtentwick-
lungspolitischen, denkmalgerechten und immo-
bilienwirtschaftlich tragfähigen Ergebnisses. Die 
Kommunen müssen diesen Dialog als Impulsge-
ber sichern.

•	Transparenz über die Ausgangs- und Rahmenbe-
dingungen der denkmalpflegerischen und städ-
tebaulichen Rahmenbedingungen in der Stadt 
ist ein wesentliches Element zur Einschätzbarkeit 
der Zukunftsfähigkeit von Investitionen. Entspre-
chende Vorbereitungen durch die Städte sollten 
gefördert werden.

•	Die Belange des Denkmalschutzes sind Bestand-
teil des Aushandlungsprozesses zur Stadtentwick-
lung – Eine Auseinandersetzung auf Augenhöhe 
ist nur mit einer starken Denkmalpflege mög-
lich. 

•	Die Beteiligten (Stadt, Vorhabenträger, Denkmal-
pflege) müssen mit der gleichen Sprache spre-
chen. Dazu ist eine entsprechende Qualifikation 
/ Qualifizierung unabdingbar. 

Arbeitsgruppe II: „Handel und Wandel in der 
historischen Stadt – Mehr Umsatz um jeden 
Preis?“
Moderation Dr. Siegried Enders, Landesamt für Denk-
malpflege HessenAbb. 8  |   Arbeitsgruppe I, Moderation: Thomas Dienberg, Stadtbaurat 

Stadt Göttingen

Abb. 9  |   Arbeitsgruppe II, Moderation: Dr. Siegried Enders, Landesamt 
für Denkmalpflege Hessen
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Ein vielfältiger und leistungsstarker Einzelhandel 
ist eine der zentralen Funktionen der traditionellen 
und der gegenwärtigen europäischen Stadt. Doch 
stehen die Ansprüche des Einzelhandels häufig im 
Konflikt zu den Rahmenbedingungen in den histo-
rischen Altstädten. Bei der Abstimmung zwischen 
Einzelhandel und Denkmalschutz müssen sowohl 
Prioritäten gesetzt als auch Kompromisse gefun-
den werden. 

Thesen zu den Ergebnissen der Arbeitsgruppe II:

•	Handel und Wandel in der historischen Stadt kann 
und muss im Einklang stehen zwischen den Part-
nern Handel/Investoren/Eigentümer, Stadtpla-
nung/Kommunalpolitik/ Bürgerschaft und Denk-
malpflege/Denkmalschutz. 

•	Denkmalpflege, Kommunen und Investoren müs-
sen frühzeitig und transparent ihre - teilweise ge-
gensätzlichen - Ziele und Interessen kommunizie-
ren und Kompromissmöglichkeiten ausloten.

•	Die Einzelhandelsentwicklung im historischen Be-
stand benötigt Zeit, Geduld und Bereitschaft zum 
Ausgleich und zum Kompromiss. Eine frühzeitige 
Einbindung sämtlicher Partner ist unumgänglich. 
Bei der Projektentwicklung muss die Bereitschaft 
zur Übernahme von unrentierlichen Kosten beste-
hen. 

•	Historische Innenstädte brauchen im Verhält-
nis zu der kleinteiligen Baustruktur großflächige 
Einzelhandelsanbieter / Zentren (ab 800 qm Ver-
kaufsfläche aufwärts) als Magnet.

•	Probleme ergeben sich für die Innenstadt im Ver-
gleich mit den großflächigen EHZ auf der grünen 
Wiese: Parkplatz, Flächenverfügbarkeit, Flächen-
größe, Anlieferung, Bodenpreise/Baukosten. Die-
se Probleme spitzen sich angesichts der struktu-
rellen Veränderungen im Einzelhandelsbereich 
weiter zu.

•	Die Kommunen müssen mit den Anforderungen 
und Ansprüchen der Investoren und Projektent-
wickler Schritt halten können. Wissenstransfer, 
Qualifizierung, selbständiges Agieren und Erfah-
rungsaustausch in den Kommunen müssen ge-
stärkt werden. Hierzu sind erhebliche personelle 
und finanzielle Anstrengungen notwendig. Ganz-
heitliche Ansätze sind notwendig. Vernetzungen 
und die Suche nach „best practice“ Beispiele sind 

hilfreich. 
•	In den Kommunen müssen durch geeignete Vo-

rüberlegungen und konzeptionelle Ansätze 
(kommunale Entwicklungsplanung/-konzepte) 
die realistischen Interessen und Ziele für die Ein-
zelhandelsentwicklung im historischen Bestand 
klar und vorausschauend formuliert sowie Leitli-
nie des kommunalen Handelns sein. Sie sollen ein 
planerisches Instrumentarium hierfür vorhalten: 
ein im Konsens entwickeltes städtebauliches Leit-
bild mit einer Entwicklungs- und Flächenmanage-
mentplanung. Die Rolle der Kommune als Mode-
rator zwischen den Interessen und Partnern muss 
aktiv wahrgenommen werden. 

•	Die Denkmalpflege muss eine inhaltlich begrün-
dete Ausweisung der Kernzonen denkmalpfle-
gerischen Interesses mit einer denkmalpflege-
rischen Zielplanung in die Entwicklungsplanung 
der Kommunen einbringen. Die staatliche und 
kommunale Denkmalpflege ist so auszustatten, 
dass ein strategisch ausgerichtetes Denkmalma-
nagement möglich wird. 

•	Der Handel, die Investoren und Projektentwickler 
müssen bei ihren Planungsüberlegungen die Be-
deutung einer historischen Innenstadt bedenken, 
die Kenntnis der kommunalen und denkmalpfle-
gerischen Zielsetzung ist dabei Voraussetzung. 
Großflächige Einzelhandelszentren müssen sich 
strukturell einpassen, bauliche Offenheit zeigen 
und kein nach außen abgeschlossenes autonomes 
Zentrum bilden.

Arbeitsgruppe III: „Klimaschutz in der histo-
rischen Stadt – Welchen Beitrag können quar-
tiersbezogene Handlungsansätze leisten?“ 
Moderation Dr. Hans-Michael Brey, DV Berlin

Abb. 10  |   Arbeitsgruppe V, Moderation: Dr. Hans-Michael Brey, DV 
Berlin
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Angesichts des globalen Klimawandels sind inter-
nationale Maßnahmen als auch Aktivitäten auf na-
tionaler, regionaler und lokaler Ebene gleicher-
maßen notwendig. Im Kontext historischer Städte 
müssen vor allem quartiersbezogene Lösungen 
gefunden werden, da im denkmalgeschützten Be-
stand Standardlösungen für Gebäude kaum an-
wendbar sind. 

Thesen zu den Ergebnissen der Arbeitsgruppe III:

•	Zur Stärkung unserer historischen Städte ist das 
Programm Städtebaulicher Denkmalschutz ein 
geeignetes Instrument und zu verstetigen. 

•	Gesetze/Richtlinien sind ausreichend vorhanden 
und präzise formuliert. Novellierungen erschei-
nen momentan nicht notwendig. Der Handlungs-
bedarf ist nach wie vor hoch. Diesem ist Rechnung 
zu tragen. Das Modell der europäischen Stadt hat 
erhebliche Standortvorteile auch im Hinblick auf 
eine positive Gesamtenergiebilanz.

•	Weiterverfolgt werden sollte im historischen 
Stadtkern der quartiersbezogene Ansatz einer 
weitgehenden Vollversorgung mit Nahwär-
me. Angesichts der Vielzahl von Eigentümern 
in einem Quartier ist hierbei ein ordnungsrecht-
licher Rahmen zu schaffen (Stichwort: Eigentü-
merstandortgemeinschaften). Dieser sollte in das 
besondere Städtebaurecht des BauGB aufgenom-
men werden.

•	Es werden qualitätsbezogene Lösungen für die 
Anpassung des Klimawandels benötigt. Diese sind 
in bestehende Förderprogramme zu integrieren.

•	Der Einsatz erneuerbarer Energien in Immobili-
en soll in erster Linie auf freiwilliger Basis durch 
die Nutzer erfolgen. Nur so kann die europäische 
Stadt / können Welterbestädte einen Wettbe-
werbsvorteil / einen Standortvorteil erlangen.

•	Statt neuer Richtlinien wird bei den Kommunen 
neutrale Beratungskapazität benötigt, um die 
Bürger in ihrer Entscheidungsfindung zu errei-
chen. Dies verhindert Verwaltungsaufwand, stär-
kt die städtische Position und bindet den Bewoh-
ner an die Stadt.

•	Die Bemühungen der DGNB hat den kulturhisto-
rischen Objekten Rechnung zu tragen. Anzustre-
ben wäre neben einer gebäudebezogenen auch 
eine quartiersbezogene Sichtweise der Dinge.

•	Um den Bürger für die Belange des Denkmal- und 
des Klimaschutzes zu sensibilisieren, werden Pi-
lotprojekte (Vernetzung) benötigt.

•	Klimaschutz in historischen Städten muss dem 
Prinzip der „kurzen Wege in der europäischen 
Stadt“ Rechnung tragen.

Arbeitsgruppe IV: „Stadtbild und Stadtgestal-
tung – Ist Baukultur im Städtebaulichen Denk-
malschutz Standard oder Luxus?“ 
Moderation Michael Bräuer, Bräuer Architekten Ro-
stock

Das baukulturelle Erbe verleiht den Städten eine 
unverwechselbare Individualität und Schönheit. 
Doch wird der Schutz des Stadtbildes oft erschwert 
durch die hohen funktionalen Ansprüche, die an 
die heutigen Altstädte gestellt werden. Eine hohe 
baukulturelle Qualität in der Stadtgestaltung zu 
erreichen zählt zu einer der großen Herausforde-
rungen in der heutigen Stadtentwicklung.

Thesen zu den Ergebnissen der Arbeitsgruppe IV:

•	Der baukulturelle Anspruch muss für jede Kom-
mune Normalität werden. Ohne baukulturellen 
Anspruch entsteht keine Qualität! 

•	Qualitätsmerkmale, die in der Vergangenheit 
bewusst geschaffen wurden, sind sorgfältig zu 
bewahren. Dabei ist eine der Aufgaben neuer 
Architektur in historischem Umfeld, auf lokale 
Besonderheiten Rücksicht zu nehmen und einzu-
gehen. Die Städte sollen ihre unverwechselbare 

Abb. 11  |   Arbeitsgruppe V, Moderation: Michael Bräuer, Bräuer Archi-
tekten Rostock
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Identität schützen, aber auch Spielraum für neue 
Ausdrucksformen belassen.

•	Für eine unverwechselbare Stadtpersönlichkeit 
sollte die Erhaltungszielsetzung 1. Priorität ha-
ben. Der Schutzauftrag bezieht sich in erster Linie 
auf die Erhaltung des Originals. 2. Priorität sollten 
Gestaltungssatzungen haben, die sich thematisch 
auf den Stadtgrundriss, Gebäudetypen, Parzelle, 
Dachform, die Gliederung der Fenster und Fassa-
den, Materialien von Dächern und Fassaden, Far-
be und Werbeanlagen konzentrieren.

•	Baukultur erstreckt sich nicht nur auf das Gebaute, 
sondern auf den gesamten öffentlichen Raum. Die 
vielfältigen Nutzungsansprüche an den öffent-
lichen Raum müssen aus denkmalpflegerischer 
Sicht bewertet werden. Dabei sollten Kommunen 
ein neues Selbstbewusstsein entwickeln, Gestal-
tungsansprüche zu formulieren und die Umset-
zung bzw. Einhaltung konsequent zu verfolgen.

•	Baukultur und Stadtgestaltung sind gesamtgesell-
schaftliche Aufgaben und keine reine Privatange-
legenheit. Es bedarf der qualifizierten Betreuung 
und Ausbildung. 

•	Eine stärkere Zusammenarbeit zwischen der 
Denkmalpflege und den öffentlichen Medien ist 
dringend notwendig. Es ist die Voraussetzung, 
um ein Bewusstsein für vorhandene und zu schüt-
zende Werte in der Öffentlichkeit zu vermitteln.

•	Wettbewerbe sind für eine Baukultur unabding-
bar, müssen aber in der Auslobung schon Quali-
tätsansprüche formulieren. Zwar geben sie keine 
Garantie für die „objektiv richtige Lösung“, doch 
tragen sie durch Einbeziehung von Politik, Fach-
leuten, Initiativen und der Öffentlichkeit zur Ver-
sachlichung und Konfliktreduzierung bei.

•	Es ist notwendig, eine neue Planungs- und Verfah-
renskultur in den Kommunen zu etablieren, um 
Baukultur zu erlangen. Dabei ist insbesondere die 
Einbindung der Bürger in den Planungs- und Ver-
fahrensprozess von entscheidender Bedeutung, 
um Stadträume zu gewinnen, die von den Nut-
zern angenommen werden.

•	Stadtforen sollten intensiv unterstützt werden bei 
Ihrer Zusammenarbeit mit den verschiedenen In-
stitutionen, um das Potenzial bürgerschaftlichen 
Engagements zu nutzen. Die Nutzung bürger-
schaftlichen Engagements ist unerlässlich, um 
eine umfassende und verantwortungsvolle Stad-

terneuerung bei meist knappen kommunalen 
Haushaltsmitteln zu ermöglichen.

Arbeitsgruppe V: „Frischer Wind – Können jun-
ge Menschen für den Städtebaulichen Denk-
malschutz gewonnen werden?“ 
Moderation Prof. Ingrid Burgstaller, Georg-Simon-
Ohm-Hochschule Nürnberg

Das Aufgabenspektrum und die Möglichkeiten, 
junge Menschen mit dem baukulturellen Erbe ver-
traut zu machen und in Denkmalschutz und Denk-
malpflege einzubinden, sind vielfältig. Doch ge-
lingt es nicht immer, Jugendliche auch tatsächlich 
als Interessierte und Mitwirkende zu gewinnen. So-
wohl moderne Kommunikationswege als auch die 
Berücksichtigung jugendlicher Themen und Be-
dürfnisse müssen in der Denkmalpflege verankert 
werden, um junge Generationen für den Denkmal-
schutz zu gewinnen. 

Thesen zu den Ergebnissen der Arbeitsgruppe V:

•	Es gibt unzählige Projekte zur Jugendbeteiligung, 
jedoch mangelt es an einer hinreichenden Kom-
munikation zu den möglichen Beteiligungsver-
fahren. Es müssen ausreichend Anregungspoole 
und Motivationsansätze geschaffen und publik 
gemacht werden! Ein Forschungsvorhaben zur 
Sondierung und Bündelung einzelner Beteili-
gungsformen für Jugendliche könnte einen wich-
tigen Beitrag leisten.

•	Das Fächerspektrum in Schulen ist in der Regel 

Abb. 12  |   Arbeitsgruppe V, Moderation: Prof. Ingrid Burgstaller, Ge-
org-Simon-Ohm-Hochschule Nürnberg
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sehr weit gefasst. Doch lässt sich das Thema Archi-
tektur und Denkmalschutz in den Lehrplänen der 
Schulen nur schwer einordnen. Die „gewohnten 
Strukturen“ sind kaum zu durchbrechen, auch 
wenn es zahlreiche Schnittstellen mit Kunst, Lite-
ratur und Geografie gibt. Das Bildungsministeri-
um / die Kultusministerien sind dafür zu gewin-
nen, Empfehlungen zur frühzeitigen Einbindung 
des Themenfeldes auszusprechen. 

•	Es gibt ein weites Spektrum an traditionellen He-
rangehensweisen im Bereich der Denkmalpflege 
(z.B. übers Handwerk). Um Motivationsansätze zu 
schaffen, die auf Jugendliche zugeschnitten sind, 
sollte eine Verbindung zu modernen virtuellen 
Medien erfolgen. („Lederhose und Laptop“).

Arbeitsgruppe VI: „Aktuelle Rechts- und Förder-
fragen – Setzen Richtlinien den passenden Rah-
men für die kommunale Praxis?“
Moderation Jürgen Leindecker, Städte- und Gemeinde-
bund Sachsen-Anhalt

Das Bund-Länder-Programm Städtebaulicher Denk-
malschutz hat sich in den neuen Ländern bereits 
seit 1991 als Förderprogramm bewährt. 2009 wur-
de das Programm auch in die alten Länder einge-
führt. Dabei gilt es, durch Erfahrungsaustausch die 
bisher gewonnenen Erkenntnisse zur Grundlage 
für künftige Stadterneuerungsprozesse zu machen, 
aber auch den Blick zu öffnen für neue Rahmenbe-
dingungen und unterschiedliche Themenschwer-
punkte in den einzelnen Ländern.

Thesen zu den Ergebnissen der Arbeitsgruppe VI:

•	Die Anwendung des Programms Städtebaulicher 
Denkmalschutz in den alten Ländern steht am 
Anfang. Die Länder und Städte sind dabei, die we-
sentlichen Anwendungsbereiche zu bestimmen. 
Dabei kommt es jetzt vor allem darauf an, die be-
sonderen Möglichkeiten des Programms für eine 
integrierte Stadtentwicklung zu nutzen. Die Er-
fahrungen der neuen Bundesländer sind dabei 
ausgesprochen wertvoll bspw. die Unterbringung 
der Funktion eines Hotels in fünf Fachwerkgebäu-
den hier in Quedlinburg.

•	In zahlreichen Städten der alten und neuen Län-
der stellen die eingeschränkten kommunalen Fi-
nanzierungsspielräume ein Problem dar. Aktuell 
ist u. a. bedingt durch die Konjunkturprogramme 
sehr viel Geld im System. In der Perspektive wird 
es notwendig sein, die Möglichkeiten der Absen-
kung der kommunalen Eigenanteile (in der Ver-
waltungsvereinbarung auf 10 % gesetzt) durch 
passfähige Regelungen in den Ländern zu nut-
zen. Seitens des Bundes sind die Möglichkeiten 
zur Entlastung der Kommunen mit Haushaltsnot-
lage ebenfalls zu prüfen.

•	Grundsätzlich sollten die Länder die Regelungen 
schlank halten; die vorgestellten Vorgehenswei-
sen von NRW und Brandenburg werden als prak-
tikabel eingeschätzt. 

•	Verfügungsfonds sind ein besonders geeignetes 
Instrument der Städtebauförderung. Auch im 
Städtebaulichen Denkmalschutz kann das Instru-
ment aus Sicht des Bundes genutzt werden. NRW 
hat dies bereits entsprechend in der Richtlinie ver-
ankert. Hier sind Anwendungsbeispiele in den 
Städten mutig zu entwickeln.

Podiumsdiskussion 

„Partnerschaften im Städtebaulichen Denkma-
schutz – Mehrwert für Kommunen vor Ort?“
Moderation: Dr. Arnold Bartetzky

Welchen Nutzen Kommunen aus dem reichhal-
tigen Angebot an Netzwerken und Partnerschaften 
ziehen können, wurde von Vertretern des Bundes, 
des Deutschen Nationalkomitees von ICOMOS, der 

Abb. 13   |   Arbeitsgruppe VI, Moderation Jürgen Leindecker, Städte- 
und Gemeindebund Sachsen-Anhalt
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Stadt Treuenbrietzen und einem Vertreter von eco-
vast, einem europäischen Netzwerk für den länd-
lichen Raum, sowie der Monumentenwachten Nie-
derlande, diskutiert.

Michael Knape, 
Bürgermeister der Stadt Treuenbrietzen
Partnerschaften im Städtebaulichen Denkmal-
schutz haben einen großen Mehrwert für Kom-
munen. Die Stadt Treuenbrietzen ist seit 17 Jahren 
Mitglied in der Arbeitsgemeinschaft Städte mit hi-
storischen Stadtkernen im Land Brandenburg. Die 
Arbeitsgemeinschaft hat sich 1992 gegründet, um 
von einem regelmäßigen Erfahrungsaustausch und 
gemeinsamen Aktivitäten im Rahmen der Altstadt-
sanierung zu profitieren. Alle Mitgliedstädte sind 
gleichzeitig Programmstädte im Programm Städ-
tebaulicher Denkmalschutz. Seit einigen Jahren be-
müht sich die Arbeitsgemeinschaft neben dem Er-
fahrungsaustausch verstärkt um ein einheitliches 
touristisches Marketing. In diesem Zusammen-
hang ist es bereits gelungen, eine eigene Marke zu 
entwickeln, die im Land Brandenburg einen groß-
en Bekanntheitsgrad erreicht hat. So werden Ver-
anstaltungen wie das „Denkmal des Monats“ oder 
die Ausstellungen im Rahmen von „Kulturland 
Brandenburg“ zahlreich besucht, aber auch der Zu-
wachs an Tagesbesuchern in den Mitgliedstädten 
selbst zeugt von dem Erfolg der gemeinsamen Ver-
marktung. Die positiven Ergebnisse ziehen Kreise 
bis hin zu den Einwohnern der Stadt. Durch die 
spürbare Belebung der Altstadt und die stetigen Sa-
nierungsfortschritte identifizieren sich zahlreiche 

Bürger mit der historischen Bausubstanz und brin-
gen sich zusätzlich über ehrenamtliches Engage-
ment in die Stadterneuerungsaufgaben ein.

Angus Fowler, 
ecovast Deutschland und Monumentenwacht 
Nederland 
Ecovast ist eine nichtstaatliche Organisation, die 
sich um die Erhaltung, Entwicklung und das Wohl 
des ländlichen Raumes, seiner Bevölkerung und sei-
nes kulturellen Erbes bemüht. Ziel ist es, durch Er-
fahrungsaustausch, Information und Beratung der 
Mitglieder, über Wissenstransfer durch öffentliche 
Tagungen und Arbeitsgemeinschaften sowie durch 
Beratung anderer, nichtstaatlicher Verbände, Kom-
munen, privaten und öffentlichen Projektträgern 
zu einer verträglichen und zeitgemäßen Entwick-
lung im ländlichen Raum beizutragen. Sowohl die 
Öffentlichkeit als auch die Fachwelt soll auf diese 
Weise für den Erhalt des baukulturellen Erbes in 
kleineren Dörfern gewonnen werden. Auch die Idee 
der Monumentenwachten (www.monumenten-
wachten.nl) befasst sich mit dem Erhalt historischer 
Bausubstanz, beschränkt sich jedoch nicht auf den 
ländlichen Raum. Mit regelmäßigen Inspektionen 
und Kontrollen von Denkmälern sowie sofortigen 
Kleinreparaturen sollen durch die Monumenten-
wachten spätere Totalsanierungen und große In-
standsetzungsmaßnahmen vermieden werden. 
Inzwischen macht der niederländische Staat bzw. 
die amtliche Denkmalpflege die Mitgliedschaft in 
der Monumentenwacht Nederland mit den daraus 
folgenden regelmäßigen Inspektionen, Kontrollen 
und Reparaturen zur zwingenden Voraussetzung, 
um staatliche Zuschüsse für Renovierungsmaß-
nahmen in Anspruch nehmen zu können. Nach 
dem Vorbild der Monumentenwacht Nederland 
hat sich der Monumentendienst Niedersachsen mit 
finanzieller Unterstützung des Landes Niedersach-
sen (inkl. Denkmalamt), der Niedersachsen Stif-
tung und mit EU-Mitteln gegründet. Eine Auswei-
tung auf das gesamte Bundesgebiet ist dringend zu 
empfehlen. Denn durch die bewusste nachhaltige 
Denkmalpflege können nicht nur Ressourcen und 
Kosten in den Kommunen gespart werden, es ent-
stehen auch zahlreiche Betätigungsfelder für Ar-
chitekten, Handwerker und weitere Fachleute.

Abb. 14   |   Das Podiumsgespräch mit Dr. Arnold Bartetzky, Angus Fow-
ler, Dr. Christoph Machat, Dr. Marta Doehler-Behzadi, Michael Knape



100�

Informationsdienste Städtebaulicher Denkmalschutz  35

Dr. Christoph Machat, 
Dt. Nationalkomitee von ICOMOS
ICOMOS ist eine internationale nichtstaatliche Ver-
einigung von Denkmalpflegern und -interessier-
ten, die sich weltweit für den Schutz und die Pflege 
von Denkmälern und Denkmalbereichen einsetzt. 
ICOMOS beteiligt sich als Berater und Gutachter an 
der Arbeit des Welterbe-Komitees, steht aber auch 
Kommunen ohne Welterbestatus als Berater ko-
stenlos zur Verfügung. Schwerpunkte der Aktivi-
täten sind:

•	Monitoring und Information zu den deutschen 
Denkmälern auf der Liste des Weltkulturerbes, 

•	Vorbereitung und Durchführung von internati-
onalen Kolloquien und Tagungen zu Fragen des 
Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, 

•	Publikation der Tagungsergebnisse und wichtiger 
Grundsatzpapiere zur Denkmalpflege, 

•	Zusammenarbeit mit anderen Nationalen Ko-
mitees sowie mit verschiedenen nationalen Gre-
mien (Vereinigung der Landesdenkmalpfleger, 
Deutsche UNESCO-Kommission, Deutsches Nati-
onalkomitee für Denkmalschutz) und mit interna-
tionalen Organisationen (UNESCO, ICCROM, Eu-
roparat). 

	 Die größten Erfolge in der Zusammenarbeit mit 
Kommunen können erzielt werden, wenn Ratsu-
chende sich rechtzeitig an ICOMOS wenden und 
nicht warten, bis Konflikte oder Probleme sich 
verfestigt haben.

Dr. Marta Doehler-Behzadi, 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stad-
tentwicklung
Als Bund-Länder-Programm im Rahmen der Städ-
tebauförderung ist der Städtebauliche Denkmal-
schutz grundsätzlich als partnerschaftliches Pro-
gramm angelegt. Die Erfolge des Programms 
Städtebaulicher Denkmalschutz sind zweifellos auf 
die gute Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern 
und Kommunen zurückzuführen. Durch regelmä-
ßige Abstimmungstermine zwischen den jewei-
ligen Vertretern, das Angebot der zusätzlichen Be-
ratung durch die Expertengruppe Städtebaulicher 
Denkmalschutz und die Unterstützung durch die 
Bundestransferstelle ist ein effektives Netzwerk 
an Fachleuten entstanden, welches zu einer wich-
tigen Vorraussetzung für die erfolgreiche Program-

mumsetzung geworden ist. Eine weitere Form der 
Einbindung von Fachleuten und Experten ist die 
Ausrichtung des Kongresses Städtebaulicher Denk-
malschutz. Insbesondere der Erfahrungsaustausch 
unter den Teilnehmern führt zu einem Gewinn an 
Informationen, von dem jede Kommune und jeder 
Anwesende profitieren kann.

Schlusswort 

Dr. Ulrich Hatzfeld, Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung, dankte den zahl-
reichen Teilnehmern des Kongresses für ihre Of-
fenheit, sich auf die unterschiedlichen Themen 
einzulassen, die eine integrierte Stadtentwicklung 
bestimmen. Zusätzlicher Dank gilt der Stadt Qued-
linburg, den Referenten, der Expertengruppe Städ-
tebaulicher Denkmalschutz, der Bundestransfer-
stelle Städtebaulicher Denkmalschutz sowie den 
Mitarbeitern im Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung für das Gelingen des 17. 
Kongresses Städtebaulicher Denkmalschutz.

Um auch weiterhin die verschiedenen Zielgruppen 
zu erreichen und einzubinden, ist der Kongress all-
jährlich auszurichten. Doch soll er künftig in Wech-
sel mit einer Gastgeberstadt in den alten Ländern 
stattfinden, so dass die Einführung des Programms 
Städtebaulicher Denkmalschutz West auch im Rah-
men des Kongressausrichtung veranschaulicht 
wird. 

Die Themen des diesjährigen Kongresses wurden 
intensiv in den Arbeitsgruppen diskutiert. Die Er-

Abb. 15  |   Dr. Ulrich Hatzfeld, Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung
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gebnisse, die von den jeweiligen Moderatoren the-
senhaft zusammengefasst wurden, geben einen 
guten Überblick über die gegenwärtigen Rahmen-
bedingungen und künftigen Anforderungen in der 
integrierten Stadtentwicklung.
Zusätzlich zu den Ergebnissen der Arbeitsgrup-
pen wird die bevorstehende Evaluierung des Pro-
gramms in den neuen Ländern Aufschluss geben 
über die künftigen Aufgaben im Städtebaulichen 
Denkmalschutz. Die Evaluierung ist für 2010 vor-
gesehen, die Programmevaluierung West wird in 
zwei bis drei Jahren folgen. 
Die Schwerpunkte im Städtebaulichen Denkmal-
schutz konzentrieren sich in den kommenden Pro-
grammjahren zunächst auf die energetische Stad-
terneuerung unter besonderer Berücksichtigung 
der Stadtbildverträglichkeit, auf die Förderung ei-
ner welterbeverträglichen Stadtentwicklung sowie 
auf die europäische Stadt und ihr Erbe. Zur europä-
ischen Stadt werden im Jahr 2010 eine Transferver-
anstaltung und voraussichtlich ein internationaler 
Kongress stattfinden.

Bildnachweis
Abbildungen 1-16: Jürgen Meusel 
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bei der Bezirks-Regierung Hannover, seit 1999 Bauassesso-

rin. Im Anschluss Mitarbeit in verschiedenen Planungsbüros 
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Abb. 16  |   Das Foyer im Palais Salfeldt, Quedlinburg
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Ansprechpartner

Bund

Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung BMVBS
Dienstgebäude Krausenstraße 17–20
10117 Berlin

Ansprechpartner
Anke Michaelis-Winter
Telefon: +49 (0)30-2008-6253

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raum-
forschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung (BBR)
Deichmanns Aue 31–37
53179 Bonn

Ansprechpartner 
Ricarda Ruland
Telefon: +49 (0)228-99401-2301

Bundestransferstelle Städtebaulicher
Denkmalschutz
c/o complan Kommunalberatung
Voltaireweg 4
14469 Potsdam

Ansprechpartner
Hathumar Drost, Daniela Michalski 
Telefon: +49 (0)331-201 51-22

Länder

Land Baden-Württemberg
Wirtschaftsministerium des Landes Baden-
Württemberg
Abteilung 5 Infrastruktur – Planen und Bauen
Theodor-Heuss-Straße 4
70174 Stuttgart

Ansprechpartner
Peter Schäfer
Tel. +49 (0)711-123-0

Freistaat Bayern
Oberste Baubehörde im Bayerischen Staats-
ministerium des Innern
Abteilung IIC Wohnungswesen und Städtebau-
förderung
Franz-Josef-Strauß-Ring 4
80539 München

Ansprechpartner
Armin Keller
Tel. +49 (0)89-2192-02 
 
Land Berlin 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung
Abteilung IV Wohnungswesen, Stadterneuerung, 
Soziale Stadt
Referat C Stadterneuerung 
Württembergische Straße 6
D-10707 Berlin

Ansprechpartner
Maria Berning
Tel. +49 (0)30-90125924

Land Brandenburg 
Ministerium für Infrastruktur und Raum-
ordnung
Abteilung II Stadtentwicklung & Wohnungswesen
Referat 21 Stadterneuerung und Wohnen
 – Integrierte Innenstadtentwicklung –
Henning-von-Tresckow-Straße 2-8
D-14467 Potsdam

Ansprechpartner
Rita Werneke, Corinna Wilhelm
Tel. +49 (0)331-866 8190
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Freie Hansestadt Bremen
Behörde des Senators für Umwelt, Bau, Verkehr 
und Europa
Referat 72 Stadtumbau 
Contrescarpe 72
28195 Bremen

Ansprechpartner
Annette Jüngst
Tel. +49 (0)421-361-17380
 
Freie und Hansestadt Hamburg
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Amt für Wohnen, Stadterneuerung und Boden-
ordnung
Wexstraße 7
20355 Hamburg

Ansprechpartner
Martina Garbers
Tel. +49 (0)40-42840-8436

Land Hessen
Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr 
und Landesentwicklung
Abteilung VI Bauwesen, Städtebau, Wohnungs-
wesen
Kaiser-Friedrich-Ring 75
65185 Wiesbaden

Ansprechpartner
Helga Jäger
Tel. +49 (0)611-815 2960

Land Mecklenburg-Vorpommern 
Ministerium für Verkehr, Bau und Landes-
entwicklung
Abteilung 3 Wohnungswesen und Städtebau-
förderung
Referat 330 Grundsatz- und Programmangelegen-
heiten der Städtebauförderung, Aufstellung und 
Durchführung der Städtebauförderungspro-
gramme
Schlossstraße 6-8
D-19053 Schwerin 

Ansprechpartner
Baudirektor Rudolf Schlömann-Vagedes 
Tel. +49 (0)385-5888331

Land Niedersachsen
Nds. Ministerium für Soziales, Frauen, Familie 
und Gesundheit 
Abteilung 5 Bauen und Wohnen
Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 2 
30159 Hannover

Ansprechpartner
Dr. Frohmute Burgdorf
Tel. +49 (0)511-120-0 

Land Nordrhein-Westfalen
Ministerium für Bauen und Verkehr des Landes
Nordrhein-Westfalen
Abteilung V Stadtentwicklung und Denkmal-
pflege
Jürgensplatz 1
40219 Düsseldorf

Ansprechpartner
Karl Jasper
Tel. +49 (0)211-3843-5202 
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Land Rheinland-Pfalz
Ministerium des Innern und für Sport des 
Landes Rheinland-Pfalz
Abteilung 3 Kommunalabteilung
Schillerplatz 3-5
55116 Mainz

Ansprechpartner
Walter Greuloch
Tel. +49 (0)6131-16 3419

Land Saarland
Ministerium für Umwelt, Energie und Verkehr 
des Saarlandes
Abteilung C Landes- und Stadtentwicklung
Referat C/1 Stadtentwicklung, Bauleitplanung
Keplerstraße 18
66117 Saarbrücken

Ansprechpartner
Klaus Müller-Zick, Hans-Joachim Schu
Tel. +49 (0)681-501-4620

Freistaat Sachsen 
Sächsisches Staatsministerium des Innern 
Abteilung 5 Bau- und Wohnungswesen
Referat 54 Städtebau- und EU-Förderung
Wilhelm-Buck-Straße 2
D-01097 Dresden

Ansprechpartner
Michael Köppl, Thomas Pirrong
Tel. +49 (0)351-564-3542 

Land Sachsen-Anhalt 
Ministerium für Landesentwicklung und 
Verkehr 
Abteilung 2 Landesentwicklung, Städtebau und 
Wohnungswesen
Referat 24 Grundsatz Wohnungswesen und Städte-
bau, Städtebauförderung, Haushalt
Turmschanzenstraße 30
D-39114 Magdeburg

Ansprechpartner
Maik Grawenhoff
Tel. +49 (0)391-567-7467

Land Schleswig-Holstein
Innenministerium des Landes Schleswig-
Holstein
Abteilung Städtebau, Bau- und Wohnungswesen
Düsternbrooker Weg 92
24105 Kiel

Ansprechpartner
Sabine Kling
Tel. +49 (0)431-988-3231

Freistaat Thüringen 
Thüringer Ministerium für Bau, Landesent-
wicklung und Medien
Abteilung 2 Städte- und Wohnungsbau, Raum-
ordnung und Landesplanung
Referat 23 Städtebau, Städtebauförderung
Steigerstraße 24
D-99096 Erfurt

Ansprechpartner
Simone Hold
Tel. +49 (0)361-3791-230 
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